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Grufdwort

In den Stadt- und Ortsteilzentren wohnen und arbeiten
wir, kaufen ein, erleben Kultur und Vieles mehr. Sei es der
Ortskern einer kleinen Gemeinde, die Innenstadt einer
Mittelstadt oder das Stadtteilzentrum einer Grof3stadt

- hier treffen wir uns und kommunizieren miteinander.
Die Zentren sind die Visitenkarten unserer Stadte und
Gemeinden, sie lassen Identifikation und Heimatgefiihl
entstehen. Diese Vielseitigkeit und Vitalitit gilt es zu er-
halten und zu stéarken.

Bund und Lander haben das Stidtebauférderprogramm
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren 2008 eingefiihrt, um Im-
pulse fiir die Starkung zentraler Versorgungsbereiche und
damit fiir lebendige Zentren zu setzen. Der vorliegende Be-
richt beleuchtet den Stand des ,,Zentrenprogramms* nach
finf Jahren Umsetzung.

Mit dem Zentrenprogramm unterstiitzen Bund und Lander
die Stddte und Gemeinden dabei, die Vielfalt der Zentren
zu erhalten, sie als Orte von Wirtschaft und Kultur, zum
Arbeiten und Wohnen, fiir Versorgung und Freizeit, aber
auch als Identifikationsorte der Gesellschaft und als Kris-
tallisationspunkte des Alltagslebens zu bewahren und vor
allem weiterzuentwickeln.

Bund, Lander und kommunale Spitzenverbiande haben

vor finf Jahren eine Programmstrategie erarbeitet, die den
strategischen Ansatz, Auftrag und Nutzen und damit das
spezifische Profil des Zentrenprogramms zusammenfasst.
Die Programmstrategie dient allen Beteiligten als Orien-
tierung bei der Umsetzung des Programms. Fiir diesen
Statusbericht bildet sie die Grundlage zur Einschiatzung der
Umsetzung und der bisherigen Ergebnisse der Forderung.
Viele Praxisbeispiele dokumentieren, was in den Stidten
und Gemeinden schon erreicht wurde.

Nach fiinf Jahren Umsetzung des Programms lasst sich
festhalten, dass sein programmatischer Ansatz offenbar
passende Konzepte und Instrumente fir die aktuellen
Chancen und Probleme der Zentren enthilt. Das Zentren-
programm liefert deutlich sichtbare Ergebnisse: Das gilt
nicht nur fiir die bereits in vielen Gemeinden erreichten

und nutzbaren stadtebaulichen Aufwertungen und fiir

andere Investitionen, die aus dem Programm gefor-
dert wurden. Dartiber hinaus bewirkt das Programm
breite Mobilisierungseffekte bei den Partnern in den
Zentren. Die Beteiligung aller, die zur innerstadtischen
Entwicklung beitragen konnen, sowie die Anwendung
eines integrierten Handlungsansatzes auf verschiede-
nen Ebenen sind wichtige Anliegen des Programms. Die
Instrumente ,Integrierte stidtebauliche Entwicklungs-
konzepte®, ,,Zentrenmanagement“ und ,Verfigungsfonds“
sollen diese Anliegen unterstiitzen. Die Erkenntnis dieses
Statusberichtes, dass die Anwendung und Bedeutung
dieser Instrumente stetig wachst, ist fiir mich daher sehr
erfreulich. Denn sie zeigt, dass gemeinsames Handeln
von Biirgerschaft, Wirtschaft und 6ffentlicher Hand bei
der Entwicklung attraktiver Zentren nicht nur sinnvoll,
sondern auch moglich ist.

Ich wiinsche mir, dass die vielen guten Beispiele in diesem
Statusbericht motivieren, weitere Ideen fiir unsere Innen-
stadte und Ortskerne umzusetzen!

/?%Em /‘{ﬂh&m@

Dr. Barbara Hendricks
Bundesministerin fiir Umwelt, Naturschutz, Bau
und Reaktorsicherheit
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Kurzfassung

Das Stadtebauférderprogramm Aktive Stadt- und Orts-
teilzentren, kurz: das ,Zentrenprogramm®, lauft seit tiber
finf Jahren. Bund und Linder haben es 2008 zur Starkung
zentraler Versorgungsbereiche eingefiihrt. Der vorliegende,
zweite Statusbericht beschreibt auf der Basis zahlreicher
Beispiele aus den Programmkommunen und Férdergebieten
den erreichten Stand bei der Realisierung der Ziele, die in der
Programmstrategie festgeschrieben sind. Er analysiert die
bisherigen Erfahrungen bei der Erprobung diverser Losungs-
ansitze sowie bei der Anwendung spezifischer Instrumente.
Nach tiber fiinf Jahren der Programmumsetzung zeigt sich,
dass die im Jahr 2008 erarbeitete Programmstrategie fiir die
Akteure im Programm eine sachgerechte und hilfreiche
Orientierung darstellt. Zahlreiche Gesamtmafinahmen
haben die Ziele der Programmstrategie aufgegriffen.

Umsetzung der Ziele des Zentrenprogramms

In der Programmstrategie sind sechs Ziele des Zentren-
programms formuliert: Funktionsvielfalt und Versorgungs-
sicherheit, Soziale Kohision, Aufwertung des 6ffentlichen
Raumes, Stadtbaukultur, Stadtvertragliche Mobilitat und
Partnerschaftliche Zusammenarbeit.

Funktionsvielfalt und Versorgungssicherheit

Die Sicherung und Starkung der Nutzungsmischung ist in
der Mehrzahl der Fordergebiete handlungsleitend. Einerseits
trigt eine gezielte Anreicherung des Nutzungsspektrums in
den Fordergebieten, andererseits auch eine bewusste Stér-
kung bereits vorhandener Nutzungen zu Funktionsvielfalt
und Versorgungssicherheit bei. Viele Programmkommunen
verfolgen die Strategie, ihre Zentren auch tberortlich als
Standorte unterschiedlicher Nutzungen zu qualifizieren, die
kleinere Orte (vor allem in peripheren Riumen) aktuell oder
kiinftig nicht mehr anbieten konnen.

Bei der Stirkung der Funktionsvielfalt steht in vielen
Kommunen die Umsetzung mehrerer Einzelmaf3-
nahmen aus unterschiedlichen Handlungsfeldern im
Vordergrund, die in ihrer Gesamtheit zu einer breiten
Funktionsvielfalt in den Zentren beitragen. Vor allem
die offentliche Hand nimmt ihre Verantwortung fiir eine
angemessene infrastrukturelle Versorgung der Bevolke-

Bis einschlieflich 2012 férderten Bund und Lander 415
Fordergebiete in 375 Stadten und Gemeinden aller 16
Bundeslander. Die Anzahl der Mafinahmen und der
beteiligten Kommunen ist seit Programmbeginn konti-
nuierlich angestiegen. Auch das Programmvolumen hat
sich zwischen 2008 (ca. 40 Mio. Euro Bundesfinanzhilfen)
und 2013 (ca. 97 Mio. Euro Bundesfinanzhilfen) deutlich
erhoht.

Insgesamt beliefen sich die Bundesfinanzhilfen zwischen
2008 und 2013 auf iber 448 Mio. Euro. Die Mehrzahl der
Férdermafinahmen ist in kleinen Stidten und Gemeinden
angesiedelt. In den Klein- und Mittelstidten werden im
Zentrenprogramm zumeist die ,klassischen” Stadtzentren
gefordert, in den Grofistddten eher Stadtteilzentren.

rung wahr. Beleg dafiir ist eine Vielzahl von Projekten,
mit denen der Erhalt oder die Neuansiedlung 6ffentlicher
Nutzungen und infrastruktureller Einrichtungen in den
Zentren gefordert wird.

Ein wichtiger Bestandteil einer breiten Funktionsvielfalt
in den Zentren ist das Wohnen, das derzeit allerdings viele
Kommunen noch nicht hinreichend als Handlungsfeld der
Zentrenentwicklung beriicksichtigen. Auch im Bereich der
Stabilisierung bzw. des Ausbaus der Zentren als Standorte
flir Gewerbe bestehen noch Optimierungspotenziale.

Soziale Kohiasion

Kontraste sozialer Lagen zeigen sich in den Stadtzentren
deutlicher als in anderen Stadtquartieren. Grund dafiir sind
u. a. divergierende Nutzungs- und Verwertungsinteressen
unterschiedlicher Akteursgruppen. Damit geht ein enges
Nebeneinander von hochpreisigen Einzelhandelslagen
sowie manchmal vernachlassigter dlterer Wohnquartiere
einher.

Bei der Umsetzung der Programmziele des Zentrenpro-
gramms spielt jedoch soziale Kohision bislang nur eine
untergeordnete Rolle, wenn man die Gesamtheit aller
Fordergebiete im Programm betrachtet. In der Mehrzahl
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der Fordergebiete lassen sich diesem Handlungsfeld zwar
konzeptionelle Ziele, jedoch selten konkrete Mafinahmen
zuordnen.

Das Ziel der sozialen Kohiasion wird zumeist implizit verfolgt
(beispielsweise im Verbund mit Aufwertungsmafinahmen
im o6ffentlichen Raum oder einer Starkung der Funktions-
vielfalt). Diese kénnen dann indirekt - aber nicht durch eine
zielgerichtete Steuerung forciert — auch positive Auswirkun-
gen auf die soziale Stabilitdt in den Quartieren haben. Eine
flichendeckende Aufwertung innerstadtischer Quartiere mit
der bewussten Zielansprache zahlungskraftiger Personen-
gruppen birgt die Gefahr, dass ein Teil der dort lebenden Be-
volkerung Mietpreissteigerungen nicht mehr tragen kann.
Hier kann das Zentrenprogramm mit Stabilisierungsmafi-
nahmen ansetzen, beispielsweise durch die gezielte Férde-
rung von Wohnraum fiir sozial benachteiligte Haushalte.

Aufwertung des offentlichen Raumes

Offentliche Rdume mit hoher Aufenthaltsqualitit fiir
unterschiedliche Nutzergruppen spielen eine wichtige
Rolle bei der Belebung der Stadt- und Ortsteilzentren. Sie
sind identitatsstiftend und entscheidend fir eine positive
Wahrnehmung der Zentren. Mit dem Zentrenprogramm
wird das Ziel verfolgt, 6ffentliche Riume in den Zentren
aufzuwerten. Thre Zugéinglichkeit und Nutzbarkeit fiir alle
gesellschaftlichen Gruppen und eine Belebung der Zentren
durch Raum fiir Aktivititen und Orte zum Verweilen ste-
hen dabei im Mittelpunkt.

Entscheidend zur Erreichung des Programmziels sind
integrierte Gesamtkonzepte, die die Bedeutung und die
unterschiedlichen Funktionen des 6ffentlichen Raumes
bertcksichtigen und in einen Zusammenhang mit den
anderen Zielen der Zentrenentwicklung stellen. Die Zu-
ganglichkeit und Nutzbarkeit der 6ffentlichen Riume wird
in den Programmkommunen erfolgreich verbessert. Das
Bewusstsein, Raum fiir alle gesellschaftlichen Gruppen
sicherzustellen, spiegelt sich in vielen Zentren in einer
barrierearmen bzw. barrierefreien Gestaltung des 6ffentli-
chen Raumes. Einen Schwerpunkt bei den Maffnahmen zur
Aufwertung des 6ffentlichen Raumes bildet die Anpassung
und Erneuerung von Fufigiangerzonen. Seltener schaffen
Programmkommunen neue Griinflichen und Parkanlagen
oder werten bestehende auf.

Vielfiltige MaRnahmen des Zentrenprogramms tragen zur Belebung
der Zentren bei

Bei der Planung und Umsetzung von Mafnahmen zur Auf-
wertung des 6ffentlichen Raumes wenden viele Kommunen
Beteiligungs- und Kooperationsansitze an. Gemeinsam mit
Gewerbetreibenden und der Biirgerschaft finden Aktionen
im Vorfeld, wihrend und nach dem Umbau des 6ffentlichen
Raumes statt und tragen zur Belebung der Zentren bei.

Stadtbaukultur

Ein breites Verstandnis von Stadtbaukultur setzt auf Ver-
fahren und Instrumente zur Férderung und Sicherung
stadtebaulicher Qualititen. In der Programmstrategie ist
dieses Verstindnis mit zwei stadtbaukulturellen Zielen ver-
ankert. Der Erhalt und die behutsame Anpassung kleintei-
liger Raumstrukturen sowie eine Aktivierung und stadt-
vertrégliche Integration freier Riume und Flachen sollen
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an die typischen pragenden stidtebaulichen Merkmale von
gewachsenen Zentren ankniipfen. Weiterhin zielt das Pro-
gramm darauf ab, durch Erhalt und Schaffung stadtbau-
kultureller Qualitaten (z.B. mithilfe von stidtebaulichen
und Architekturwettbewerben) zur Pflege des Stadtbildes
beizutragen.

Viele Programmkommunen férdern die Stadtbaukultur
durch kleinrdumige Baumafinahmen, die Umgestaltung
zentraler 6ffentlicher Rdume sowie durch instrumentelle
und konzeptionelle Ansdtze zur Sicherung gestalterischer
Qualitat. Dabei hat sich vielerorts ein breites Verstindnis
von Stadtbaukultur durchgesetzt, das teilweise mit den
kommunikativen Ansitzen des Programms gekoppelt wird.
Die gestalterische Aufwertung 6ffentlicher Raume stellt
eine zentrale stadtbaukulturelle Herausforderung dar. In
vielen Programmgebieten konzentriert sich ein wesentli-
cher Teil der geforderten Bauinvestitionen hierauf.

Auf der konzeptionellen und instrumentellen Ebene
werden vor allem Anreizinstrumente mit gestalterischem
Bezug und wettbewerbsdhnliche Verfahren eingesetzt. Sie
leisten einen Beitrag zur Pflege des Stadtbilds. Aktivititen
zur Forderung der Stadtbaukultur entfalten vor allem dann
nachhaltige Wirkungen, wenn sie in integrierte Konzeptio-
nen zur Aufwertung von Zentren mit einer Stabilisierung
der Nutzungsstruktur eingebettet sind.

Stadtvertrégliche Mobilitat

Eine gute Erreichbarkeit fiir die unterschiedlichen Ver-
kehrsteilnehmer ist die Grundlage funktionierender
Zentren und wichtiges Potenzial fiir ihre Stabilisierung
und Aufwertung. Die verkehrlichen Belastungen in den
Zentren durch den motorisierten Individualverkehr fithren
aber hiufig zu Nutzungskonflikten, die die Lebens- und
Aufenthaltsqualitit reduzieren und den Gestaltungsspiel-
raum fiir andere Nutzungen und Aktivitaten einschrianken.
Die Férderung der stadtvertraglichen Mobilitét ist eine
Querschnittsaufgabe. Sie ist gekennzeichnet durch viele
Akteure, Abhédngigkeiten und daraus resultierenden langen
Planungs- und Umsetzungszeitraumen sowie meist durch
hohe Kosten fir die investiven Projekte. Mafinahmen zur
Starkung der stadtvertraglichen Mobilitat haben aber in
der Programmumsetzung hiufig eine wichtige Funktion,
da sich erst durch die Lésung verkehrlicher Probleme

andere Aufgaben, beispielsweise im 6ffentlichen Raum, ab-
schlieflend umsetzen lassen. Die divergierenden Interessen
der einzelnen Akteure bei Fragen der stadtvertraglichen
Mobilitit erfordern einen intensiven Austausch und einen
hohen Ressourceneinsatz flir die Akteursbeteiligung.

Bei Mafinahmen zur Umgestaltung von Verkehrsriaumen
erfolgt haufig eine Biindelung von Fordermittel. Die For-
dergegenstinde und -ziele der unterschiedlichen Program-
me sind nicht immer kongruent, was den stadtvertragli-
chen Umbau von Verkehrsraumen zum Teil erschwert. Der
integrierte Ansatz des Zentrenprogramms tragt aber dazu
bei, Verkehrsraume an die aktuellen Anforderungen anzu-
passen und eine stadtvertrigliche Mobilitét zu starken.

Partnerschaftliche Zusammenarbeit

Das Zentrenprogramm zielt zum einen auf die Einbe-
ziehung der Biirgerinnen und Biirger in die Zentrenent-
wicklung und zum anderen auf die Aktivierung, effektive
Mitwirkung und partnerschaftliche Kooperation aller
Akteursgruppen der Zentrenentwicklung und auf die Ver-
stetigung kooperativer Prozesse. Stadt- und Ortsteilzentren
sind gepragt durch eine hohe Vielfalt an Akteuren und
Nutzergruppen. Dies stellt eine besondere Herausforderung
an den Gestaltungsprozess dar. Uber das Zentrenprogramm
kann es gelingen, die unterschiedlichen Interessen zu
mobilisieren und fiir die Zentrenentwicklung konstruktiv
zu nutzen. Nicht nur die Einzelhdndler und Gewerbe-
treibenden stehen bei der Zentrenentwicklung im Fokus,
zunehmend treten auch Akteure der sozialen Infrastruktur,
Vereine, Initiativen und Bewohner als wichtige Partner bei
der Programmumsetzung hinzu.

Grof3stddte entwickeln fiir ihre Zentren aufgrund der

hier besonders komplexen Akteursstrukturen und Hand-
lungsansitze bei der Entwicklung der Stadtzentren bzw.
Stadtteilzentren oftmals schon in der konzeptionellen
Phase Kommunikationsstrategien. Mittel- und Kleinstddte
kntipfen oft an bestehende und bereits eingespielte Struk-
turen (Stadtteilvereine, Werbegemeinschaften u.4.) an. Die
Einbeziehung der Akteure erfolgt nicht nur tiber die Stadt-
verwaltung, sondern vielfach tiber das beauftragte Zentren-
management. In Grof$stidten und Stadtteilzentren wird
bei einer groflen Anzahl zu beteiligender Akteure meist ein
eher umfassender Beteiligungsansatz praktiziert. In Klein-
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und Mittelstadten ist haufiger ein projektbezogener Ansatz
zu beobachten.

Kooperative Ansitze der Zentrenentwicklung haben im
Verlauf der Programmumsetzung an Bedeutung gewon-

Instrumente der Programmumsetzung

Bei der Umsetzung des Zentrenprogramms haben sich drei
spezifische Instrumente etabliert: Integrierter Handlungs-
ansatz, Zentrenmanagement und Verfigungsfonds.

Integrierter Handlungsansatz

Kern des Zentrenprogramms ist die Anwendung eines
integrierten Handlungsansatzes. Dieser vollzieht sich auf
mehreren Ebenen: Es geht um das Zusammendenken raum-
licher Beziige (vom Objekt im Stadtquartier bis zur Gesamt-
stadt und zur Stadtregion) mit einer akteurstibergreifenden,
einer zeitlichen (prozessorientierten) sowie einer ressort-,
funktions- und ressourceniibergreifenden Dimension.

Die Aufstellung integrierter stidtebaulicher Entwicklungs-
konzepte ist ein programmatischer Anspruch und eine
Fordervoraussetzung des Zentrenprogrammes. Dabei soll die
Entwicklung der Gesamtstadt mit in den Blick genommen
werden. Die Zahl der fertiggestellten integrierten stadtebau-
lichen Entwicklungskonzepte steigt kontinuierlich. Im Pro-
grammjahr 2012 lag fiir rund 70 Prozent der Fordergebiete
ein solches Konzept vor. Die Konzepte haben sich somit in
den Kommunen als Grundlage fir die Zentrenentwicklung
etabliert. Insbesondere in jenen Lindern, in denen die Er-
stellung eines integrierten stidtebaulichen Entwicklungs-
konzepts forderfihig ist, ist in den meisten Programmkom-
munen eine fundierte Basis fiir die inhaltliche, raumliche,
zeitliche und finanzielle Koordination der Zentrenent-
wicklung vorhanden. Integratives Handeln als Strategie der
Zentrenstirkung setzt sich somit zunehmend durch.

Zentrenmanagement
Eine zentrale Rolle bei der Umsetzung der kooperativen

und integrierten Ansitze des Zentrenprogramms spielt
die Einrichtung und Ausgestaltung eines Zentrenmanage-

nen. Viele Programmkommunen erkennen die Chancen
der spezifischen Instrumente wie Zentrenmanagement
und Verfigungsfonds und nutzen diese, um feste Mitwir-
kungsstrukturen bei der Umsetzung der Mafinahmen zu
schaffen.

ments. Es unterscheidet sich vom ,klassischen® Projekt-
management (z.B. durch Sanierungstriger oder andere
Beauftragte) vor allem durch seinen stirker aktivierenden
Charakter.

Das Zentrenmanagement stellt idealerweise eine inter-
medidre Instanz zwischen Kommune, Lenkungsgruppe,
Bewohnern und anderen nicht-staatlichen Akteuren dar.
Dem kooperativen Ansatz des Zentrenprogramms ent-
sprechend werden die unterschiedlichen Akteure, Gruppen
und Bewohner auf dem gemeinsamen Weg einer integ-
rierten Zentrenentwicklung eingebunden. Das integrierte
stadtebauliche Entwicklungskonzept formuliert bereits
Eckpunkte fiir die Arbeit des Zentrenmanagements. Je nach
Schwerpunkten und Themenbereichen sind unterschied-
liche Kompetenzen des Managements erforderlich.

Eine transparente Organisationsstruktur mit gleichblei-
benden Ansprechpartnern, geregelte und verbindliche
Zustandigkeiten sowie eine handlungsorientierte Einbin-
dung in das Verwaltungsgeschehen bilden die Basis eines
effizienten Zentrenmanagements. [dealerweise vereint es
organisatorische und kommunikative Fihigkeiten, die Wei-
terentwicklung bewahrter Organisationsformen sowie die
personelle und inhaltliche Vernetzung im Zentrum. Eine
aktivierende Ausgestaltung erfolgt insbesondere in den
Programmkommunen jener Lander, die durch Leitfaden,
Arbeitshilfen und intensive Begleitung bei der Umsetzung
der Férdermafinahmen unterstiitzt werden. Vielerorts
konnte diese Steuerungsfunktion noch ausgebaut werden.

Verfiigungsfonds
Das Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren eroffne-

te bereits im Jahr 2008 das Angebot zur Einrichtung von
Verfligungsfonds als Instrument zur privat-6ffentlichen
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Kooperation. Der Verfligungsfonds erméglicht einen
flexiblen und lokal angepassten Einsatz von Mitteln der
Stddtebaufdrderung sowie eine kurzfristige Umsetzung von
Impulsprojekten in den Férdergebieten. Das zentrale Ziel
der Verfiigungsfonds ist die Mobilisierung lokaler Akteure
und deren Einbindung in die Prozesse der Zentrenent-
wicklung. Den Gesamtetat des Verfigungsfonds legt die
Gemeinde jihrlich fest. Jeden Euro, der aus privatem Ver-
mogen in den Verfiigungsfonds eingezahlt wird, stockt die
Stadtebauférderung von Bund, Lindern und Kommunen
um einen weiteren Euro auf.

Die Bedeutung des Instrumentes bei der Umsetzung des
Zentrenprogramms wichst langsam, aber kontinuierlich.
Allerdings fehlt vielerorts trotz zahlreicher Kommuni-
kations- und Informationsangebote des Bundes und der
Lander noch immer das grundséitzliche Verstandnis fiir
die Moglichkeiten und Grenzen des Instruments. Aufier-

Fazit und Ausblick

Die Umsetzung des Zentrenprogramms ist gekennzeichnet
durch die weitgehende Berticksichtigung der Programm-
ziele, die Verbreitung integrierter stidtebaulicher Entwick-
lungskonzepte und die Anwendung kooperativer Ansitze.
Neben der Férderung baulich-investiver Mafnahmen hat
sich in den letzten Jahren eine Fiille von Management-
ansitzen entwickelt, die den Gedanken der Beratung und
Aktivierung der Beteiligten und Betroffenen in den Mittel-
punkt stellen.

Die Programmstrategie zum Zentrenprogramm hat sich als
fundierte Basis fiir die Umsetzung des Programms bewéhrt.
Dies gilt auf der konzeptionellen Ebene nahezu unein-
geschriankt, wenn man sich die Vielfalt und Qualitit der
integrierten stidtebaulichen Entwicklungskonzepte vor
Augen fiihrt, die in vergleichsweise kurzer Zeit im Kontext

dem stellen sich bei der konkreten Umsetzung zahlreiche
Detailfragen, sodass weiterhin ein umfangreicher Erfah-
rungstransfer sinnvoll ist.

Einige Kommunen schitzen den Aufwand im Verhéltnis zu
den erreichbaren Wirkungen als zu hoch ein. Eine erfolg-
reiche Akquise privater Gelder fiir den Verfiigungsfonds
héangt meist stark vom individuellen Engagement der loka-
len Akteure und von der Akzeptanz und Uberzeugungsfi-
higkeit einzelner Personlichkeiten ab. Zusétzlich sind nach
wie vor ganz konkrete Probleme bei der Abwicklung (z.B.
steuerliche Abzugsfihigkeit) und Fondsverwaltung (pro-
jektgebundene oder nichtprojektgebundene Akquise) zu
l6sen. Ein interessanter Kofinanzierungsansatz zeigt sich in
einigen Fordergebieten, in denen die privaten Fondsanteile
Uber Instrumente wie beispielsweise die Business-Impro-
vement-Districts (BID) gespeist werden (ISG in Nordrhein-
Westfalen, INGE in Hessen).

des Zentrenprogramms entstanden sind. Vor allem die
Strategieziele der Funktionsvielfalt und der partnerschaft-
lichen Zusammenarbeit sind zu iiberzeugenden Bezugs-
und Identifikationselementen des Zentrenprogramms
geworden.

Hinsichtlich der konkreten baulich-investiven Umset-
zung und der damit erzielbaren langfristigen Wirkungen
ist es nach funf Jahren Programmlaufzeit noch zu frith
fiir eine umfassende Einschiatzung. Viele grofiere Einzel-
projekte haben aufgrund der erforderlichen Vorlaufzei-
ten und der komplexen Abstimmungserfordernisse noch
nicht den entsprechenden Umsetzungsstand erreicht.
Einige Programmziele konnen allerdings bereits jetzt als
sehr ehrgeizig eingeschitzt werden, insbesondere in den
Bereichen Wohnen und Soziale Kohéasion.
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Abstract

The joint urban development grants programme ,, Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren“ (Active City and District Cen-
tres) dealing with the revitalization of town centres and
subcentres was launched in 2008 and has therefore been
running for more than five years. Federal and state gov-
ernments introduced it to strengthen central supply areas.
On the basis of a number of examples in programme are-
as, this second status report describes the results achieved
with the implementation of the programme and its goals
laid down in the programme strategy. It analyses the ex-
perience gathered with the testing of diverse approaches
and the application of specific instruments. In more than
five years of implementation, the programme strategy has
become an appropriate and helpful orientation for the
actors and stakeholders dealing with the programme. The

The implementation of the programme goals

The programme strategy formulates six goals of the Centre
Programme: diversity of functions and adequate and secure
supply of goods and services, social cohesion, upgrading of
public spaces, urban design culture, sustainable mobility
compatible with urban life, and partnership and coopera-
tion.

Diversity of functions and adequate and secure supply of
goods and services

In the majority of the funding areas, the issue of securing
and strengthening the functional diversity is a crucial goal.
Functional diversity and supply of goods and services are
realised with the help of a purposeful enrichment of the
functional mix in the funding areas on the one hand. On
the other, existing functions are strengthened intention-
ally. Many funded municipalities try to qualify their centres
as locations of a variety of functions in the framework of
inter-municipal competition that cannot be supplied by
smaller towns in peripheral areas any longer.

In many municipalities, a variety of measures taken from
different fields of action is to contribute to a wide range

of functions in the centres. The public sector is responsi-
ble for an adequate provision of services for the resident
population. A number of funded projects that contribute to

goals of the programme strategy were taken up by numer-
ous urban planning measures.

Until 2012, the programme has contributed to funding 415
areas in 375 cities and towns in all 16 federal states. The
number of the measures and the participating municipali-
ties has continuously increased since the programme was
launched. So has the programme volume that rose signifi-
cantly from 2008 (about EUR 40 million federal grants) to
2013 (about EUR 97 million). From 2008 to 2013, a total of
EUR 448 million federal grants were issued. The majority
of the urban planning measures is located in smaller towns
and municipalities. The Centre Programme most often
supports “traditional” town centres in small and medium-
sized towns and rather more sub-centres in bigger cities.

stabilising or newly establishing public services and infra-
structures in the centres prove just that.

Although not yet considered enough as a domain of centre
development in many cities and towns, residential func-
tions are an important building block for a strong func-
tional diversity. Furthermore, there is potential to improve
activities to support the development of specialised manu-
facturing and craftsmanship in the centres.

Social cohesion

Social disparities are more evident in centres than else-
where in cities and towns. Divergent use and exploitation
interests of a variety of actors are among the reasons.
Highly profitable retail areas and neglected older residen-
tial quarters are to be found close to each other sometimes.

When implementing the programme goals, social cohe-
sion has played only a minor role so far. In a majority of the
funding areas there are indeed conceptual goals related to
social cohesion, but concrete measures are rare.

Most often, social cohesion is a rather implicit goal some-

times pursued in the context of upgrading public spaces
or strengthening the functional mix. These can indirectly
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contribute to social stability in the funding areas. But the
opposite can also be observed. There is a danger of inap-
propriate increases in rental house prices displacing parts
of the resident population as a consequence of upgrading
measures in inner city neighbourhoods directed at attract-
ing more affluent groups. The Centre Programme could
make a contribution here by actively promoting affordable
housing for socially disadvantaged households.

Upgrading of public spaces

Public spaces with high-quality ambience that can be used
by different groups of users play an important role for the

vitalisation of town and neighbourhood centres. They cre-
ate identity and are decisive for a positive image of centres.

The Centre Programme aims to upgrade public spaces in the
centres. Their accessibility and usability for all social groups
and a revitalization of the centres through spaces for activi-
ties and places to rest are prominent in this connection.

Integrated concepts that take the importance and the dif-
ferent functions of public space into consideration and re-
late them to other goals of centre development are decisive
elements on a way towards achieving the programme goals.
With the help of funding, the municipalities successfully
improve their public spaces in this direction. Their sense

of responsibility to provide spaces for all social groups is
reflected in the barrier-free accessibility of public spaces.

One focus of revitalisation measures for public spaces is
the adaptation and facelifting of pedestrian areas, whereas
parks and green areas are more rarely built or upgraded.

In many towns, participation and cooperation play an
important role on the way towards planning and imple-
menting measures meant to upgrade and revitalise public
spaces. They take place before, during and after the renewal
of public spaces with the participation of businesspeople
and local residents.

Urban design culture—initiatives for a better urban
environment

Procedures and instruments to promote and guarantee
a high quality of urban design are the basis for a broad

understanding of how to achieve better urban development
qualities, which is the core of the Stadtbaukultur initiatives
in Germany. The programme strategy builds on this under-
standing by the mentioning of two related goals. The main-
tenance and careful adaptation of small-grain spatial struc-
tures and the activation and the appropriate integration of
open spaces and areas are to link to the typical urban design
features of traditional centres. Furthermore, the programme
aims at contributing to a better urban image by preserving
and creating high quality in design for instance with the help
of urban design and architectural competitions.

Many municipalities promote a better urban environment
by small-scale measures, the reorganisation of central pub-
lic spaces and the application of instruments and concepts
intended to assure urban design qualities. In many places, a
broad understanding of urban design culture has asserted
itself, which partly links up with the communicative strate-
gies of the programme. The upgrading of the design quality
of public spaces is a key challenge when it comes to pro-
moting a better built environment. In many funding areas
a great portion of the investment is dedicated to just this.

When it comes to concepts and instruments, incentives

to improve design qualities and competitions have to be
mentioned. Activities to promote a better urban design
culture are sustainable especially when they are embedded
in integrated concepts to upgrade centres and to stabilise
the functional mix.

Sustainable mobility

Accessibility by different means of transportation lies at the
heart of well-performing centres and can make a difference
when trying to stabilise and upgrade them. However, often
the negative impacts of motorised traffic in the centres lead
to land use conflicts. They reduce the quality of life and

the ambience in urban centres and restrict the leeway for
promoting other functions and activities. The promotion

of sustainable mobility in cities is a cross-sectoral task. It is
characterized by many stakeholders, complicated mutual
dependencies and the resulting length of typical planning
and implementation procedures as well as usually high costs
of the investment projects. However, measures to promote
sustainable mobility in cities often play an important role in
the implementation of the programme since improvements
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make dealing with other issues, for instance the upgrading
of public spaces possible. The diverging interests related to
sustainable mobility require an intensive exchange and a
great amount of resources for participatory enterprises.

Often, an improvement of public spaces and traffic infra-
structure requires the mobilisation of additional other funds.
The respective funding programmes and their goals are not
always compatible with the Centre Programme. This makes
the implementation of sustainable transport strategies dif-
ficult sometimes. However, the integrated approach of the
Centre Programme contributes to adapting transport space to
current demands and to support sustainable mobility in cities.

Partnership and cooperation

The Centre Programme aims at getting the local residents
involved and at activating all relevant stakeholders in an
effort to stabilise cooperative arrangements for the devel-
opment of centres. As town and district centres are char-
acterised by a variety of actors and users, this poses a great
challenge for centre development endeavours. The Centre

Programme implementation instruments

Three specific instruments have been established to sup-
port the implementation of the Centre Programme: the In-
tegrated Approach, Centre Management and Urban Project
Funds (Verfligungsfonds).

Integrated Approach

The application of an Integrated Approach at different lev-
els can be seen as the core of the Centre Programme: Spatial
scales from the neighbourhood towards the municipality
and the metropolitan area have to be linked conceptually
with dimensions transcending departments, functions, sec-
tors, actor groups and time periods.

The programmatic claim and one key requirement to
achieve funding is to establish Integrated Urban Develop-
ment Concepts that take the development of the entire
municipality into account. The number of completed
Integrated Urban Development Concepts is increasing con-

Programme can help mobilise divergent interests and use
them constructively. Besides retailers and businesspeople,
other actors responsible for social services, representatives
of associations and initiatives, and residents are increas-
ingly becoming partners in the implementation of the
programme. In big cities, the complex stakeholder arrange-
ments and approaches for the development of centres often
make communication strategies necessary at a conceptual
stage of the process. In medium- and small-sized towns,
existing organisational structures such as neighbourhood or
marketing associations often serve as a starting point. Stake-
holders are often integrated by the local Centre Management
and not only by the urban administration. In big cities and
urban district centres the great number of actors requires a
comprehensive participation strategy, while project-based
participation dominates in medium- and small-sized towns.
Cooperative approaches of centre development have gained
importance in the last few years. Many municipalities in the
programme recognise how the specific instruments such as
Centre Management and Urban Project Funds can help to
establish stable cooperative structures for the implementa-
tion of upgrading measures.

tinuously. In 2012, such a concept existed for about 70 per
cent of the funding areas. The concepts have thus become
established as basis for the development of the centres.
The concepts exist in the majority of the funding areas and
serve as a profound basis for the content-related, spatial,
procedural and financial coordination of the development
of the centres especially in the federal states that allocate
funds for the drawing up of those concepts. Integrative
action as a strategy to support centres is therefore increas-
ingly gaining acceptance.

Centre Management

The establishment and organisation of Centre Manage-
ment structures plays a central role in the realisation of
the cooperative and Integrated Approach of the Centre
Programme. It can be distinguished from “classic” project
management by trustees in that it activates and empowers
local stakeholders.
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The Centre Management in its ideal form is an intermedi-
ate organisation between municipality, coordination group,
residents and other non-state actors. According to the co-
operative approach of the Centre Programme, the different
actors, groups and residents are being involved on a joint
path towards integrated centre development. Key tasks and
measures of the Centre Management are being derived from
the Integrated Urban Development Concept. The expertise
of the management is related to its core themes and fields
of work.

The basis of an efficient Centre Management is a transpar-
ent organisation with reliable contact persons, transparent
and binding duties and a pro-active integration into the
administrative routines of the municipality. In an ideal
case it combines organisational and communicative skills,
develops further established organisational structures and
networks in the neighbourhood. The municipalities have to
develop a pro-active approach in developing their centres.
This task is taken up especially by the municipalities in
federal states that support the implementation of the pro-
gramme by guidelines. In many towns, this approach could
be strengthened further.

Urban Project Funds

With the introduction of the Centre Programme in 2008,
the possibility of establishing Urban Project Funds in

Conclusion

The implementation of the Centre Programme is charac-
terised by a far-reaching consideration of the programme
goals, the mainstreaming of Integrated Urban Develop-
ment Concepts and the application of cooperative ap-
proaches. Besides the funding for investments in building
measures, a number of management approaches have been
developed in the last few years. They focus on the idea

of support and empowerment for the stakeholders and
participants. The programme strategy has shown to be a
solid basis for the implementation of the programme. This
holds almost without any exception when it comes to the
domain of concepts and strategies when considering the
variety and quality of Integrated Urban Development Con-

funding areas was introduced as an instrument to foster
public-private cooperation. With the help of Urban Project
Funds, urban development grants can be used more flex-
ibly, adapted to the local needs and in an effort to launch
stimulus projects quickly. The funds are to mobilise local
actors and to involve them into the processes of centre
development. The municipality fixes the budget of the fund
annually. Each private contribution to the fund will be
co-funded by an equal share taken from the urban develop-
ment grant budget.

The importance of the instrument for the implementa-
tion of the Centre Programme is growing slowly but surely.
However, despite the intensity of communication about
the instrument its options and constraints are not known
in every funding area. Numerous details have to be consid-
ered in the concrete implementation. Some municipalities
consider the cost-benefit ratio of establishing an Urban
Project Fund as too high. Successfully collecting private
contributions to the fund often depends upon the indi-
vidual commitment by a few local actors and their ability
to convince others. Additionally there are relevant issues to
be solved in the course of implementation such as taxation
and appropriation of private contributions. In some fund-
ing areas, private contributions to Business Improvement
Districts (BIDs) and similar forms of organisations (ISD in
North Rhine-Westphalia and INGE in Hesse) are interesting
co-financing approaches.

cepts that have evolved in a comparably short time in the
context of the Centre Programme. Especially the goals of
functional diversity and partnership and cooperation have
become convincing reference and identification elements
of the programme. After five years of programme imple-
mentation, it is still too early to comprehensively assess the
possible long-term effects of the concrete investments in
construction measures. Many of the greater single projects
have not yet reached the necessary state of implementa-
tion due to the preparation and the complex coordination
that is required. However, some of the programme goals
especially in the fields of housing and social cohesion can
already be considered as very ambitious.
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1 Das Stadtebauforderprogramm
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren

Das Stiddtebauférderprogramm Aktive Stadt- und Ortsteil-
zentren, kurz: das ,,Zentrenprogramm®, lauft mittlerweile
uber funf Jahre. Angesichts der Bedeutung der Zentren und
der vor ihnen liegenden Herausforderungen wurde das Pro-
gramm im Jahr 2008 zur zielgerichteten Starkung zentraler
Versorgungsbereiche von Bund und Lindern aufgelegt.

Der erste Statusbericht gab 2011 einen Uberblick {iber

die bis damals erfolgte Umsetzung des Programms (vgl.
BMVBS 2011). Angesichts der seinerzeit noch kurzen Lauf-
zeit musste der erste Statusbericht jedoch eine Moment-
aufnahme bleiben, die zwar vielfiltige Impulse fiir die
Weiterentwicklung des Programms geben konnte, jedoch
nicht umfassend tiber einen fortgeschritteneren Umset-
zungsstand zu reflektieren vermochte.

Der vorliegende zweite Statusbericht kntipft dort an.
Inzwischen liegen umfangreichere und differenziertere
Erfahrungen aus der Programmbegleitung vor, die der
Statusbericht aufgreift, um eine umfassende Zwischen-
bilanz der Programmumsetzung vorzunehmen. Der
Statusbericht beschreibt anhand zahlreicher Beispiele
aus den Fordergebieten den erreichten Stand bei der
Realisierung der in der Programmstrategie festgeschrie-
benen Ziele. Er analysiert die bisherigen Erfahrungen
bei der Erprobung diverser Losungsansitze sowie bei
der Anwendung spezifischer Instrumente. Dabei richtet
sich der Statusbericht an alle Akteure vor Ort. Er will auf

1.1 Programmstrategie

Fiir das Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren wurde
erstmalig in der Bund-Lander-Stadtebauférderung eine
Programmstrategie erarbeitet. Auf Grundlage der Ausgangs-
situation in den Stddten und Gemeinden haben der Bund
und die Lander mit den kommunalen Spitzenverbidnden die
Problemstellung, die Ziele und Instrumente fiir die Um-
setzung des Programms Aktive Stadt- und Ortsteilzentren
intensiv diskutiert. Die hieraus entwickelte Programmstrate-
gie erschien im Herbst 2009 als Broschiire (vgl. BMVBS 2009).
Die Programmstrategie sorgt auch nach finf Jahren Pro-
grammlaufzeit fiir eine programmatische Orientierung bei
der Umsetzung der Fordervorhaben. Sie stellt den zentralen
Maf3stab fiir die Zielerreichung des Zentrenprogramms dar.

diese Weise einen praxisnahen Beitrag zum Erfahrungs-
transfer leisten.

Dieses Kapitel stellt zunédchst die Programmstrategie des
Zentrenprogramms kurz vor. Weiterhin beschreibt es die
Programmausgestaltung in den Landern und skizziert
Aufgaben des Informations- und Erfahrungstransfers. Das
zweite Kapitel gibt einen quantitativen Uberblick {iber die
geforderten Kommunen und Programmgebiete. Ausge-
wihlte strukturelle Merkmale werden vorgestellt und
ausgewertet.

Das Kapitel 3 stellt den Schwerpunkt des Statusberichts
dar. Anhand der in der Programmstrategie enthaltenen
Ziele reflektiert es den Umsetzungsstand des Zentrenpro-
gramms und bereichert ihn mit Beispielen aus der Um-
setzungspraxis (Kapitel 3.1). Kapitel 3.2 widmet sich dem
spezifischen Instrumentarium des Programms. Es stellt
die Moglichkeiten und Grenzen von integrierten stiadte-
baulichen Entwicklungskonzepten, Zentrenmanagements
und Verfiigungsfonds dar. Auch hier liegt ein Schwerpunkt
auf der exemplarischen Darstellung von Umsetzungs-
beispielen aus der Praxis. Im abschlieffenden Kapitel 4
zieht die Bundestransferstelle eine Zwischenbilanz zu den
Erfahrungen und Perspektiven der Programmumsetzung.
Darauf aufbauend werden Hinweise und Handlungsemp-
fehlungen fiir die weitere Umsetzung des Programms
formuliert.

Ziele

Mit den Finanzhilfen des Zentrenprogramms ,,unterstiit-
zen Bund und Lander die Gemeinden bei der Bewiltigung
struktureller Schwierigkeiten in den zentralen Stadt-

und Ortsbereichen. Im Mittelpunkt steht die Stirkung
zentraler Versorgungsbereiche mit Funktionsverlusten
und Leerstinden. Als zentrale Versorgungsbereiche
werden Innenstadtzentren, vor allem in Stddten mit
groflerem Einzugsbereich, Nebenzentren in Stadtteilen
sowie Grund- und Nahversorgungszentren in Stadt- und
Ortsteilen - auch von kleineren Gemeinden - bezeichnet®
(Ebda,, S. 10).
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Das Zentrenprogramm ,,soll zur Vorbereitung und Durch-
fihrung von Gesamtmafinahmen zur Erhaltung und
Entwicklung dieser Bereiche dienen. Das Anliegen des
Zentrenprogramms besteht darin, die stadtbaukulturelle
Substanz, die stadtebauliche Funktionsfahigkeit, die sozia-
le Vitalitdt und den kulturellen Reichtum der Innenstédte,
Stadtteil- und Ortsteilzentren zu erhalten bzw. wieder-
zugewinnen. Dabei kommt es darauf an, notwendige
funktionale und bauliche Anpassungen sozialorientiert,
stadt- und umweltvertriglich zu gestalten“ (Ebda., S. 10).
Fiir die Bewéltigung dieses anspruchsvollen Vorhabens
sind integrierte Strategien erforderlich, die sich in den
folgenden Zielen widerspiegeln:

- Funktionsvielfalt und Versorgungssicherheit

+ Soziale Kohidsion

+ Aufwertung des 6ffentlichen Raumes

+ Stadtbaukultur

+ Stadtvertragliche Mobilitat

« Partnerschaftliche Zusammenarbeit

Diese Ziele des Zentrenprogramms, die ausfithrlich

in Kapitel 3.1 betrachtet werden, ,geben Orientierung
zur Umsetzung des Programms und fiir die inhaltli-

che Ausgestaltung der einzusetzenden Instrumente,
Mafinahmen und Verfahren. Status quo und Entwick-
lungsoptionen der Zentren sind je nach 6konomischen
Rahmenbedingungen und Konkurrenzsituation, Identi-
tat, Image und Stadtgestalt sehr unterschiedlich“ (Ebda.,
S. 12). Hier sind ,,maf3geschneiderte, von der Stadtgesell-
schaft getragene Losungen“ (Ebda., S. 12) zu unterschied-
lichen Handlungsfeldern unter Einsatz spezifischer
Instrumente erforderlich.

Fordergegenstinde

Die Voraussetzungen und Rahmenbedingungen fiir die
Gewihrung von Finanzhilfen aus dem Programm Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren sind in der Verwaltungsver-
einbarung (VV) zur Stadtebauférderung durch Bund
und Lander geregelt. Demnach sind die Finanzhilfen des
Programms bestimmt fiir die Stirkung von zentralen Ver-
sorgungsbereichen, die durch Funktionsverluste, insbe-
sondere gewerblichen Leerstand, bedroht oder betroffen
sind. Weiterhin sind die spezifischen Férdergegenstinde
aufgeftihrt, die fiir Investitionen zur Profilierung und
Standortaufwertung in den zentralen Versorgungsberei-

chen mafigeblich sind (vgl. VV Stidtebauférderung 2013,
insbesondere Artikel 7):

+ Vorbereitung der Gesamtmafinahme wie Erarbeitung
(Fortschreibung) der integrierten stadtebaulichen Ent-
wicklungskonzepte,

+ Aufwertung des 6ffentlichen Raumes (Strafien, Wege,
Plitze),

- Instandsetzung und Modernisierung von das Stadtbild
pragenden Gebiuden (einschlieRlich der energetischen
Erneuerung),

+ Bau- und Ordnungsmafinahmen fiir die Wiedernut-
zung von Grundstiicken mit leerstehenden, fehl- oder
mindergenutzten Gebauden und von Brachflichen
einschlieflich stadtebaulich vertretbarer Zwischen-
nutzung,

- Citymanagement und die Beteiligung von Nutzungs-
berechtigten und von deren Beauftragten im Sinne von
§ 138 BauGB sowie von Immobilien- und Standortge-
meinschaften,

+ Leistungen Beauftragter.

Die Ausgestaltung der Fordermafinahmen, Vorhabenaus-
wahl, Umsetzung und Erfolgskontrolle erfolgt analog zu
allen Bund-Lander-Programmen der Stidtebauforderung.
Die Basis der Programmumsetzung stellen die Programm-
strategie sowie die jahrlich zwischen Bund und Landern
ausgehandelte VV Stiddtebaufoérderung dar, die u. a. auch
Ausfiihrungen zur Verteilung der Férdermittel auf die Lan-
der enthilt. Antragsberechtigt sind Stadte und Gemeinden,
die Fordermittel beim zustindigen Landesministerium oder
bei einer beauftragten Bewilligungsbehorde beantragen.
Grundlagen der Umsetzung sind ein integriertes stddtebau-
liches Entwicklungskonzept und ein kommunaler Be-
schluss tiber eine Fordergebietsfestlegung. Das Programm
wird eingesetzt zur Starkung zentraler Versorgungsbereiche.
In den Fordergebieten kdnnen soziale, stadtebauliche Miss-
stinde oder stadtebauliche Funktionsverluste vorliegen. Das
Programm kann auch vorbeugend eingesetzt werden.

Nach tber fiinf Jahren der Programmumsetzung zeigt sich,
dass die im Jahr 2008 erarbeitete Programmstrategie fiir
die Akteure im Programm eine sachgerechte und hilfreiche
Orientierung darstellt, die die VV Stadtebauférderung in-
haltlich ergénzt. So ist festzustellen, dass die Leitgedanken
der Programmstrategie in zahlreichen Gesamtmafnahmen
aufgegriffen worden sind.
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1.2 Programmausgestaltung in den Landern

Bund, Linder und Kommunen nehmen die Verantwor-
tung fur die Umsetzung des Zentrenprogramms gemein-
sam wahr. Bund und Lander schreiben mit der jahrlich
neu verhandelten VV Stiadtebauférderung den Rahmen
fur die Ausgestaltung der Programmumsetzung fest. Die
dariiber hinaus gehende Gestaltungskompetenz wird
jeweils durch die Lander in eigenen Richtlinien wahrge-
nommen, die sich an spezifischen inhaltlichen Bediirf-
nissen orientieren. Entsprechend weichen die Landerpro-
gramme voneinander ab. Im Ergebnis entsteht eine grofle
Vielfalt in der Programmumsetzung. Dies fithrt in der
Gesamtbetrachtung zu einem erheblichen Innovations-
potenzial, da die unterschiedlichen Arbeitsansitze und
Lernerfahrungen fiir die anderen Linder hilfreich sein
konnen.

Auch bei der Aufnahme von Férdergebieten in das
Programm verhalten sich die Lander sehr unterschied-
lich. Manche Lander haben aufgrund der Befristung der
Programmlaufzeit und der degressiv orientierten Finanz-
ausstattung des Zentrenprogramms die Fordergebiete
einmalig beim Programmstart abschliefiend festgelegt und
seitdem auch keine weiteren Fordergebiete mehr aufge-
nommen. In anderen Lindern ist die Anzahl der Forder-
gebiete tiber mehrere Jahre kontinuierlich gewachsen (vgl.
dazu auch die Ausfithrungen in Kapitel 2). Dies muss auch
im Kontext mit der Stidtebauférderung insgesamt gesehen
werden. Teilweise haben Lander zu unterschiedlichen Zeit-
punkten Fordergebiete aus dem Programm Sanierungs-
und Entwicklungsmafinahmen in das Zentrenprogramm
iibernommen oder neue Antrige diesem zugeordnet,
obwohl die Forderantrige auf Aufnahme in andere Stadte-
bauférderprogramme gerichtet waren.

Weiterhin erarbeiten viele Linder programmbegleitende
Gutachten, Arbeitshilfen und diverse Produkte fiir eine
iibergreifende Offentlichkeitsarbeit. Dieses Portfolio stellt
einen vielseitig nutzbaren Innovationspool dar. Das An-
gebot reicht von Veranstaltungen und Veroffentlichungen
tber themenspezifische Arbeitskreise bis zu individuellen
Beratungsleistungen. Teilweise sind die Angebote speziell
auf das Zentrenprogramm zugeschnitten, teilweise erfolg-
te eine Einbindung in programm- oder themeniibergrei-
fende Netzwerke auf Landesebene. Sie ergidnzen damit die

bestehenden Angebote des Bundes. In einigen Landern
sind neue Angebote geplant.

Im Freistaat Bayern liegt die Betreuung der Programm-
kommunen in der Verantwortung der Bezirksregierungen,
die als Bewilligungsbehoérden auch den Erfahrungsaus-
tausch der Programmkommunen unterstiitzen. Durch die
gute Akteurs- und Ortskenntnis der Verantwortlichen ist
eine sachgerechte Begleitung sichergestellt. Als tiber-
geordnete Dienststelle bietet die Oberste Baubehorde

im Bayerischen Staatsministerium des Innern, fiir Bau
und Verkehr tiberdies ergidnzende Unterstiitzung (vgl.
www.lebenfindetinnenstadt.de, Zugriff: Oktober 2013).

Das Land Berlin sieht eine intensive Offentlichkeitsarbeit
im Rahmen des Zentrenprogramms als wesentlich fiir den
Erfolg der Gesamtmafinahmen an. Neben einem eigenen
Logo und Informationsmaterialien hat die Senatsverwal-
tung fir Stadtentwicklung und Umwelt auch die Aus-
stellung , Kooperativ handeln, Engagement biindeln - eine
Zwischenbilanz 2013“ entwickelt, die an wechselnden
Orten die Aktivitaten und Ergebnisse der Fordermaf3-
nahmen anschaulich illustriert. Eine landesweit tétige
Begleitagentur unterstiitzt die Programmumsetzung u.a.
durch regelméflige Austauschforen, so genannte Zent-
renwerkstitten, die in wechselnden Programmgebieten
durchgefithrt und anschlieend dokumentiert werden (vgl.
www.aktivezentrenberlin.de, Zugriff: Oktober 2013).

Das ,Netzwerk Aktive Kernbereiche in Hessen“ wurde

im Jahr 2011 in ein programmiibergreifendes Netzwerk
aller hessischen Programmkommunen der Stadtebau-
forderung integriert. Das ,,Zentrum Aktive Kernbe-

reiche in Hessen“ besteht gleichwohl als programm-
spezifische Beratungs- und Begleitagentur weiter (vgl.
www.aktive-kernbereiche-hessen.de, Zugriff: Oktober 2013).

Im ,Netzwerk Innenstadt” in Nordrhein-Westfalen (vgl.
www.innenstadt-nrw.de, Zugriff: Oktober 2013) sind u.a.
auch zahlreiche Programmkommunen des Zentrenpro-
gramms im Rahmen einer freiwilligen Arbeitsgemein-
schaft verbunden. Das Netzwerk diskutiert Erfolgsmo-
delle der Innenstadtentwicklung, prift diese auf ihre
Ubertragbarkeit und kommuniziert Ergebnisse sowie
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Zentrenwerkstatt in Berlin

Problemstellungen. Die inhaltliche und organisatorische
Steuerung tibernimmt eine Geschiftsstelle, die als Dienst-
leister fiir die Steuerung des Netzwerks an der Schnitt-
stelle zwischen den Mitgliedern, dem Land sowie allen
Kommunen und institutionellen Innenstadtakteuren in
Nordrhein-Westfalen zur Verfiigung steht. Die Leistungen
der Geschiftsstelle richten sich hierbei zunichst an die
Mitglieder im Netzwerk Innenstadt NRW. Dartiber hinaus
spricht das Netzwerk alle Kommunen sowie Innenstadt-
akteure in Nordrhein-Westfalen an, um innenstadtrele-
vante Fragestellungen auf einer moglichst breiten Basis zu
klaren. Das Netzwerk hat seit 2010 seine fachliche Arbeit
in Arbeitsgruppen stark intensiviert.

Im Saarland existiert bereits seit 1999 ein Netzwerk ,Er-
fahrungsaustausch Stadtentwicklung Saar®, das durch die
Programmkommunen der Stidtebauforderung organisiert
wird. Die Finanzierung erfolgt durch Kostenbeteiligung
der Stadte und Zuschisse des Landes. Die Steuerung des
Erfahrungsaustausches tibernimmt eine Geschiftsstelle,
die bei einem externen Biiro angesiedelt ist. Das Netzwerk
bietet in regelméfigen Veranstaltungen und Treffen eine
grofle Informationsdichte, ,,Input” von aufien, eine offene
Gesprachsatmosphire sowie einen ,kurzen Draht® zu den
Kollegen, die an dhnlichen Fragen arbeiten. Das Dienst-
leistungspaket fiir den Erfahrungsaustausch umfasst die
Durchfiihrung von etwa vier jahrlichen Netzwerktagungen,
Exkursionen, Seminaren und sonstigen Veranstaltungen,

eine Dokumentation der verschiedenen Aktivititen, einen
regelméfligen News-Service, die Bereitstellung der Web-
prasenz sowie Beratungsdienstleistungen fiir die teilneh-
menden Kommunen (vgl. www.stadtentwicklung-saar.de,
Zugriff: Oktober 2013).

In Sachsen hat sich ein aktives Netzwerk der Programm-
kommunen etabliert, die jahrlich in Eigenverantwor-

tung ein bis zwei Treffen aller am Programm beteiligten
Kommunen durchfiihren. Die Netzwerkveranstaltungen
sind so aufgebaut, dass jeweils die Vorstellung eines Pro-
grammgebietes inklusive Rundgang erfolgt und aktuelle
Fragestellungen der Programmumsetzung erdrtert werden.
Das Echo auf die Veranstaltungen durch die Programm-
kommunen ist sehr gut. Neben dem fachlich zustindigen
Innenministerium nimmt auch die Sachsische Aufbaubank
regelméfig an den Veranstaltungen teil.

Das Land Schleswig-Holstein verfolgt einen dhnlichen Weg
wie Sachsen. Auf Einladung des zustdndigen Innenministe-
riums finden jihrliche Netzwerktreffen jeweils in einer der
Programmkommunen statt. Neben der Gebietsbegehung
erfolgen ein Vortrag zu einem Schwerpunktthema und ein
intensiver Erfahrungsaustausch zur Programmumsetzung
zwischen den Kommunen sowie mit dem Ministerium.
Zwischen 2009 und Mitte 2013 haben bislang vier Ver-
anstaltungen stattgefunden, bei denen immer alle Pro-
grammkommunen vertreten waren.

Auch in anderen Landern haben Veranstaltungen der
Programmkommunen zur Programmumsetzung stattge-
funden. Beispielsweise wurde 2012 in Hamburg eine erste
Zentrenwerkstatt durchgefiihrt. Eine Intensivierung der
Programmbegleitung auf Landesebene ist geplant, wobei
insbesondere der Austausch zum Thema Verfiigungsfonds
im Fokus stehen soll.

In Gesprachen und Kontakten betonen viele Akteure aus
den Programmkommunen immer wieder, wie wichtig die-
se Netzwerke und deren Informations- und Beratungsan-
gebote sind, um der Programmumsetzung vor Ort Impulse
zu verleihen und konkrete Probleme zu l6sen. Deshalb
duflern auch Programmverantwortliche aus Kommunen,
die derzeit noch nicht von entsprechenden Angeboten auf
Landesebene profitieren konnen, hiufig den Wunsch, ent-
sprechende Angebote in allen Landern zu schaffen.
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1.3 Informations- und Erfahrungstransfer

Im Frihjahr 2009 wurde fiir das Programm Aktive Stadt-
und Ortsteilzentren eine Bundestransferstelle als pro-
grammspezifisches Kompetenzzentrum eingerichtet. Die
Transferstelle begleitet das Programm durch die Bereitstel-
lung von Informationen und den Austausch von Erfahrun-
gen flr die Akteure in den Programmkommunen tiber das
Internet, Veranstaltungen und Publikationen. Die Akteure
des Zentrenprogramms fragen das Kommunikationsan-
gebot nach wie vor stark nach. Der Informations- und
Erfahrungsaustausch liefert zudem viele Denkanstofie fir
die Begleitforschung. Im Einzelnen umfasst der Informa-
tions- und Erfahrungstransfer nachfolgende Elemente.

Internetangebot und Newsletter

Im Herbst 2009 wurde das Internetangebot unter
www.aktivezentren.de aufgebaut und in das Online-Angebot
zur Stidtebauforderung (www.staedtebaufoerderung.info)
integriert. Es umfasst Informationen zu den unterschied-
lichen Handlungsfeldern und Instrumenten des Programms
sowie zur Forderung und Finanzierung. Kommunale Praxis-
beispiele veranschaulichen die Programmumsetzung. Ein
Service-Teil mit Hinweisen auf Veranstaltungen, Ansprech-
partner, Links und Publikationen ergidnzt das Angebot.
Regelmiflige E-Mail-Newsletter an einen Abonnentenkreis
von etwa 1.400 Interessierten geben Hinweise auf neue An-
gebote der Internetplattform, Veranstaltungen und weitere
Informationen zum Programm.

Programmbegleitung

Der kontinuierliche Kontakt mit den verantwortlichen
Fachreferaten der Linderministerien sowie den Akteuren
in den Programmkommunen ist ein wesentlicher Bestand-
teil der Transferleistung und dient dazu, einen aktuel-

len Uberblick iber die Entwicklung des Programms zu
erhalten. Es hat sich ein regelméfiger Austausch mit den
Vertretern der Linder und der kommunalen Spitzenver-
bande etabliert.

Die umfassende Kenntnis iber die Programmumsetzung
entsteht durch eine Vielzahl an Bereisungen der Stadte und
Gemeinden im Zentrenprogramm. Gefiihrte Rundginge
und zahlreiche Gespriche mit Akteuren vor Ort ermdg-

lichen einen Einblick in die praktische Umsetzung des
Zentrenprogramms. Bei der Auswahl der Bereisungen legt
die Bundestransferstelle groRen Wert auf eine geeignete
rdumliche Verteilung, eine moglichst umfassende Bertick-
sichtigung unterschiedlicher Problemlagen und Hand-
lungsfelder sowie einen breiten Einsatz der programmspe-
zifischen Instrumente.

Zur Programmbegleitung gehort auch die Auswertung
der von den Kommunen an den Bund Gbermittelten
,Begleitinformationen zur Stadtebauférderung®, um die
Umsetzung des Programms zu dokumentieren. Ein wei-
teres Element ist die regelméflige Teilnahme und aktive
Mitwirkung an themenrelevanten Veranstaltungen im
gesamten Bundesgebiet sowie der Austausch mit anderen
Akteuren, die sich auf fachlicher und politischer Ebene
mit dem Thema Zentrenentwicklung beschiftigen. Die
Erkenntnisse aus der Programmbegleitung werden in
Statusberichten veré6ffentlicht.

Praxisbeispiele

Eine Projektdatenbank auf www.aktivezentren.de doku-
mentiert Praxisbeispiele der Zentrenentwicklung und
zeigt die Vielfalt unterschiedlicher Herangehensweisen,
Beteiligungsformen und Umsetzungsstrategien bei der
Zentrenentwicklung auf. Die Datenbank wird kontinu-
ierlich erweitert und beinhaltet Beispiele zu folgenden
Schwerpunkten:

- Konzepte (integrierte stadtebauliche Entwicklungskon-

zepte, regionale Konzepte, etc.),

- Handel, Handwerk und Dienstleistungen,

- Wohnen und 6ffentliche Einrichtungen,

- Offentlicher Raum,

+ Mobilitit,

- Stadtgestalt und Baukultur,

+ Mitwirkung und Kooperation sowie zum

- Einsatz von Verfiigungsfonds.

Zu den Instrumenten integrierte stidtebauliche Ent-
wicklungskonzepte, Zentrenmanagement und Verfii-
gungsfonds stehen dariiber hinaus eigene Informations-
angebote im Internet zur Verfiigung, die jeweils mit
Umsetzungsbeispielen untersetzt sind.
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Transferwerkstatt im Stadttheater Aschaffenburg

Veranstaltungen

Im Rahmen der Programmbegleitung finden fiir einen
fachspezifischen Teilnehmerkreis Transferwerkstitten zu
Themen in Verbindung mit dem Zentrenprogramm statt.
Acht jeweils 1%»-tdgige Veranstaltungen beschiftigten sich
mit den folgenden Themen:

+ ,Kooperation“ (November 2009, Kassel),

- Integriertes Handeln“ (Marz 2010, Essen),

+ ,Werkzeuge der Programmumsetzung” (Februar 2011,

Hallstadt),

+ ,Nutzungsvielfalt“ (November 2011, Berlin-NeukélIn),

. ,Offentliche Rdume* (April 2012, Griinstadt),

- ,Zentrenmanagement“ (November 2012, Leipzig),

+ ,Zentrum und Mobilitat“ (April 2013, Bad Driburg) und

+ Verfiigungsfonds“ (September 2013, Aschaffenburg).

Jeweils ca. 70-100 Akteure aus der kommunalen Praxis, be-
auftragte Dienstleister sowie Vertreter der Liander besuch-
ten diese Veranstaltungen. Ausfiihrliche Dokumentationen
stehen auf der Internetseite www.aktivezentren.de (Rubrik:
dokumentierte Veranstaltungen) zur Verfiigung.

LA
P

Evaluierung

Die Evaluierungen leisten einen wichtigen Beitrag zur
Weiterentwicklung der Stidtebauférderprogramme und
deren Umsetzung vor Ort. Um die Evaluierungen wir-
kungsvoll und zugleich so wenig aufwendig wie moglich
zu machen, haben sich Bund, Linder und kommunale
Spitzenverbande auf ein Evaluierungskonzept fiir Pro-
grammevaluierungen der Stadtebauférderung verstandigt
(vgl. BMVBS 2012a). Damit sollen Evaluierungsansétze von
Bund und Landern systematisiert und moglichst einheit-
lich durchgefiihrt werden.

Ein zentraler Baustein fiir die Evaluierung sind Fallstudien
uber die Umsetzung, Ergebnisse und Wirkungen der For-
derung. In Abstimmung mit den zustindigen Landesmi-
nisterien wahlt die Bundestransferstelle Fordergebiete aus
und untersucht diese als Fallstudien. Der Auswahl liegen
Kriterien zugrunde, die sicherstellen sollen, dass die Fall-
studien moglichst die grofie Bandbreite der Umsetzung des
Zentrenprogramms widerspiegeln. In den Jahren 2012 und
2013 hat die Bundestransferstelle 15 Fallstudien erstellt.
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2 Programmkommunen
und Fordergebiete

Bis einschliefilich 2012 erhielten 415 Fordergebiete in
375 Stadten und Gemeinden aller 16 Bundesldnder eine
Forderung aus dem Zentrenprogramm. Die Anzahl der
Mafnahmen und die Anzahl der beteiligten Stadte und
Gemeinden sind seit Einfithrung des Programms im Jahr
2008 kontinuierlich gestiegen. Tabelle 1 gibt einen Uber-
blick tiber die Anzahl der Fordergebiete und Programm-
kommunen in den jeweiligen Programmjahren nach
Liandern.

Die Entscheidung dariiber, ob und in welcher Hohe Stadte
und Gemeinden Fordermittel aus dem Programm Aktive

Stadt- und Ortsteilzentren erhalten, liegt bei den Landern,
die unterschiedliche Priorititen bei der Anzahl und Aus-
wahl der Programmkommunen setzen.

Einige Linder haben iiber die Programmlaufzeit hinweg
die Anzahl ihrer Férdergebiete stetig erhoht (Baden-Wiirt-
temberg, Bayern, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen,
Rheinland-Pfalz, Sachsen, Schleswig-Holstein, Thiiringen).
In anderen Lindern ist die Anzahl der Férdergebiete seit
Programmbeginn weitgehend konstant geblieben (Berlin,
Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-
Vorpommern, Saarland, Sachsen-Anhalt).

Stédte und Gemeinden im Programm
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren,

Programmjahr 2012
Stadt-/Gemeindetyp

@ GroRstadt

B Mittelstadt

A Kleinstadt

®  Landgemeinde

|:| Grolstadtregionen

I:I Gebiete aullerhalb von

GroRstadtregionen

D .
Stand Mérz 2013
Geometrische Grundlage: BKG, Gemeinden, 31.12.2011

ungsdatenbank des BBSR,

© BBSR Bonn 2013 Zjl

Abbildung 1: Stadte und Gemeinden im Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren (2012)

Quelle: Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR)
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Land 2008 2009* 2010* 2011* 2012*
Fodergobire. (OB T lommunen b kommmen | bt lommumen | bt kommunen
Baden-Wiirttemberg 9 9 19(8) 18 29 (7) 26 35(15) 30 63(18) 56
Bayern 33 33 49 (1) 48 68 (1) 67 86 (5) 82 94 (3) 90
Berlin 2 1 5 1 6(1) 1 6(1) 1 6 1
Brandenburg 5 5 7 7 7 7 7 11(2) 11
Bremen 4 2 4 2 4(2) 4(2) 4 2
Hamburg 3 1 9 1 9(1) 1 9 1 9 1
Hessen*** 17 20 17 20 17 20 17 20 17 20
Mecklenburg-Vorpommern 10 10 10 10 10(1) 10 10(1) 10 10(3) 10
Niedersachsen 11 11 15 15 19 19 23(4) 23 240 24
Nordrhein-Westfalen 20 17 40 (10) 37 58(18) 55 65 (28) 60 79 (32) 72
Rheinland-Pfalz 4 9 12 (2) 12 14 (2) 14 20 (3) 20
Saarland 8 8 8 8 8 8(4) 8 8(2) 8
Sachsen 4 9(3) 15 (4) 12 18 (6) 15 21(5) 18
Sachsen-Anhalt 21 16 21(12) 16 25 (8) 20 23 (10) 19 23 (10) 18
Schleswig-Holstein 2 2 4(1) 4 5(1) 5 6(1) 6 7(3) 7
Thiiringen 3 3 12 (1) 12 17 (5) 16 19 (7) 17 19 (7) 17
Gesamt 156 146  238(36) 216 309 (51) 281 350(86) 315 415(94) 375

Tabelle 1: Programmkommunen und Férdergebiete nach Landern in den Jahren 2008 bis 2012

* Mit eingerechnet sind auch die sogenannten ,ruhenden MaRnahmen* also solche Férdergebiete, fiir die im neuen Programmjahr keine zusatzlichen neuen Finanzhilfen bewilligt wurden.
Diese Gebiete erhalten gleichwohl weiterhin jahrliche Férdermittel auf Basis der Bewilligungsbescheide aus dem Vorjahr.

**  Jeweils in Klammern angegeben ist die Anzahl der ,ruhenden MaRnahmen

*** In Hessen ist die Anzahl der Programmkommunen héher als die Anzahl der Férdergebiete, da in diesem Bundesland zwei interkommunale KooperationsmaRnahmen mit insgesamt finf

Kommunen zum Programm gehéren.

**** Bei diesen sechs MaRnahmen in Niedersachsen handelt es sich nicht um ,ruhende MaRnahmen®, sondern um bereits ausfinanzierte Maknahmen.

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Stadtebauférderdatenbank des BBSR (Bundesprogramm Aktive Zentren).

Bundesfinanzhilfen in tausend Euro

Land 2008 2009 2010 2011 2012 2013 Gesamt
Baden-Wirttemberg 4.804 5.114 10.257 10.842 11.225 11.690 53.932
Bayern 5.507 5.801 11.638 12.257 12.712 13.283 61.198
Berlin 2.107 1.944 3914 4132 4.292 4.566 20.955
Brandenburg 1.354 1.590 3.150 3.270 3.350 3471 16.185
Bremen 378 357 713 751 777 810 3.786
Hamburg 925 895 1.791 1.888 1.964 2.061 9.524
Hessen 2911 3.013 6.037 6.364 6.582 6.916 31.823
Mecklenburg-Vorpommern 934 1.128 2.218 2.292 2.337 2.429 11.338
Niedersachsen 3.696 3.895 7.776 8.179 8.446 8.792 40.784
Nordrhein-Westfalen 8.983 9.169 18.360 19.362 20.036 20.849 97.009
Rheinland-Pfalz 1.803 1.962 3.935 4147 4.286 4.426 20.559
Saarland 494 570 1.141 1.205 1.244 1.277 5.931
Sachsen 2.303 2.864 5.648 5.886 6.034 6.158 28.893
Sachsen-Anhalt 1.341 1.768 3.487 3.605 3.678 3.730 17.609
Schleswig-Holstein 1.294 1341 2674 2.815 2.904 3.066 14.094
Thiringen 1.166 1.503 2.981 3.096 3.166 3.282 15.194
Gesamt 40.000 42914 85.720 90.091 93.033 96.806 448.564

Tabelle 2: Vom Bund bereitgestellte Finanzhilfen im Zentrenprogramm in den Programmjahren 2008 bis 2013

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Verwaltungsvereinbarungen zur Stadtebauférderung 2008-2013, ohne Berlicksichtigung von Umschichtungen der Lander.
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2.1 Fordermittel

Das Zentrenprogramm ist mittlerweile zu einem der
finanziell umfangreicheren Programme der Stadtebau-
forderung angewachsen. Der Bund stellt den Lindern im
Programmjahr 2013 Finanzhilfen in Héhe von 97 Mio. Euro
zur Verfligung (das entspricht ca. 21,3 % der gesamten
Bundesfinanzhilfen der Stidtebauférderung). Tabelle 2 und
Abbildung 2 geben einen Uberblick iiber die Entwicklung
der Bundesfinanzhilfen seit dem Programmstart Ende
2008. Bis einschlieflich 2013 wurden den Stddten und Ge-
meinden Bundesfinanzhilfen von iiber 448 Mio. Euro zur
Verfligung gestellt.

100
80
60
40
20

2008 2009 2010 2011 2012 2013

Abbildung 2: Férdervolumen in den Programmyjahren 2008 bis 2013

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Verwaltungsvereinbarungen
zur Stddtebauforderung 2008-2013, ohne Beriicksichtigung von Umschichtungen der Lander.

2.2 Charakteristika der Programmkommunen und Férdergebiete’

Die Mehrzahl der Fordermafinahmen im Programm
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren ist in kleinen Stddten
und Gemeinden angesiedelt (vgl. Abbildung 3). Knapp

Uber die Hilfte der Fordergebiete (N=228 von 415) liegt in
Programmkommunen mit weniger als 25.000 Einwohnern,
davon 84 sogar in kleinen Gemeinden mit unter 10.000
Einwohnern. Das entspricht ca. 20 % aller Fordergebiete.?

Am zweithdufigsten sind Fordergebiete in Mittelstad-

ten zwischen 25.000 und 100.000 Einwohnern vertreten
(N=113). Auch innerhalb dieser Gruppe sind die Forder-
mafinahmen in den kleineren Mittelstidten mit bis zu
50.000 Einwohnern mit 74 Gebieten in der Mehrheit.

Die Anzahl der Fordergebiete in Grofstadten (N=77)
relativiert sich dadurch, dass in dieser Zahl alleine 19
Fordergebiete in den drei Stadtstaaten Berlin, Bremen
und Hamburg enthalten sind. Uber die Programmlaufzeit
hinweg hat sich die Verteilung nach Stadtgrofie kaum ver-

andert und entspricht noch ungefahr der Verteilung des
Programmjahrs 2009.

Abbildung 3 zeigt, dass in einigen Landern der weitaus
grofdte Teil der Fordergebiete in Kommunen mit weniger
als 25.000 Einwohnern liegt. Dazu gehoren das Saarland
(alle dortigen Fordergebiete liegen in Gemeinden mit
weniger als 25.000 Einwohnern), Brandenburg (zehn von
elf Fordergebieten), Niedersachsen (20 von 24), Thiiringen
(13 von 19), Sachsen (14 von 21), und Bayern (71 von 94
Fordergebieten). Fordergebiete in Mittelstddten gibt es
uberdurchschnittlich haufig in Mecklenburg-Vorpom-
mern, in Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Nord-
rhein-Westfalen und Hessen (jeweils etwa die Halfte der
dortigen Fordergebiete). Hier fallt vor allem die hohe
Zahl von Mittelstadten in Mecklenburg-Vorpommern
auf, da dies nicht unbedingt der kleinstddtisch gepragten
Struktur dieses Bundeslandes entspricht. Fordergebiete in

Da der Status der FérdermaRnahme (laufend oder ruhend) fiir die grundstzliche Charakteristik der Gebietstypen keine Rolle spielt (da sich diese Grundlagen i.d.R. nach Beginn der Férder-
mafRnahme nicht mehr &ndern), wurden auch die vorhandenen Informationen zu ruhenden MaRnahmen in die Auswertung einbezogen, um eine groRtmagliche Grundgesamtheit zu beriick-
sichtigen.

Aufschlussreich ist ein Vergleich der Verteilung der Férdergebiete mit der Verteilung der GemeindegroRenklassen in Deutschland. Zwar dominieren dort zahlenmaRig die kleinsten Ge-
meinden, die u.U. nicht fiir eine Aufnahme in das Zentrenprogramm pradestiniert scheinen (9.717 von 11.292 Gemeinden haben weniger als 10.000 Einwohner, Stand 31.12.2011). Lisst man
diese aulen vor, so stellen sich die Anteile wie folgt dar:

- Gemeinden/Férdergebiete in Gemeinden von 10.000 bis unter 25.000 Einwohner: 69 %/44 %

- Gemeinden/Fordergebiete in Gemeinden von 25.000 bis unter 100.000 Einwohner: 27 %/34 %

« Gemeinden/Férdergebiete in Gemeinden ab 100.000 Einwohner: 5 %/23 %

Rundungsdifferenzen erkléren die Abweichungen der Summen von 100 %, Zahlen der Gemeinden Stand 31.12.2012. Die hohe Zahl der Férdergebiete in kleineren Stadten relativiert sich auf
diese Weise. Allerdings fallen die groReren Stadte dadurch starker ins Gewicht, dass sie teilweise mehrere Férdergebiete in ihren Gemeindegebieten haben.
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Abbildung 3: Anzahl der Férdergebiete im Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren nach StadtgroRe

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis des Bundesprogramms Aktive Stadt- und Ortsteilzentren 2013,
N =415, laufende und ruhende MaRnahmen des Programmjahrs 2012, Einwohnerzahlen zum 31.12.2010 nach BBSR 2011.
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Abbildung 4: Lage der Fordergebiete im Gemeindegebiet

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Auswertung der Begleitinformationen des Programmjahrs 2012 sowie eigener Recherchen, laufende und ruhende MaRnahmen, N = 415.
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Abbildung 5: Uberlagerung mehrerer Stidtebauférderprogramme in den Férdergebieten* des Zentrenprogramms

*  Die Gebietsabgrenzung der Fordergebiete kann im Einzelfall zwischen den unterschiedlichen Programmen auch geringfiigig abweichen, maRgeblich fiir die Zuordnung zu einer der genann-
ten Kategorien ist eine Uberlagerung des iiberwiegenden Teils der Fliche der Fordergebiete in mehreren Férderprogrammen.

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Auswertung der Begleitinformationen des Programmjahrs 2012, nur laufende MaRnahmen, N = 321.

Grofistidten gibt es neben den Stadtstaaten vor allem in
Nordrhein-Westfalen (25 Gebiete). Die kleinsten Pro-
grammkommunen im Zentrenprogramm (bezogen auf
die Zahl der Einwohner) liegen in Bayern und in Baden-
Wiirttemberg (elf bzw. sechs Gemeinden unter 5.000
Einwohner). Zwolf Programmkommunen haben mehr als
500.000 Einwohner.

Die durchschnittliche Einwohnerzahl in den Férdergebie-
ten des Zentrenprogramms ist eher gering. Uber drei Vier-
tel der Fordergebiete haben weniger als 5.000 Einwohner.

Etwa ein Drittel hat sogar nur weniger als 1.000 Einwohner.

Das Spektrum reicht hier bis unter 100 Einwohner in elf
Fordergebieten. Dies korrespondiert auch mit der Flachen-
grofie der Fordergebiete, die in Giber der Halfte der Forder-
gebiete unter 30 ha liegt. Nur etwa ein Viertel der Forder-
gebiete ist tiber 50 ha grof?.

Obwohl sich das Zentrenprogramm bereits von seinem
Titel her explizit sowohl auf Stadt- und Ortszentren als
auch auf Stadtteil- und Ortsteilzentren bezieht, handelt es
sich bei der tiberwiegenden Mehrheit der bislang aufge-

nommenen Fordergebiete um ,klassische” Stadtzentren,
also i.d.R. die (teils historischen) Innenstadte bzw. Orts-
kerne. Korrelierend mit dem geringen Anteil von Grof3-
stddten im Zentrenprogramm ist nur ein geringer Anteil
(59 von 415 Fordermafinahmen, = ca. 14 %) in Stadtteil-
oder Ortsteilzentren lokalisiert (vgl. Abbildung 4). Dabei
handelt es sich schwerpunktmiflig um Stadtteilzentren
in den Stadtstaaten Hamburg, Bremen und Berlin sowie
um Fordergebiete in grofien Stiddten (z.B. Dortmund,
Frankfurt, Magdeburg, Miinchen, Stuttgart). Daran lasst
sich deutlich ablesen, dass in den Grof3stddten, die am
Zentrenprogramm teilnehmen, eher die Stadtteilzentren
als Fordergebiete festgelegt werden, wahrend es in den
Mittel- und Kleinstddten im Regelfall die ,klassischen“
Stadt- bzw. Ortszentren sind.

Auffallig ist, dass die Anzahl der geférderten Ortsteilzen-
tren, die in kleineren Kommunen liegen, sehr gering ist.
Sie liegen vornehmlich in Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Baden-Wirttemberg. Gegeniiber dem Programmbeginn
ist der Anteil von Stadtteil- bzw. Ortsteilzentren an den
Fordergebieten in etwa gleich geblieben.
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Uber das gesamte Bundesgebiet betrachtet erhilt der weit-
aus grofite Teil der Fordergebiete im Programm Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren keine Finanzhilfen aus anderen
Programmen der Stadtebauforderung (vgl. Abbildung 5). In
den westdeutschen Landern - mit Ausnahme von Berlin -
gibt es nur sehr wenige Mafnahmen, in denen gleichzeitig
Finanzhilfen aus anderen Stidtebauférderprogrammen
eingesetzt werden. In den neuen Lindern erhilt demgegen-
uber die iberwiegende Mehrzahl der Férdergebiete auch
Unterstiitzung aus anderen Stddtebauférderprogrammen.
Dort gibt es, Berlin mit einbezogen, lediglich sieben Pro-
grammgebiete (davon funf in Sachsen), die ausschliellich
Mittel des Zentrenprogramms erhalten. 61 Gebiete werden
auch aus anderen Programmen gefordert, oft aus drei und
mehr Stadtebauférderprogrammen gleichzeitig.

Die Finanzierung von Gebieten aus mehreren Program-
men, die besonders hiufig in Brandenburg, Mecklen-

Zusammenfassung

burg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thiringen
auftritt, betrifft meist die Programme Stadtumbau Ost,
Sanierungs- und Entwicklungsmafnahmen sowie Stadte-
baulicher Denkmalschutz, teilweise auch auf das Pro-
gramm Soziale Stadt. Eine Biindelung mit dem Programm
Kleinere Stadte und Gemeinden tritt nur in wenigen
Einzelfillen auf.

Neben der Unterstiitzung aus der Stidtebauforderung des
Bundes und der Lander kommen in zahlreichen Férderge-
bieten dartiber hinaus auch spezifische Landesprogramme,
Programme anderer Ressorts (z. B. Wirtschaftsférderung
oder Nachfolgeregelungen des Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetzes) sowie Fordermittel aus Programmen

der Europédischen Union (z.B. des Europiischen Fonds fiir
regionale Entwicklung - EFRE - oder des Europédischen
Landwirtschaftsfonds fiir die Entwicklung des landlichen
Raums - ELER) zum Einsatz.

- Bis einschlieBlich 2012 wurden 415 Fordergebiete in 375 Stadten und Gemeinden aller 16 Bundeslander mit Finanzhilfen aus
dem Programm gefdrdert. Die Zahl der MaRnahmen und der beteiligten Kommunen ist seit Programmbeginn kontinuierlich

angestiegen.

- Das Programmvolumen hat sich zwischen 2008 (ca. 40 Mio. Euro Bundesfinanzhilfen) und 2013 (ca. 97 Mio. Euro Bundesfi-

nanzhilfen) mehr als verdoppelt. Das Zentrenprogramm ist zu einem der finanziell umfangreicheren Programme der Stadte-

bauférderung geworden.

- Die Mehrzahl der Férdermalinahmen ist in kleinen Stadten und Gemeinden angesiedelt: Etwas mehr als die Halfte der
Fordergebiete liegen in Programmkommunen mit weniger als 25.000 Einwohnern. Trotz der deutlichen Zunahme der Anzahl
der Fordergebiete im Zentrenprogramm seit 2010 gibt es gegeniiber den Vorjahren kaum Abweichungen hinsichtlich der Ver-

teilung auf unterschiedliche GemeindegroRen.

- In den Klein- und Mittelstadten werden im Zentrenprogramm zumeist die ,klassischen“ Stadtzentren gefordert, in den
GroRstadten eher Stadtteilzentren. Entsprechend der Verteilung auf die unterschiedlichen StadtgréRen im Programm Gber-
wiegt dadurch insgesamt der Anteil der Fordergebiete in ,klassischen® Stadtzentren deutlich. Nur ein geringer Anteil von
59 FérdermaRnahmen (= ca. 14 %) ist in Stadtteil- oder Ortsteilzentren lokalisiert. Die Verteilung der Gebietstypen hat sich

gegeniiber den Vorjahren nur unwesentlich verandert.

— In den westdeutschen Bundesldndern erhalten die meisten Fordergebiete im Zentrenprogramm keine Finanzhilfen aus
anderen Programmen der Stadtebauférderung. In den ostdeutschen Landern (einschlieRlich Berlin) gibt es hingegen nur
vereinzelte Fordergebiete, die ausschliellich Mittel des Zentrenprogramms erhalten. Der Grof3teil der Gebiete wird auch aus
anderen Programmen geférdert, oft aus bis zu vier Stadtebauférderprogrammen gleichzeitig.
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3 Stand der Umsetzung des
Zentrenprogramms

Orientierungsmafistab fiir die Einschitzung des Standes
der Programmumsetzung sind die in der Programmstra-
tegie formulierten sechs Ziele. Das folgende Kapitel setzt
sich mit dem Grad der Zielerreichung auseinander, indem
zunachst fir jedes dieser Ziele die Praxis vor Ort und die
im Zentrenprogramm umgesetzten Mafinahmen erortert
werden (Kapitel 3.1), um anschlieffend den Stand des In-
strumenteneinsatzes zu beleuchten (Kapitel 3.2).

Hierbei sind die grundsétzlichen Rahmenbedingungen

zu berticksichtigen, die sich auf den Umsetzungsstand

der Férdermafinahmen auswirken. Fiir die Ausgestaltung
des Prozesses der Programmumsetzung sind neben den
individuellen Problemlagen und Herausforderungen in den
Fordergebieten auch die jeweiligen Richtlinien und Forder-
gegenstinde auf Linderebene ein entscheidender Faktor
(vgl. hierzu Kapitel 1.2). Dartiber hinaus ist fir den bislang
erreichten Umsetzungsstand mafigeblich, ob es sich um
eine Mafdnahme handelt, die bereits seit mehreren Jahren
im Programm gefordert wird, oder ob die Aufnahme des
Fordergebiets in das Zentrenprogramm erst in jiingster Zeit
erfolgte. Weiterhin wird der Umsetzungsstand von unter-
schiedlichen Vorerfahrungen aus anderen Stadtebauférder-
programmen, lokalen Griinden fiir die Programmaufnahme
sowie durch die Vorbereitung der Fordermaffnahme beein-
flusst. Auf diese Aspekte wird im Folgenden eingegangen.

Dauer der Programmzugehorigkeit

Wie in Kapitel 2 dargestellt, wird etwas mehr als die Halfte
aller Fordergebiete bereits seit vier bis fiinf Jahren aus dem
Forderprogramm unterstiitzt. Etwa ein Viertel der Gebiete
ist jedoch erst im Laufe der letzten zwei Jahre (2011-2012)
ins Programm aufgenommen worden. Insbesondere in den
Fordergebieten, die schon seit mehreren Jahren im Zentren-
programm sind, ist ein weit fortgeschrittener Umsetzungs-
stand erreicht. Groflere Schliisselinvestitionen sind bereits
durchgefiihrt oder befinden sich derzeit in der Realisierung.
In einer zweiten Gruppe von Fordergebieten sind zwar die
konzeptionellen und institutionellen Grundlagen fiir die
Umsetzung gelegt, doch die grofReren Schliisselinvestitionen
befinden sich noch in der Vorbereitung oder Feinplanung.

Kleinere Mafinahmen sind dagegen héufig schon verwirk-
licht. Fur die erst jingst in das Programm aufgenommenen
Gebiete entstehen vielfach noch die konzeptionellen und
institutionellen Grundlagen. Allerdings gibt es auch unter
den neu ins Programm gekommenen Gebieten deutliche
Unterschiede im Stand der Vorbereitungen. Sie lassen sich
u.a. auf die Vorerfahrungen mit der Stadtebauférderung und
die Hintergriinde der Programmaufnahme zurtickfiihren.

Vorerfahrungen aus anderen Férderprogrammen

In zahlreichen Programmkommunen gibt es Vorerfahrun-
gen mit anderen Programmen der Stadtebauférderung.
Zum Teil werden Mafinahmen aus anderen Programmen ins
Zentrenprogramm Uberfihrt. Die Zahl dieser Mafinahmen
ist im Verhaltnis zur Gesamtzahl der Férdermafinahmen im
Zentrenprogramm hoch: In 77 von 415 Fordergebieten des
Programmjahres 2012 erfolgte die Aufnahme in das Zent-
renprogramm unmittelbar im Anschluss an eine Férderung
aus dem Programm Sanierungs- und Entwicklungsmafi-
nahmen. Dies entspricht ca. 19 % der im Programmjahr 2012
geforderten Gebiete und betrifft hauptsachlich Bayern und
die ostdeutschen Lander. In weiteren 29 Fordergebieten lag
zwischen der Férderung aus dem Programm Sanierungs-
und Entwicklungsmafinahmen und der Aufnahme in das
Zentrenprogramm ein Zeitraum von zwei bis fiinf Jahren. 32
weitere Fordergebiete verfligten tiber linger zuriickliegende
Fordererfahrungen aus dem Programm Sanierungs- und
Entwicklungsmaffnahmen, so dass insgesamt in etwa einem
Drittel aller Fordergebiete an eine frithere Férderung aus
diesem Programm angekntipft werden kann.®

Die Zahlen des Programmjahres 2012 spiegeln jedoch nicht
den aktuellsten Stand wider. Im Programmjahr 2013 ist die
Anzahl tberfiihrter Férdergebiete zumindest in einigen
Lindern nochmals deutlich angestiegen.* Weiterhin verfii-
gen bestimmte Kommunen tiber Vorerfahrungen aus Mo-
dellprojekten oder Initiativen der Lander wie ,Leben findet
Innenstadt” in Bayern, ,,Ab in die Mitte!“ oder ,,GENIAL
zentral® in Thiiringen, aus denen teilweise schon einzelne
Projekte stammten, die im Rahmen des Zentrenprogramms
spater umgesetzt wurden.

3 Quelle: Eigene Erhebungen auf Basis der Stadtebauférderdatenbank des BBSR, Stand: Programmjahr 2012.

4 Quelle: Punktuelle Recherche der Bundestransferstelle. AbschlieRende Zahlen fiir alle Lander lagen bei Redaktionsschluss des Statusberichts noch nicht vor.
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Nach tiber fiinf Jahren Laufzeit hat sich in zahlreichen Lin-
dern das in der Programmstrategie formulierte besondere
Profil des Zentrenprogramms durchgesetzt. Insbesondere
in Fordergebieten, deren Zentren vor der Programmauf-
nahme noch nie Gegenstand von Bund-Linder-Stadtebau-
fordermafinahmen waren,® werden die Moglichkeiten des
Zentrenprogramms im Regelfall von Beginn an aufgegrif-
fen. Die besonderen Instrumente des Zentrenprogramms
(Lenkungsgruppen, Zentrenmanagement, in einigen Fillen
auch Verftigungsfonds) werden hiufig von Anfang an
eingerichtet und genutzt. Insbesondere in hessischen und
bayerischen Kommunen ist dies der Fall gewesen.

In Kommunen, die Gebiete aus anderen Programmen der
Stddtebauforderung (vor allem aus dem auslaufenden
Stadtebauférderprogramm Sanierungs- und Entwicklungs-
mafinahmen) in das Zentrenprogramm tberfiihrt haben,
nimmt die Ausrichtung der bestehenden Sanierungsmaf-
nahme auf die Ziele des Zentrenprogramms mitunter mehr
Zeit in Anspruch.

Griinde fir die Programmaufnahme

Viele Programmkommunen verfiigen tiber umfangrei-
che Erfahrungen in der Sanierung historischer Zentren,
nehmen aber im Zentrenprogramm eine Erganzung
ihrer bisherigen Sanierungsschwerpunkte vor. Dabei
kommen Randbereiche der Zentren in die Férderung,
in denen Erneuerungsbedarf und Missstdnde vormals
nur in geringerem Umfang aufgetreten waren. Inzwi-
schen sind dort Abwertungstendenzen erkennbar, etwa
weil zentrale Geschéaftsbereiche sich verkleinert oder
verlagert haben oder tiber lange Zeit ein Sanierungs-
rickstau entstanden ist. Weiterhin finden sich Stédte,
die das Zentrenprogramm wegen der Moglichkeit zur
Programmiiberlagerung in bestimmten Gebieten (ins-

Die Sicherung der Nahversorgung ist insbesondere in kleinen Stidten besondere in Ostdeutschland) zur Ergidnzung laufender
von Bedeutung (oben); in vielen Stadten bestehen stadtebauliche Erneuerungsaktivitéten nutzen.® Die genannten Gruppen
Missstédnde.

von Kommunen verfiigen tiber umfangreiche Erfahrun-

5 Im Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren liegen 67 von insgesamt 415 Férdergebieten in Kommunen, die noch keine Bundesfinanzhilfen aus der Bund-Lander-Stidtebauférderung
erhalten haben, bevor die Gebiete in das Zentrenprogramm aufgenommen wurden (entspricht ca. 16 % der Férdergebiete des Zentrenprogramms). Dabei handelt es sich schwerpunktmiRig
um kleine Stidte und Gemeinden in den westdeutschen Flachenldndern (Quelle: Eigene Erhebung aus Basis der Stidtebauférderdatenbank des BBSR, Stand: Programmjahr 2012). Hinzu
kommt eine gewisse Anzahl von Fordergebieten, die ebenfalls noch nie aus der Stddtebauférderung unterstiitzt wurden, die aber in Kommunen liegen, in denen andere Quartiere bereits
Gegenstand von Fordermalnahmen sind oder dies zu einem fritheren Zeitpunkt waren.

6 Inden neuen Landern wird die Giberwiegende Mehrzahl der Férdergebiete des Zentrenprogramms gleichzeitig auch aus anderen Programmen der Stadtebauférderung unterstitzt. In den
alten Landern besteht diese Moglichkeit im Regelfall nicht (Quelle: Auswertung der Begleitinformationen durch die Bundestransferstelle, Stand: Programmjahr 2012), siehe auch Kapitel 2.
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gen mit der Erneuerung von Zentren und haben somit
einen gewissen Vorsprung gegeniiber anderen Kommu-
nen ohne diese Voraussetzungen.

Demgegentber gibt es kleinere Kommunen, deren Kerne
erstmalig in ihren Zentrumsfunktionen infrage gestellt
sind. Dies ist auf gewandelte Anspriiche an das Wohnen
und Einkaufen sowie auf ihre periphere Lage oder die
geringe Wettbewerbsfahigkeit ihrer kleinen zentralen
Geschiftsbereiche gegentiiber nahe gelegenen starken
mittel- und grofstadtischen Zentren zurtickzufihren.
Zwar gibt es vielerorts langer zurtckliegende Erfolge aus
Stadterneuerungsmafinahmen fritherer Jahrzehnte, doch
fehlt es in vielen Fallen an konkreten Erfahrungen mit
komplexen, integrierten Erneuerungsprozessen sowie mit
kooperativen Verfahren, wie sie das Zentrenprogramm
vorsieht.

Manche Stadte und Gemeinden zielten bei der Vorberei-
tung der Erneuerung ihrer historischen Kerne gar nicht
unbedingt auf eine Férderung im Zentrenprogramm ab,
sondern beabsichtigten eher eine klassische Sanierungs-
mafinahme. Viele Linder nehmen diese Gebiete jedoch
schon seit einigen Jahren nur noch in das Zentrenpro-
gramm auf. Wie oben bereits dargestellt, werden tberdies
bereits laufende Mafnahmen aus anderen Programmen
sukzessive in das Zentrenprogramm tberfiihrt. Fir beide
Fille gilt, dass der im Zentrenprogramm geforderte An-
satz dann u. U. erst nachtréglich entwickelt werden muss,
um den Anforderungen des Programms zu geniigen. Fiir
die Kommunen mit geringeren Vorerfahrungen in der
Stadtebauférderung bieten die Ansétze des Zentrenpro-
gramms eine Moglichkeit, auch ohne grofieren Verwal-
tungsapparat oder in Ergdnzung zur Arbeit professionel-
ler Trager oder Beauftragter ihre Fordermanahme sehr
kooperativ vorzubereiten und durchzufiihren.

Vorbereitung der FérdermaRnahme
Bevor die Umsetzung der Fordermafnahme beginnen

kann, sind umfangreiche konzeptionelle Vorbereitun-
gen erforderlich. Hier ist insbesondere das integrierte

stadtebauliche Entwicklungskonzept zu nennen, dessen
Erarbeitung durch umfangreiche Beteiligungs- und
Abstimmungsprozesse einen lingeren Zeitraum in
Anspruch nehmen kann (vgl. Kapitel 3.2.1 Integrierte
stadtebauliche Entwicklungskonzepte). Deshalb kommt
es in vielen Fordergebieten erst nach einer gewissen
Zeit zu sichtbaren baulich-investiven Verdnderungen.
Die konzeptionellen Vorarbeiten deuten keineswegs auf
eine zogerliche Realisierung durch die Kommunen hin,
sondern spiegeln vielmehr die Komplexitit der konzep-
tionellen Vorbereitungen und Abstimmungsnotwendig-
keiten wider.

Auch wenn es nicht explizit gefordert ist, entscheiden sich
viele Programmkommunen fiir die Festlegung eines Sanie-
rungsgebietes geméfd § 142 BauGB.” Knapp zwei Drittel der
Fordergebiete des Zentrenprogramms sind als Sanierungs-
gebiet raumlich abgegrenzt.® In diesen Fillen gehoren auch
Vorbereitende Untersuchungen (VU) nach § 141 BauGB zur
konzeptionellen Vorbereitung der Fordermafinahme. Die
Stidte und Gemeinden verbinden mit der Anwendung des
sanierungsrechtlichen Instrumentariums sowie mit den
Moglichkeiten der steuerlichen Abschreibung Vorteile fiir
potenzielle Investoren und fiir den kommunalen Haushalt.
In jedem Fall kdnnen die VU als Grundlage fr die Erarbei-
tung eines integrierten stddtebaulichen Entwicklungskon-
zeptes genutzt werden. In Einzelfillen wird die VU ohne
wesentliche Anderungen sogar als Entwicklungskonzept
wdeklariert’, um die Férdervoraussetzungen zu erfiillen.

Wenn der Beschluss eines Sanierungsgebiets bereits deut-
lich vor der Aufnahme in das Zentrenprogramm im Kon-
text einer Sanierungs- und EntwicklungsmaRnahme liegt,
ist zumeist die Neuerstellung eines integrierten Konzeptes
erforderlich, um éltere Konzepte auf angemessene Weise
an den Standard im Zentrenprogramm anzupassen. Diese
Anpassung nimmt ebenfalls Zeit in Anspruch. Insbeson-
dere spielen hierbei Gesichtspunkte wie die Berticksich-
tigung eines integrierten Ansatzes sowie weitergehender
Beteiligungs-, Kommunikations- und Steuerungsinstru-
mente wie Lenkungsgruppen, Zentrenmanagement und
Verfiigungsfonds eine Rolle.

7 Eine raumliche Abgrenzung des Fordergebietes kann gemaR VV Stadtebauférderung auBerdem auch als stadtebaulicher Entwicklungsbereich nach § 165 BauGB, Erhaltungsgebiet nach
§ 172 BauGB, MaRnahmegebiet nach § 171 b oder § 171 e BauGB, Untersuchungsgebiet nach § 141 BauGB oder durch Beschluss der Gemeinde erfolgen.

8 Quelle: Auswertung der Begleitinformationen des Programmjahrs 2012 durch die Bundestransferstelle.
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3.1 Umsetzung der Ziele der Programmstrategie

Die Programmstrategie des Zentrenprogramms formuliert
sechs Ziele der Zentrenentwicklung (vgl. Abbildung 6). Das
folgende Kapitel beschreibt den erreichten Stand bei der
Realisierung dieser Ziele und analysiert die bisherigen Er-
fahrungen mit der Erprobung innovativer Losungsansatze
und Instrumente.

Grundlage bilden die Erkenntnisse zahlreicher Beispiele
aus den Programmkommunen, des Erfahrungsaustauschs

im Rahmen der Transferwerkstitten, aus Gesprichen mit
Akteuren aus der Praxis vor Ort und mit Lindervertretern
sowie aus den vorliegenden Fallstudien. Im Text finden sich
zahlreiche Verweise auf die Programmumsetzung in der
Praxis, ergidnzt um vertiefende Praxisbeispieldarstellungen.
Diese Praxisbeziige stellen die Bandbreite der Losungsan-
sdtze vor Ort dar und illustrieren den Zielerreichungsgrad.
Den Kapiteln zu den einzelnen Zielen ist jeweils eine Auf-
listung der Kernaussagen vorangestellt.

Funktionsvielfalt und
Versorgungssicherheit

Erhalt und Entwicklung zentraler
Versorgungsbereiche als Orte zum
Wohnen und Arbeiten, fir Wirtschaft

Austausch

Soziale Kohision

Vielfaltige Wohnformen fiir alle
gesellschaftlichen Gruppen

Sozialer Zusammenhalt durch
Gemeinschaftseinrichtungen fir grup-
pentbergreifende Begegnung und

|
\ Aufwertung des
offentlichen Raumes

Zuganglichkeit und Nutzbarkeit der
o6ffentlichen Raume fiir alle
gesellschaftlichen Gruppen

und Handel, Kultur und Bildung, Versor-
gung und Freizeit

Nutzungsvielfalt durch Starkung der
Wohnfunktion, kultureller und
offentlicher Einrichtungen

Belebung der Zentren durch Raum fir
Aktivitaten und Orte zum Verweilen

Ziele des

Zentrenprogramms

Partnerschaftliche
Zusammenarbeit

Einbeziehung der Birgerinnen und Biir-
ger in die Zentrenentwicklung

Stadtbaukultur

Réumliche Vielfalt durch Erhalt und
behutsame Anpassung kleinteiliger
Raumstrukturen sowie durch Aktivierung

Aktivierung, effektive Mitwirkung und
partnerschaftliche Kooperation aller
Akteursgruppen der Zentrenentwicklung
und Verstetigung kooperativer Prozesse

der Verkehrsraume

Abbildung 6: Ziele des Zentrenprogramms

Quelle: Eigene Darstellung auf Basis der Programmstrategie

Stadtvertriagliche Mobilitit

Integration und Optimierung von Bahn-,
Bus-, Kfz-, Rad- und FuRverkehr

Barrierefreie und qualitatvolle Gestaltung

und stadtvertragliche Integration freier
Raume und Flachen

Pflege des Stadtbildes durch Erhalt und
Schaffung stadtbaukultureller Qualitaten
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3.1.1 Funktionsvielfalt und Versorgungssicherheit

- Auf der konzeptionellen Ebene ist Nutzungsmischung in der Mehrzahl der Fordergebiete handlungsleitend. Dies entspricht

dem betreffenden Ziel der Programmstrategie.

- Funktionsvielfalt und Versorgungssicherheit werden einerseits durch eine gezielte Anreicherung des vorhandenen Nutzungs-
spektrums in den Fordergebieten realisiert, andererseits aber auch durch eine bewusste Starkung vorhandener Nutzungen,
die aufgrund struktureller Veranderungen in ihrem Erhalt geféhrdet sind.

- Viele Programmkommunen verfolgen die Strategie, ihre Zentren auch tiberdrtlich als Standorte solcher Nutzungen zu quali-
fizieren, die kleinere Orte (v.a. in peripheren Radumen) aktuell oder kiinftig nicht mehr gewahrleisten kénnen. Dies soll die

Versorgung der Bevélkerung in der Region sichern helfen.

- Bei der Umsetzung von MaRnahmen zur Starkung der Funktionsvielfalt geht es vielen Kommunen weniger um funktions-
gemischte Einzelprojekte. Im Vordergrund steht vielmehr die zusammenhéngende Umsetzung mehrerer MaRnahmen aus
unterschiedlichen Handlungsfeldern, die in ihrer Gesamtheit zu einer breiten Funktionsvielfalt in den Zentren beitragen.

- Die 6ffentliche Hand nimmt ihre Verantwortung fir eine ausgewogene infrastrukturelle Versorgung der Bevolkerung (auch
Uber die Grenzen der geférderten Stadt- und Ortsteilzentren hinaus) wahr. Beleg dafiir ist eine Vielzahl von Projekten, die
zum Erhalt oder der Neuansiedlung 6ffentlicher Einrichtungen und infrastruktureller Angebote in den Zentren beitragen.

- Ein wichtiger Bestandteil einer breiten Funktionsvielfalt in den Zentren ist das Wohnen. Derzeit wird in der Mehrzahl der
Fordergebiete die Starkung der Wohnfunktion noch nicht hinreichend verfolgt. Auch im Bereich der Stabilisierung bzw. des
Ausbaus der Zentren als Standorte fiir Handwerk und verarbeitendes Gewerbe bestehen noch Optimierungspotenziale.

Mit den Programmezielen zur Starkung der Funktions-
vielfalt und Gewihrleistung der Versorgungssicherheit
reagiert das Zentrenprogramm auf die besondere Bedeu-
tung dieser Qualitéten fiir die Stadt- und Ortsteilzentren.
Diese ibernehmen mit ihrer hohen Konzentration von
Geschiften aller Art und Biiros diverser Branchen traditi-
onell eine zentrale Versorgungsfunktion fiir Ortsteile, die
Gesamtstadt und fir deren Umland. Aktuell ist diese Rolle
durch erhebliche Strukturverdnderungen vielerorts jedoch
in Frage gestellt. Der fortschreitende Strukturwandel hat
inzwischen die Angebotsformen nicht nur im Handel stark
verdndert. Auch das Wohnen in den Zentren ist - sei es in
schrumpfenden oder wachsenden Wohnungsmaérkten -
einem starken Veranderungsdruck ausgesetzt.

Das Zentrenprogramm unterstitzt die Kommunen dabei,
ihre zentralen Versorgungsbereiche als lebendige und viel-
faltig nutzbare Orte zum Wohnen und Arbeiten, fiir Wirt-
schaft und Handel, Kultur und Bildung sowie fiir 6ffent-

liche Einrichtungen, Versorgung und Freizeit zu erhalten
bzw. weiter zu entwickeln. Mit einer Stirkung der Wohn-
funktion sowie kultureller und 6ffentlicher Einrichtungen
geht die Programmstrategie des Zentrenprogramms weit
uber die Starkung des Einzelhandels hinaus.

Integrierte Konzepte zur Steuerung der Funktionsvielfalt

In den integrierten stidtebaulichen Entwicklungs-
konzepten fir die Umsetzung der Férdervorhaben des
Zentrenprogramms ist das Ziel ,Funktionsvielfalt und
Versorgungssicherheit“ vielerorts handlungsleitend. Viele
Konzepte formulieren entsprechende Strategien. Dement-
sprechend steht zunéchst eine Analyse der vorhandenen
Nutzungen im Mittelpunkt, um ein differenziertes Bild der
bestehenden Qualitaten und der Qualititsdefizite zu er-
halten. Mit einer Vielzahl von Einzelmaffnahmen leiten die
betreffenden Stidte aus dem vorhandenen Nutzungsspekt-
rum und bestimmten Nutzungsschwerpunkten in einzel-

Stand der Umsetzung des Zentrenprogramms 31



nen Bereichen Profilierungsstrategien ab. Sie setzen auf die
Attraktivierung des 6ffentlichen Raumes, eine Nutzungs-
ergdnzung oder Nutzungsstirkung in herausragenden
Einzelbauten, eine wesentlich zeitgeméflere Prasentation
bestimmter ,Standorte” im Zentrum beispielsweise durch
Aktivitaten eines GeschiftsstraRenmanagements oder die
Modernisierung der Warendarbietung von Einzelhdndlern.

Funktionale Ergdnzungen finden auch auf kleineren Kon-
versions- oder Brachfldchen statt. Beispielsweise entwickelt
die sichsische Stadt Fl6ha auf dem Areal einer ehemaligen
Baumwollspinnerei einen zentralen Versorgungsbereich,
der als stadtebaulicher und sozialer Mittelpunkt der

Stadt fungiert und sich durch eine hohe Nutzungsvielfalt
auszeichnet. Ein Masterplan greift die konzeptionellen
Grundlagen des gesamtstadtischen Entwicklungskonzeptes
sowie des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes der Stadt
auf und entwickelt sie weiter. Dieser Plan formuliert den
Anspruch, dass der ,,Alte Baumwolle“ genannte Standort als
neues Zentrum von Floha die Funktionen Wohnen, Arbei-
ten, Kultur, Versorgung und Freizeit miteinander vereint
und mit dieser Funktionsmischung einen Beitrag zu einer
neuen sozialen Vitalitit der Stadt leistet.

Entwicklungskonzepte der Fordergebiete in den Berliner
Stadtteilzentren legen einen Schwerpunkt auf Strategien
zur Starkung der Nutzungsvielfalt. Dazu soll beispielsweise
im Fordergebiet Miillerstrafie die Vernetzung der Bildungs-
einrichtungen untereinander und mit der Geschiftsstrafie
beitragen (vgl. Praxisbeispiel Seite 43). Im Fordergebiet
Karl-Marx-Strafie strebt die Stadt durch Events wie ,,48
Stunden Neukélln®, Kunstaktionen im 6ffentlichen Raum
und die Vitalisierung einer leer stehenden Post — nach
Moglichkeit durch eine Nutzung der Kultur- und Krea-
tivbranche - die Starkung des bereits heute tiberortlich
bekannten Kulturschwerpunktes um die traditionelle
Einkaufsstrafle an.

In Ludwigsburg (Baden-Wiirttemberg) soll das Férderge-
biet Untere Stadt als Wohnstandort fiir unterschiedliche
Zielgruppen und Generationen erhalten bleiben. Kiinftig
soll jedoch auch seine charakteristische Mischung aus
Einzelhandels- und Dienstleistungsangeboten als zentraler
Bestandteil der Innenstadt starker herausstellt werden.
Durch Feste, Attraktionen und gastronomische Angebote
ist eine zusétzliche Belebung geplant. Der integrierte Hand-

lungsansatz wird in Ludwigsburg sowohl auf gesamtstidti-
scher als auch auf Ebene der Quartiere verfolgt. Parallel zur
Entwicklung der Fordermafinahme im Zentrenprogramm
und weiteren Mafinahmen aus anderen Stadtebaufor-
derprogrammen definieren insgesamt elf Masterpline
verschiedene Themenfelder der Stadtentwicklung: , Attrak-
tives Wohnen®, ,, Kulturelles Leben®, ,Wirtschaft und Arbeit®
,Vitale Stadtteile®, ,Lebendige Innenstadt®, ,,Zusammenle-
ben von Generationen und Nationen®, ,Griin in der Stadt",
,Vielfiltiges Sportangebot®, ,Bildung und Betreuung®,
LEnergieversorgung” und ,Mobilitit“ Sie dienen einer kon-
zeptionellen Untersetzung der stadtischen Ziele. Aufgrund
ihrer Komplexitat konkretisieren Stadtentwicklungspldne
(STEP) die Masterpléne auf teilraumlicher Ebene (vgl. Pra-
xisbeispiel Seite 78).

In Minster (NRW) ist die gesamte Innenstadt Férdergebiet
im Zentrenprogramm. Auch dort steht eine Qualifizierung
und Sicherung des Zentrums als funktionsgemischter
Standort fiir Wirtschaft, Kultur sowie als Ort zum Wohnen,
Arbeiten und Leben im Mittelpunkt. Aufbauend auf dem
LIntegrierten Stadtentwicklungs- und Stadtmarketingkon-
zept Miinster” aus dem Jahr 2004 sowie der Fortschreibung
des bisherigen ,Rahmenplans Miinster-Altstadt“ wurde ein
handlungsleitender Orientierungsrahmen als grundlegen-
de Basis fiir das Fordergebiet erstellt. Die Gebietsabgren-
zung und der Orientierungsrahmen stehen im Einklang
mit dem Einzelhandelskonzept der Stadt Minster.

Nutzungsmischung unterschiedlicher Kérnigkeit

Funktionsvielfalt und Versorgungssicherheit lassen sich
sowohl durch eine feinkérnige Nutzungsmischung (auf
Geschoss-, Gebaude- oder Blockebene) als auch durch grob-
kornigere Strategien (auf Quartiers- oder Stadtteilebene)
erreichen.

Bei grobkornigen Ansitzen geht es zumeist um ein mog-
lichst vielfaltiges Angebot unterschiedlicher Nutzungsmog-
lichkeiten tiber das gesamte Fordergebiet verteilt bzw. an
unterschiedlichen Schwerpunktstandorten. Einen diffe-
renzierten Weg verfolgt hier beispielsweise die Stadt Bad Dri-
burg (NRW) bei der Sanierung und Aufwertung der zentralen
Einkaufsstrafie. Drei unterschiedliche Zonen sollen zukiinf-
tig, ankniipfend an bereits teilweise ablesbaren Profilen der
einzelnen Bereiche, jeweils verschiedene Nutzungsschwer-
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punkte aufweisen. Wihrend ein Abschnitt der Strafe vor
allem durch gastronomische Nutzungen geprigt sein soll,
werden andere Abschnitte als Einkaufsschwerpunkte bzw.
flr touristische Einrichtungen profiliert. Insgesamt entsteht
dadurch auf Quartiersebene eine grofie Vielfalt unterschied-
licher Funktionen (vgl. Praxisbeispiel Seite 49).

Die Stadt Mindelheim (Bayern) stirkt die Wohnfunk-

tion, um die Nutzungsvielfalt im Stadtkern auszubauen.
Auf Konversionsflachen einer ehemaligen Brauerei (sog.
Ochsen-Areal) hat die Stadt im Zentrenprogramm unter-
schiedliche Wohnungstypen fiir verschiedene Nutzergrup-
pen geschaffen. Zusitzlich soll die Innenstadt durch den
aufgewerteten 6ffentlichen Raum stabilisiert werden. Ziel
ist es, dadurch Leerstinden im Einzelhandel und in den
Wohngebiuden zu begegnen.

Auch Bad Nenndorf (Niedersachsen) verkniipft im Foérder-
gebiet ,Stadtzentrum® unterschiedlich geprigte Bereiche
miteinander. Der Kurbereich, das Einzelhandelszentrum
sowie mehrere Wohnquartiere liegen dort in enger Nach-
barschaft, sind jedoch funktional nur wenig aufeinander
bezogen. Die profilbildenden Merkmale der einzelnen
Quartiere sollen deshalb gestarkt werden, etwa durch neue
Verbindungswege und die Verlegung storender Nutzungen
(z.B. einer Tankstelle).

Die Herausbildung und Profilierung spezifischer ,Zonen“
fiir bestimmte Nutzungen ist auch in vielen anderen
Fordergebieten ein zentrales Thema. Beispielsweise soll in
Lebach (Saarland) die innerstidtische Fufigingerzone als
Standort fiir Verwaltung, Kultur, Sport, Wohnen und Gast-
ronomie weiterentwickelt werden und sich damit explizit
vom Bahnhofsviertel mit seinen filialisierten, grof3flichigen
Einzelhandelsstandorten abgrenzen. In Metzingen (Baden-
Wirttemberg) besteht die gesamtstddtische Strategie darin,
dem durch ein Factory-Outlet-Center gepragten Einkaufs-
bereich am Rand der Altstadt einen stiarker gastronomisch
gepragten Komplementirbereich im bislang schon stark
durch Wohnen, kleinteiligen Einzelhandel, 6ffentliche
Verwaltungseinrichtungen und Kultur gekennzeichneten
historischen Zentrum gegeniiberzustellen. Im Ubergangs-
bereich zwischen diesen beiden Zonen sollen das Wohnen
und soziale Infrastruktureinrichtungen u.a. durch Gebau-
demodernisierung, Strafienrtickbau und Wohnumfeldver-
besserungsmafinahmen gestarkt werden.

Ochsen-Areal in Mindelheim

Auf der eher kleinrdumigen Ebene tragen nutzungsge-
mischte Einzelvorhaben zu einer feinkérnigen Funktions-
vielfalt bei. Dies kann der Neubau oder die Umnutzung
eines Gebdudes sein, in dem unterschiedliche Nutzungen
gemeinsam vertreten sind. Mit der Sanierung des Rat-
hauses in Baunatal (Hessen) entstehen Riumlichkeiten fiir
einen neuen Standort der stadtischen Bibliothek, die zuvor
auf mehrere Einzelstandorte in der Stadt verteilt war.

Der Ausbau von Gebduden mit ergdnzenden Nutzungen,
die damit in ihren Umfeldern eine Nutzungsanreicherung
bewirken, erfolgt beispielsweise in Kaufbeuren (Bayern). Im
Westen der Altstadt wurde, unterstiitzt durch Spenden aus
der Biirgerschaft, das in einem baufilligen Palais gelegene
Stadtmuseum saniert und 2013 wiederer6ffnet. Durch
einen Anbau an das Bestandsgebédude hat sich die Ausstel-
lungsflache verdoppelt und es ist ein neues, vielfiltigeres
Museumskonzept verwirklicht worden, das bereits den
Museumspreis der Versicherungskammer Bayern erhielt.
Andernorts, wie in Burg (Sachsen-Anhalt), unterstiitzen
Mittel aus dem Zentrenprogramm vorhandene Kinos, die
sich jedoch nur noch schwer rentierlich betreiben lassen. In
Wadern (Saarland) kommen fiir den Betrieb des ortlichen
Kinos ,Lichtspiele” auch Finanzhilfen aus dem Verfiigungs-
fonds zum Einsatz.

Eine feinkornige Nutzungsvielfalt setzte auch Burgstetten

(Baden-Wiirttemberg) mit der Errichtung eines Dienst-
leistungszentrums zur Starkung des Ortskerns Burgstall im
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Umbau eines Bekleidungshauses in der Mindener Innenstadt

Zentrenprogramm um. Direkt am Bahnhof sichert seit 2011
ein Neubau mit einem Lebensmittelmarkt, einer Bickerei,
einer Filiale der Kreissparkasse, einer Arztpraxis sowie Bu-
roflichen die Versorgung des Ortskerns. Im Dachgeschoss
sind vier Wohnungen entstanden, im Keller eine Tiefgarage
mit 21 Stellplatzen.

Ahnliche Projekte lassen sich auch durch bestandsorien-
tierten Umbau mit erginzendem Neubau realisieren, wie
in Luckenwalde (Brandenburg), wo sich eine Einrichtung
flir seniorengerechtes Wohnen und zugehorige Dienstleis-
tungen (z.B. Pflegedienst, Frisor) sowie 6ffentliche Ein-
richtungen in einem Gebdudekomplex vereint gegenseitig
erginzen sollen.

Sicherung der Handels- und Versorgungsfunktion

Die Funktionsvielfalt in Stadt- und Ortsteilzentren kann
auch durch eine Stirkung einzelner geschwichter Funktio-
nen stabilisiert werden. Durch ein schliissiges Zusammen-
spiel unterschiedlicher Einzelmafinahmen gelingt es, die
Angebotsvielfalt in einem bestimmten Funktionsbereich
aufrecht zu erhalten oder zu steigern.

Bei der bisherigen Programmumsetzung ist ein deutlicher
Schwerpunkt bei der Férderung von Einzelhandelsnut-

zungen zu konstatieren, wihrend andere Funktionen nicht
so sehr im Mittelpunkt stehen. Dies zeigt sich bereits auf
konzeptioneller Ebene, indem integrierte stidtebauliche
Entwicklungskonzepte (INSEK) besondere Schwerpunkte
auf Einzelhandelskonzeptionen legen. Oftmals erfolgt eine
Verkniipfung von INSEK und Einzelhandelskonzept, bei-
spielsweise in Markt Schierling und Altétting (Bayern), in
Dinslaken (NRW), in Pirna (Sachsen) oder in Ludwigsfelde
(Brandenburg).

Die traditionell grofie Bedeutung der Zentren als Handels-
standort spiegelt sich auch in der Programmumsetzung
wider. Das Zentrenprogramm unterstiitzt den Einzelhan-
del auf unterschiedliche Art und Weise. Der strukturelle
Wandel im Einzelhandel stellt dabei eine Herausforderung
ftr die Anziehungskraft der Zentren und ein vielfaltiges
Einzelhandelsangebot dar. Grofie investive Vorhaben wie
die Wiedernutzung leerstehender Kaufhduser oder die
Aufwertung unattraktiver Einkaufspassagen mit hohen
Leerstinden stehen dabei im Mittelpunkt. In Essen-Bor-
beck (NRW) wurde ein Warenhaus abgerissen, um auf
dem Areal einen groflen Lebensmittelvollsortimenter

zu etablieren, der die Versorgung der Bevolkerung im
Stadtteilzentrum sichern soll. In Ludwigsburg (Baden-
Wiirttemberg) kaufte eine eigens gegriindete stadtische
Gesellschaft die Flachen eines leer stehenden innerstadti-
schen Einkaufszentrums vom vorherigen Eigentiimer auf
und entwickelt sie gemeinsam mit einem grofien Investor.
Der gleiche Investor hat auch in Minden (NRW) ein grofies
leer stehendes Bekleidungskaufhaus ibernommen. Dort
laufen zudem wie auch in Neuwied (Rheinland-Pfalz) und
in Baunatal (Hessen) Bemithungen, leerstehende Laden-
passagen zu reaktivieren.

Haiufig fehlen in Zentren Lebensmittel-Nahversorger,

was insbesondere in kleinen Stddten und Gemeinden zu
einer schwierigen Versorgungssituation fithrt. In Hallstadt
(Bayern) hat die Kommune aktiv Flichenentwicklung
betrieben, um einen Lebensmittelmarkt (,Marktscheune®)
zu etablieren. Er soll die Nahversorgung sichern und die
Vermarktung regionaler Erzeugnisse unterstiitzen. Der Bau
der Marktscheune begann im Mai 2013. Ergdnzende gastro-
nomische und kulturelle Einrichtungen und nachfrage-
orientierte Wohnangebote stirken die Anziehungskraft
und Zentralitat. In Meldorf (Schleswig-Holstein) wurde ein
am Rand des Stadtzentrums gelegenes Fachmarktzentrum
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Bernburg / Saale (Sachsen-Anhalt)

Funktionsvielfalt durch innerstadtisches Wohnen

Vor dem Hintergrund stark riickldufiger Einwohnerzahlen setzt Bernburg/
Saale seit mehreren Jahren bewusst auf die Stairkung der innerstadtischen
Quartiere, insbesondere der historischen Altstadt. Trotz umfangreicher Sanie-
rungsmafinahmen im 6ffentlichen Raum und der historischen Bausubstanz
setzte bisher allerdings keine sich selbst tragende Entwicklung des zentralen
Versorgungsbereichs ein.

Ziel der Fordermafinahme im Zentrenprogramm ist deshalb die Weiterent-
wicklung der bereits erreichten Sanierungserfolge, wobei ein Schwerpunkt
auf der Qualifizierung des Einzelhandels- und Wohnraumangebots sowie auf
der Aufwertung 6ffentlicher Freirdume liegt. Durch eine strategische Ver-
kniipfung von Manahmen unterschiedlicher Férderprogramme (Aktive
Stadt- und Ortsteilzentren, Stadtumbau Ost, Stadtebaulicher Denkmalschutz)
entstehen Synergien, die zur Starkung der Nutzungsvielfalt und Stabilisierung
des Zentrums genutzt werden.

In Bernburg wird der Stadtkern ganzheitlich im Sinne des Leitbildes der Stadt
der kurzen Wege weiterentwickelt. Die zukunftsfahigen, funktionsgemisch-
ten Stadtstrukturen und differenzierten Wohnangebote sollen helfen, neue
Bewohner fiir den Stadtkern zu gewinnen.

Mit Mitteln des Zentrenprogramms werden leerstehende Gebdude revitali-
siert oder nach Abriss baufilliger Hauser neue Gebaude errichtet, Hofberei-
che entkernt und angrenzende Straflenrdume aufgewertet. Dabei verfolgt
die Stadt das Ziel, Wohnraum und Infrastrukturangebote fiir unterschiedli-
che Zielgruppen, u. a. Familien, Senioren, Studenten und finanziell benach-
teiligte Bevolkerungsgruppen zu schaffen, um im Zentrum eine soziale
Mischung zu gewihrleisten.

Mithilfe anderer Programme der Stddtebauférderung lassen sich Infra-
struktureinrichtungen aufwerten und raumlich biindeln wie im Fall des
bereits abgeschlossenen innerstadtischen Bildungszentrums ,campus tech-
nicus® Der angestrebte Zuzug von Einwohnern in das Zentrum soll auch
dazu beitragen, die Kundenfrequenz fiir den Einzelhandel in der Altstadt
zu erhohen und die Auslastung der Infrastruktureinrichtungen sicherzu-
stellen. Spezifische Aktivierungsinstrumente (persénliche Ansprache der
Eigentiimer, Grundstiicks- und Leerstandsmanagement) unterstiitzen die
Entwicklungsstrategie.

Quelle: Bereisung des Fordergebiets und Vor-Ort-Gesprache durch die Bundestransferstelle

Abbildung 7: Nutzungsverflechtungen in
der Innenstadt

Quelle: Stadt Bernburg (Saale) / SALEG 2011, S. 14

Bernburger Geschaftszentrum am Saalplatz
(oben); Wohngebaude am Ufer der Saale
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in das Stidtebaufordergebiet integriert, um so auf das In-
strumentarium des besonderen Stadtebaurechts zugreifen
zu kénnen und einen Interessenausgleich zwischen den
kleinteiligen Strukturen des Einzelhandels in der Innen-
stadt und den Fachmaérkten herzustellen.

Zudem unterstiitzen kleinteilige, auf Kommunikation
und Marketing ausgerichtete Projekte den Einzelhandel,
insbesondere die inhabergefiihrten Geschifte. Hier ist die
koordinierende Funktion des Zentrenmanagements ge-
fordert. Eine starke Anbindung an den Einzelhandel wie in
Luckenwalde (Brandenburg) und in Wilfrath (NRW) oder
ein ergidnzendes Geschiftsstrafen- oder Citymanagement
(wie in den Fordergebieten des Landes Berlin) sind dabei
von Vorteil.

Eine weitere Moglichkeit, um in Nebenlagen die Einzel-
handelsfunktion zu starken, besteht in der Aufwertung von
Wegeverbindungen zwischen Einzelhandelsbereichen, so
etwa in Minden (NRW), in Alt6tting (Bayern) oder in Bad
Driburg (NRW), um vernachléssigte Lagen wieder besser an
die Hauptgeschiftsstrafien anzubinden.

Ein gezieltes Flichenmanagement tragt in Verbindung mit
einem Leerstandsmonitoring (Kartierung leer stehender
Ladenlokale, Kontaktaufnahme mit den Eigenttimern

und Vermittlung potenzieller neuer Nutzer) dazu bei,
Ladenflachen zu reaktivieren. Gezielt kdnnen bestehende
Funktionen gestdrkt und neue Nutzungen ergdnzt werden,
um dadurch fiir Teilbereiche des Zentrums eine Profilie-
rung anzustreben. So werden im Rendsburger Fordergebiet
,Nordliche Altstadt“ (Schleswig-Holstein) StraRenziige als
innerstadtische Wohnstandorte gestarkt und Einzelhan-
dels- und Dienstleitungsnutzungen in anderen Bereichen
konzentriert. Auch Zwischennutzungen durch nicht immer
profitable Angebote wie fir kulturelle oder soziale Zwecke
konnen hier einen Beitrag leisten. Erfolgreiche aus dem
Zentrenprogramm geforderte Projekte gibt es diesbeziiglich
z.B.in Leipzig (Fordergebiete Georg-Schwarz-Strafle und
Georg-Schumann-Strafe) und in Berlin (Karl-Marx-StrafRe).

Die zahlreichen Beispiele verdeutlichen, dass in den ersten
Jahren der Programmumsetzung vielerorts das Hauptau-
genmerk auf dem Einzelhandel lag. Oftmals spielen dabei
auch Mafinahmen in anderen Handlungsfeldern, die den
Einzelhandel direkt oder indirekt unterstitzen, eine ent-

scheidende Rolle. Diese reichen von der Verkehrsfiihrung
oder der Schaffung bzw. Neuorganisation von Stellplitzen
-z.B.in Calw (Baden-Wirttemberg) oder in Griinstadt
(Rheinland-Pfalz) - iiber die Starkung des OPNV durch
veranderte Linienfithrung oder neue Haltestellen und Bus-
bahnhofe - z.B. in Emmendingen (Baden-Wirttemberg),
in Augsburg (Bayern), in Kassel (Hessen) und in Neuwied
(Rheinland-Pfalz) - bis hin zu gréfReren Aufwertungsmafi-
nahmen im 6ffentlichen Raum (vgl. Kapitel 3.1.3 Aufwer-
tung des offentlichen Raumes).

Diese Mafdnahmen stellten jedoch hiufig eher flankieren-
de Projekte zur Einzelhandelsentwicklung dar, wiahrend
der direkten Stirkung anderer Nutzungen in den Zentren
keine hinreichende Bedeutung zugemessen wurde.

Starkung der Wohnfunktion

Das Thema Wohnen stand bislang noch wenig im Fokus.
Die Férderung von Zentren als Wohnstandort kann eine
tragfahige Nutzungsmischung aber erheblich unterstiitzen,
da sich dadurch auch die Nutzungsfrequenzen fiir andere
Einrichtungen (z.B. Handel, Gastronomie) erhéhen.

Die Praxisbeispiele aus Bernburg (Sachsen-Anhalt, siehe
Seite 35) und aus dem Stadtteilzentrum TurmstrafRe (Berlin,
siehe Seite 38) zeigen, dass es durchaus moglich ist, die
Starkung der Wohnfunktion in eine integrierte Strategie
der Zentrenentwicklung einzubinden.

Dabei besteht das Ziel darin, Innenstadte und Ortskerne als
Wohnstandorte fiir moglichst breite Teile der Bevolkerung,
beispielsweise fiir Familien mit Kindern, aber auch fiir die
altere Generation attraktiv zu gestalten. Die Stirkung des
Wohnens als Kernfunktion in zentralen Stadtraumen ist
hierfiir entscheidend. Dies leistet einen wichtigen Beitrag
zur Vitalisierung der Innenstéddte. Hierzu werden zum einen
bestehende Gebiaude und ihr Umfeld aufgewertet und die
Wohnqualitat durch Sanierungs- und Umbaumafinahmen
an verdnderte Anspriiche angepasst. Teilweise nur in ihren
Erdgeschossen genutzte édltere Gebaude sollen so wieder
einer intensiveren Verwertung zugefiihrt werden. Zum
anderen schaffen Neubauten auf brachgefallenen Grund-
stiicken neue Wohnangebote. Hierbei handelt es sich zudem
um wichtige Mafinahmen der Stadtreparatur, die zur Stadt-
baukultur beitragen und das Stadtbild bereichern kénnen.
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Das Wohnen ist auch wichtig fiir jene Bereiche der Zentren,
aus denen sich der Einzelhandel zurtickzieht. Dies konnen
1b-Lagen sein, die einen Beitrag zur Stadt der kurzen Wege
leisten, wenn es dort attraktive Wohnungsangebote fiir
unterschiedliche Zielgruppen gibt. Qualititsvolle 6ffent-
liche Riume und ein wohnortnahes Angebot der Nahver-
sorgung und sozialen Infrastruktur sind wichtige Rahmen-
bedingungen fiir eine erfolgreiche Stairkung des Wohnens
in den Zentren.

Gerade vor dem Hintergrund der zunehmenden Reurba-
nisierung steigt die Attraktivitdt innerstadtischer Dichte
und blockbezogener Mischungen, die auch neue Woh-
nungsmarktsegmente ansprechen. Ein Beispiel dafiir ist die
Aufwertung eines stark vernachléssigten Altbauquartiers

in Naumburg (Sachsen-Anhalt) durch behutsamen Neubau
im historischen Bestand. Auch in Mindelheim (Bayern)

ist es gelungen, historische Gebdude in der Altstadt zu re-
vitalisieren. In Burg (Sachsen-Anhalt) ist nach Abriss eines
baufilligen Hauses am Markt ein Neubau entstanden. Er
verfligt neben Einzelhandel im Erdgeschoss tiber Wohnun-
gen mit unterschiedlichen Grundrissen in den Oberge-
schossen. Im Rahmen der Altstadtsanierung in Sémmerda
(Thiiringen) entsteht auf Basis eines Wettbewerbsergebnis-
ses ein innerstadtisches Wohnquartier an der Stadtmauer.
Es umfasst insgesamt 17 neue Wohnhéuser (iberwiegend
Einfamilien- und Doppelhiuser), von denen tiber die Halfte
bereits fertiggestellt ist. Das Projekt reagiert auf die Nach-
frage nach bezahlbarem und funktionell hochwertigem
Wohneigentum fir junge Familien in der Innenstadt. Auch
die Stadt Wittlich (Rheinland-Pfalz) setzt vielfaltige Maf2-
nahmen zur Stirkung der Wohnfunktion um. Besonders zu
erwihnen ist das Projekt ,Altstadt*die Neue" Hier entstand
im stidtebaulichen Kontext der Altstadt ein neues, klein-
teiliges Quartier mit Funktionsmischung. Realisiert wurden
16 barrierefreie Wohnungen, eine Tiefgarage, ein neuer
innerstadtischer Platzbereich und eine Fufigédngerpassage.
Des Weiteren entsteht auf einer ehemaligen gewerblichen
Brache im Fordergebiet das ,,Lieser-Domizil® eine barriere-
freie Wohnanlage mit 29 Wohneinheiten und Tiefgarage.

Fir die Stairkung der Wohnfunktion bestehen aufgrund
der differenzierten Ziele des Zentrenprogramms hohe
Anforderungen: Einerseits ist zu berticksichtigen, dass zur
Starkung der sozialen Kohision (vgl. Kapitel 3.1.2 Soziale
Kohision) eine vielfaltige Mischung unterschiedlicher

TorstraRe in der Rendsburger Innenstadt -Starkung als Wohnstand-
ort; Neubau am Markt in Burg; neues Arztehaus Georg-Schwarz-
StraRe in Leipzig (von oben nach unten)
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Kleinteiliger Einzelhandel in der Turm-
straRe; Arminius-Markthalle; revitalisiertes
Hertie-Kaufhaus (von oben nach unten)

TurmstraRe (Berlin)
Lebendiges und funktionsgemischtes Stadtteilzentrum

Die Turmstrafle, Stadtteilzentrum des Berliner Ortsteils Moabit, ist eine
traditionelle Geschiftsstrafle, die mit Problemen des strukturellen Wandels
im Einzelhandel konfrontiert ist. Sie ist gekennzeichnet durch eine hohe
Dichte von Discountern und Filialisten. Die Kaufkraft im Gebiet ist relativ
gering und wird zuséatzlich durch nahegelegene bzw. schnell erreichbare
Einkaufszentren aus dem Gebiet abgezogen. Durch die Schlieffung des
Hertie-Kaufhauses im August 2009 ging dem Gebiet ein wichtiger Anker und
Einkaufsmagnet verloren. Die Attraktivitit als Einkaufsstrafie fiir Berliner
aus anderen Stadtteilen sinkt.

Durch die Fordermafinahme im Zentrenprogramm soll sich das Stadtteilzent-
rum zu einem vielfaltigen und funktionsfihigen Kern von Moabit entwickeln.
Dabei ist der Bereich als raumliches, funktionales und identitatsstiftendes
Zentrum des Stadtteils wiederzugewinnen. Die geforderten Projekte zielen auf
die Starkung der Einkaufs-, Versorgungs- und Wohnfunktion gleichermafien.
Kleinteilige Maflnahmen zur niedrigschwelligen Untersttitzung kultureller
und sozialer Akteure begleiten die Aufwertung von Einrichtungen sozialer
Infrastruktur. Die Aufwertung des 6ffentlichen Raumes verbessert die Ein-
kaufssituation.

Seit Herbst 2010 ist ein Geschiftsstraflenmanagement eingerichtet, um die
Starkung des Einzelhandels- und Dienstleistungsstandortes sowie die Steige-
rung der Attraktivitit der Geschiftsstrafle gezielt anzugehen. Auf Basis eines
landschaftsplanerischen Realisierungswettbewerbes wird derzeit eine grofie
zentrale Griinfliche des Quartiers umgestaltet und unter Bewahrung schiit-
zenswerter Bereiche an die Nutzungsanspriiche der Bewohner angepasst.
Der angrenzende Ottoplatz wurde zum Stadtplatz mit unterschiedlichen
Nutzungsangeboten insbesondere fiir Jugendliche. Ferner besteht seit 2011
ein Verkehrs- und Gestaltungskonzept fiir den Ortsteil. Wesentliche Elemente
dieses Konzeptes sind die Reduzierung der Turmstrafie auf eine Fahrspur,
die Herstellung von Radfahrstreifen und Querungshilfen, verkehrsberuhi-
gende MafRnahmen und Erhohung der Aufenthaltsqualitét. Die traditionelle
Arminius-Markthalle ist seit dem Jahr 2010 revitalisiert. Als ,Zunft-Halle“ fiir
regionale und Manufaktur-Produkte, Kunst, Kultur und Biirgerbeteiligung
bildet sie heute einen Treffpunkt im Quartier.

Einen groflen Stellenwert hat Offentlichkeitsarbeit. Mit der Stadtteilvertre-
tung und dem Sprecherrat sind feste Gremien zur Biirgerbeteiligung und
Mitwirkung entstanden. Neben Informations- und Beteiligungsveranstaltun-
gen erscheinen Flyer, die Stadtteilzeitung ,,ecke turmstrale, eine Internetseite
sowie einige themenbezogene Vero6ffentlichungen.

Quelle: Bereisung des Fordergebiets und Vor-Ort-Gesprache durch die Bundestransferstelle
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Wohnangebote erhalten bleibt bzw. geschaffen wird. An-
dererseits sind vielerorts der Stairkung der Wohnfunktion
Grenzen gesetzt, da auf Grund der baulich-raumlichen

Struktur die Anforderungen an attraktiven Wohnraum (z. B.

wohnungsbezogene Freiflichen, Stellplitze fiir Autos etc.)
nicht oder nur mit hohem Aufwand erfiillbar sind.

Neue Moglichkeiten fiir Handwerk und Gewerbe

Eine weitere Facette bei der Férderung nutzungsgemisch-
ter Strukturen stellt die Neuansiedlung bzw. die Stabilisie-
rung vorhandener Gewerbebetriebe dar. Solche Ansitze
sind bislang noch weniger ausgepragt als die Starkung der
Wohnnutzung. Diesbeziiglich bieten sich noch umfang-
reiche Potenziale fiir eine Ausweitung der Funktionsviel-
falt in den Zentren. Dabei stehen seltener als frither Kon-
flikte tiber storende Nutzungen im Mittelpunkt. Hierfir
sind verschiedene Griinde verantwortlich: Emittierende
Gewerbebetriebe haben hiufig schon frither das Zentrum
verlassen. Andere gewerbliche Nutzungen erscheinen
gerade in Zeiten der Reurbanisierung von bestimmten
Zielgruppen, die einen innerstddtischen Wohnstandort
anstreben, als im Grundsatz vertriglich. Die Mafinahmen
im Programm und das Instrument des Zentrenmanage-
ments kénnen eine gewerbliche Nutzungsanreicherung
aktiv unterstiitzen.

Gerade Neuansiedlungen von nichtstérenden Unter-
nehmen konnten das Nutzungsspektrum in den Forder-
gebieten erweitern. Produzierende Betriebe verfiigen oft
iber ein hohes Forschungs- und Entwicklungsniveau

und stellen mit qualifizierten Arbeitskraften hochwerti-

ge Produkte her. Damit haben sie eine starke Affinitit zu
den Merkmalen Nachbarschaft und Erreichbarkeit. Diese
Standortqualititen sind in lebendigen, gemischt genutzten
Zentren gegeben.

Ausbau kultureller und sozialer Infrastruktur

Deutlich besser gelingt in der bisherigen Programmum-
setzung bereits die Aufwertung und Neuansiedlung von
Einrichtungen der kulturellen und sozialen Infrastruktur
(z.B. Bildungs- und Verwaltungseinrichtungen, Bibliothe-
ken, Sport- und Freizeiteinrichtungen). Hier kommt zum
Tragen, dass die 6ffentliche Hand - insbesondere auf der

konkreten Gebdudeebene — wie in Fl6ha direkter Nutzun-
gen steuern kann.

Aber auch andernorts gelingt es mit den Mitteln des
Zentrenprogramms, Impulsprojekte durch 6ffentliche
Einrichtungen umzusetzen. In Wolfhagen (Hessen) ent-
stand in den ehemaligen Raumen des Katasteramtes das
sKulturelle und soziale Zentrum Wolfhagen®. Verschie-
dene Angebote und Beratungsstellen aus dem kulturellen
und sozialen Bereich ergdnzen das darin untergebrachte
Familienzentrum und die stadtische Musikschule. Sie
untersetzen somit den integrativen Charakter und den
Forderansatz zur Stirkung der sozialen Kohésion (vgl.
dazu auch Kapitel 3.1.2 Soziale Kohision). In Meldorf
(Schleswig-Holstein) soll die Stadtbibliothek saniert und
ausgebaut werden. In der Leipziger Georg-Schwarz-Stra-
fe ersetzt der Neubau eines Arztehauses ein mit Stidte-
bauférdermitteln abgerissenes ruinenhaftes Gebaude in
unmittelbarer Ndhe des Krankenhauses. Im historischen
Ortskern von Wassertridingen (Bayern) entstand der
Neubau des Fluvius-Museums (Museum tiber regionale
Fluss- und Teichlandschaften).

Fazit

Diese Beispiele verdeutlichen, dass es bei der Stirkung von
Funktionsvielfalt sowohl darum geht, neue Nutzungen zu
etablieren, als auch bereits vorhandene Einrichtungen zu
starken bzw. zu erhalten und somit einen Beitrag zur Stabi-
lisierung der Versorgungsfunktion der Zentren zu leisten.

Fiir eine breite Funktionsvielfalt in den Zentren ist das
Wohnen entscheidend. Durch die Starkung der Wohn-
funktion koénnen Zentren nachhaltig belebt und stabilisiert
werden. In der Mehrzahl der Fordergebiete wird allerdings
derzeit die Starkung der Wohnfunktion nicht oder nur
wenig intensiv verfolgt. Optimierungspotenziale bestehen
auch hinsichtlich der Stabilisierung bzw. des Ausbaus der
Zentren als Standorte fiir Handwerk und verarbeitendes
Gewerbe.

Der Ausbau der Nutzungsvielfalt durch Starkung der
Wohnfunktion sowie kulturelle und 6ffentliche Einrich-
tungen kann durch Mafinahmen der Wohnumfeldverbes-
serung gezielt unterstiitzt werden.

Stand der Umsetzung des Zentrenprogramms 39



3.1.2 Soziale Kohésion

- Kontraste sozialer Lagen zeigen sich in den Stadtzentren haufiger als in anderen Stadtquartieren. Grund dafir sind u.a. di-

vergierende Nutzungs- und Verwertungsinteressen. Diese Spannungen zeigen sich u.a. im Nebeneinander von hochpreisigen
Einzelhandelslagen und vernachlassigten Wohnquartieren.

Insgesamt spielt der Aspekt der sozialen Kohdsion bei der Umsetzung der Programmziele bislang nur eine untergeordnete
Rolle. In der Mehrzahl der Férdergebiete sind zu diesem Handlungsfeld zwar konzeptionelle Ziele, jedoch keine konkreten
MaRnahmen zu erkennen.

Das Ziel der sozialen Kohasion wird dort allenfalls implizit verfolgt (beispielsweise im Verbund mit AufwertungsmaRnahmen
im 6ffentlichen Raum oder einer Starkung der Funktionsvielfalt). Solche MaRnahmen kénnen indirekt — aber nicht durch eine
zielgerichtete Steuerung induziert — auch positive Auswirkungen auf die soziale Stabilitdt in den Quartieren haben.

Ansatzpunkte, um mit Hilfe des Zentrenprogramms die soziale Kohasion in den Férdergebieten zu starken, gibt es insbeson-
dere in drei Handlungsfeldern: Offentlicher Raum, Wohnen sowie Infrastruktur und éffentliche Einrichtungen.

Die flachendeckende Aufwertung innerstadtischer Quartiere fiir zahlungskraftige Personengruppen birgt die Gefahr, dass ein
Teil der dort lebenden Bevolkerung die Mietpreissteigerungen nicht mehr tragen kann. Dem kann das Zentrenprogramm mit
StabilisierungsmalRnahmen entgegenwirken, beispielsweise durch die gezielte Férderung von Wohnraum fiir sozial benach-

teiligte Haushalte.

Kontraste sozialer Lagen zeigen sich in den Stadtzentren
héufiger, als dies in anderen Stadtquartieren der Fall ist.
Grund dafiir ist u.a., dass hier die Nutzungs- und Ver-
wertungsinteressen unterschiedlicher Akteure starker als
andernorts kumulieren und teilweise auch zu Interessens-
konflikten fiihren. Wohnen in der Innenstadt galt bis vor
wenigen Jahren in Teilen der Bevolkerung eher als unat-
traktiv. Die dementsprechend geringe Nachfrage fithrte in
vielen Altbaubestdnden mit Modernisierungsriickstau zu
vergleichsweise geringen Mieten und damit einhergehend
zu einer Konzentration von finanziell benachteiligten
Haushalten. In jiingster Zeit ist jedoch ein neuer Trend
zum innerstadtischen Wohnen erkennbar, der sich in
einer Zunahme hochpreisiger Neubauvorhaben in guten
Lagen widerspiegelt. Dies fiihrt zu einem Aufeinander-
treffen unterschiedlicher Sozialstrukturen.

Eine tragfahige Zentrenentwicklung muss die Stabilisie-
rung von Zentren auf unterschiedlichen Ebenen und fiir
alle gesellschaftlichen Gruppen im Sinn haben. Eine Viel-
zahl von Ansitzen unterstiitzt die Attraktivitit von Zentren
- beispielsweise hochwertige Architektur, Inszenierungen

mit grofler Offentlichkeitswirksamkeit sowie ein viel-
schichtiges Einzelhandels- und Dienstleistungsangebot.
Wichtig fur die soziale Kohésion ist jedoch vor allem die
Forderung des Zusammenlebens und Zusammenwirkens
unterschiedlicher gesellschaftlicher Gruppen und von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen in den Zentren. Hierzu
enthdlt die Programmstrategie des Zentrenprogramms
zwei Ziele: Erstens sollen vielfaltige Wohnformen fiir alle
gesellschaftlichen Gruppen geschaffen werden. Mit ihnen
verbindet sich auch der Anspruch an eine angemessene
Lebens- und Wohnumfeldqualitit. Zweitens geht es um die
Forderung des sozialen Zusammenhalts durch Gemein-
schaftseinrichtungen fiir gruppeniibergreifende Begeg-
nung und Austausch.

Aufwertung des 6ffentlichen Raumes als Beitrag zur sozialen
Kohision

Das Zentrenprogramm stirkt in den Fordergebieten die so-
ziale Kohision u.a. bereits durch die Aufwertung des 6ffent-
lichen Raumes. Auch das Programmpziel einer Férderung
von Zugénglichkeit und Nutzbarkeit 6ffentlicher Rdume fir
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alle gesellschaftlichen Gruppen trigt zur sozialen Kohision
bei. Gerade in den 6ffentlichen Riumen zeigen sich vieler-
orts die Auswirkungen von Armut und Arbeitslosigkeit
besonders deutlich. Insbesondere benachteiligte Blirgerin-
nen und Biirger und Randgruppen sind auf die Nutzung
offentlicher Flichen angewiesen. Benachteiligte Bevolke-
rungsgruppen, Senioren, Kinder und Jugendliche kénnen
ihre eingeschriankte Mobilitét teilweise durch die verstarkte
Nutzung des Wohnumfeldes kompensieren. Deshalb ist es
wichtig, dass vielfaltige Nutzungsmoglichkeiten fiir alle ge-
sellschaftlichen Gruppen entstehen.

Beispielsweise ist es im Fordergebiet ,Untere Stadt“in
Ludwigsburg (Baden-Wiirttemberg) gelungen, negative
Ausstrahlungseffekte durch den am Reithausplatz befindli-
chen Treffpunkt von Menschen mit Alkoholproblemen zu
reduzieren, ohne diese Nutzergruppe zu verdriangen. Die
Umgestaltung des Platzes (Baum- und Strauchschnitt, neue
Sitzgelegenheiten, andere Wegefiihrung, Freischankflache
fiir ein ansissiges Restaurant) fand im Jahr 2012 statt. Ein
ghnlicher Ansatz wurde am Leopoldplatz im Berliner For-
dergebiet Miillerstrafle verfolgt (vgl. Praxisbeispiel Seite 43).

Stabilisierung der Zentren durch vielfaltige Wohnangebote

Das Programmziel, vielfdltige Wohnformen fiir alle ge-
sellschaftlichen Gruppen zu schaffen, ist zwar in einigen
Programmkommunen auf der verbalen Ebene in den
Konzepten verankert, doch sind konkrete Ansétze zur
Umsetzung eher selten. Aufwertungsmafinahmen im
Gebaudebestand und im Wohnumfeld kénnen in jenen
Teilgebieten der Zentren, die durch eine hohe Konzentrati-
on sozial benachteiligter und eine selektive Abwanderung
besser verdienender Bevolkerungsgruppen geprigt sind, zu
einer Stabilisierung beitragen. Die flichendeckende Auf-
wertung innerstadtischer Quartiere birgt jedoch vor allem
bei angespannten Wohnungsmarkten die Gefahr, dass ein
Teil der hier lebenden Bevolkerung die aus Aufwertungs-
mafinahmen resultierenden Mietpreissteigerungen nicht
mehr tragen kann. Die lokale Planung muss entsprechende
Steuerungsmechanismen finden, um die Bewohnerinnen
und Bewohner vor Verdrangung zu schiitzen.

Das Zentrenprogramm unterstiitzte beispielsweise in der
Innenstadt von Hanau (Hessen) das stadtische Wohnungs-
unternehmen bei der Sanierung einer Wohnanlage mit

Krumbholzquartier im Zentrum von Bernburg (oben); Reithausplatz in
Ludwigsburg

56 Wohneinheiten. Der Gebdudekomplex aus dem Jahr
1951, in dem v. a. benachteiligte Haushalte wohnen, wies
einen hohen Sanierungsbedarf auf. Neben den Wohnungen
wurden die Aufienfassade und die Hauseingénge sowie die
Auflenanlage erneuert. Auch nach der Sanierung bietet

die Wohnanlage weiterhin bezahlbaren Wohnraum im
Zentrum und unterstreicht damit die soziale Verantwor-
tung des kommunalen Wohnungsunternehmens, das den
grofiten Teil der Investitionssumme aus eigenen Mitteln
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Neue Ortsmitte mit Blicherei und Biirgerhaus in Litzendorf

aufgebracht hat. Einen gelungenen Ansatz verfolgt auch
Bernburg in Sachsen-Anhalt (vgl. Praxisbeispiel Seite 35).
Bei der Sanierung der Bausubstanz und der Errichtung
neuer Wohngebaude verfolgt die Stadt das Ziel, Wohnraum
flir unterschiedliche Zielgruppen zu schaffen, u.a. Familien,
Senioren Studenten und benachteiligte Bevolkerungsgrup-
pen, um die soziale Mischung im Zentrum zu gewéhrleis-
ten. So werden zum Beispiel im Krumbholzquartier im
Norden des Altstadtkerns durch das kommunale Woh-
nungsunternehmen in leer stehenden Altbauten Wohnun-
gen flr diese Bevolkerungsgruppen geschaffen.

Gemeinschaftseinrichtungen zur Starkung der sozialen
Infrastruktur

Das zweite Ziel der Programmstrategie mit Wirkung auf die
soziale Kohésion orientiert auf die Férderung des sozialen
Zusammenhalts durch Gemeinschaftseinrichtungen ftir
gruppeniibergreifende Begegnung und Austausch. Die be-
sondere Herausforderung besteht darin, unterschiedlichen
sozialen Gruppen einen gemeinsamen Ort anzubieten.
Gerade dann, wenn Wohnungen tiberbelegt oder schlecht
ausgestattet sind, unterstiitzen solche Einrichtungen und
Treffpunkte sozial benachteiligte Haushalte, indem sie
zusitzliche Aufenthaltsmoglichkeiten und Begegnungsorte
bieten.

Im Rahmen des Zentrenprogramms wurden bereits sol-
che Vorhaben realisiert. In Wolfhagen (Hessen) ist in den
ehemaligen Rdumen des Katasteramtes das ,,Kulturelle
und soziale Zentrum Wolfhagen“ entstanden (vgl. dazu
die Ausfiihrungen in Kapitel 3.1.1 Funktionsvielfalt und
Versorgungssicherheit). Die Stadt Zwickau (Sachsen) will
im Fordergebiet ,Mitte Stid / Erlenbad” die Zentrenfunk-
tion durch Beteiligungs- und Mitwirkungsmafinahmen
starken. Hierzu zdhlen die Umgestaltung des Erlenbadge-
landes zum Sport- und Freizeitzentrum und die Sanierung
weiterer kommunaler Infrastruktureinrichtungen. Kern
der Férdermafinahme ist das Projekt ,Griiner Hof - Leben
in Gemeinschaft®, ein Nachbarschaftszentrum, dessen
Bau im Sommer 2013 begann. Zunichst entsteht eine
integrative und barrierefrei gestaltete Kinderbetreuungs-
einrichtung mit 74 Platzen, davon sechs fir Kinder mit
Behinderung. Die geplanten Mafnahmen berticksichtigen
den demografischen Wandel und unterstiitzen partner-
schaftliche Kooperationen verschiedener Akteursgruppen
im Gebiet. Im weiteren Verlauf sollen auf dem Geldnde
auch Wohnungen fiir Mehrgenerationenprojekte gebaut
werden. In Bernburg wird die Starkung der Wohnfunk-
tion mit der Qualifizierung und Biindelung von sozialen
Infrastruktureinrichtungen im Wohnumfeld verbunden
(vgl. Praxisbeispiel Seite 35). In unmittelbarer Néhe eines
Wohngebdudes, in dem ein sozialer Trager Wohngemein-
schaften fiir Jugendliche betreibt, er6ffnet ein stadtisches
Freizeit- und Betreuungszentrum.

Konzentration 6ffentlicher Infrastruktur in den Zentren

Einige Programmkommunen konzentrieren gezielt
offentliche Einrichtungen in den Zentren, z.B. durch die
Zusammenlegung zuvor raumlich verteilter Schulstandor-
te. Auch Infrastruktureinrichtungen kénnen als inner-
stadtische Treffpunkte und Kommunikationsorte dienen.
In Litzendorf (Bayern) wurden der Neubau eines Biirger-
zentrums mit integrierter Biicherei sowie die Gestaltung
des Umfelds aus dem Zentrenprogramm geférdert und
2012 fertiggestellt. Der Neubau von stiddtischen Biblio-
theken bzw. die Zusammenlegung mehrerer Auflenstellen
an einem zentralen Standort ist ein hdufig im Zentren-
programm geforderter Ansatz, beispielsweise in Baunatal
(Hessen) oder im Stadtteilzentrum Berlin-Miillerstrafle
(vgl. Praxisbeispiel Seite 43).
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MiillerstralRe (Berlin)

Sozial orientierter Handlungsansatz

Der auf eine soziale Stadtteilentwicklung ausgerichtete Handlungsansatz fiir
das Stadtteilzentrum Miillerstrafie leitet sich aus einer umfassenden empiri-
schen Analyse im Rahmen zahlreicher gesamtstadtischer und teilrdumlicher
Konzepte ab. Das Berliner Monitoring Soziale Stadtentwicklung weist als
ibergeordneter Rahmen fiinf groffrdumige Gebiete mit besonders komplexen
Problemlagen aus. Das Land Berlin konzentriert hier seine Aktivitdten fir
eine Verbesserung der sozialraumlichen und stadtebaulichen Entwicklung
und verfolgt damit das Ziel, Berlin als ,,solidarische Stadt“ weiterzuentwickeln.
Das Fordergebiet Millerstrafie liegt in einem dieser Aktionsrdume und grenzt
an mehrere Viertel mit Quartiersmanagement an. Es besteht ein intensiver
Austausch der Akteure innerhalb dieses Aktionsraums und im Rahmen von
themenbezogenen Veranstaltungen, an denen auch Vertreter der beteiligten
Verwaltungen teilnehmen.

Die Umgestaltung von offentlichen Platzen und des Strafienraumes erfolgt im
Rahmen des Zentrenprogramms entsprechend eines in breiter Biirgerbeteili-
gung aufgestellten Verkehrs- und Gestaltungskonzeptes. Sie geht einher mit
einem Standortentwicklungskonzept zur Vernetzung der Bildungseinrich-
tungen im Gebiet (geplant sind die Anbindung der Beuth-Hochschule an die
Miillerstrale sowie eine Verbindung zwischen dem zur Charité gehérenden
Virchow-Klinikum, dem Leopoldplatz und den lokalen Bildungs- und Kultur-
einrichtungen).

Investive SchliisselmafRnahme ist die Erweiterung der Stadtteilbibliothek zu
einer Mittelpunktbibliothek durch einen aus EU-Mitteln kofinanzierten Neu-
bau am Rathausplatz. Hierzu fand 2010 ein architektonischer Realisierungs-
wettbewerb statt. Die Mittelpunktbibliothek wird zu einem Bildungs- und
Lernzentrum fiir Familien ausgebaut. Der erste Spatenstich erfolgte im Mai
2013. Parallel dazu soll bis Ende 2014 eine Neugestaltung des Rathausplatzes
umgesetzt werden.

Eine wichtige Mafinahme ist die Umgestaltung des Leopoldplatzes, neben
dem Rathausplatz einer der zentralen Plitze des Weddings. In der Vergangen-
heit standen insbesondere Nutzungskonflikte mit Alkohol- und Drogenkon-
sumenten, Mangel an Sauberkeit und Instandsetzungsbedarf im Zentrum der
Aufmerksamkeit. Die Umgestaltung hebt die vorhandenen Qualitdten wie

die Schinkelkirche, Spiel- und Aufenthaltsbereiche und den Wochenmarkt
wieder stiarker hervor. Dieser Ansatz gilt als Modell fiir die Entscharfung von
Nutzungskonflikten ohne Verdrangung und mit Beteiligung der betroffenen
Anwohner, Akteure und Initiativen sowie der Polizei, dem Ordnungsamt und
der Bezirksverwaltung. Nach der Fertigstellung des Umbaus wurde der Leo-
poldplatz im Oktober 2013 feierlich eroffnet.

Quelle: Bereisung des Fordergebiets und Vor-Ort-Gesprache durch die Bundestransferstelle

Diskussion in der AG zum Verkehrskonzept;
Bibliothek im ehemaligen Sitzungssaal des
Rathauses; Markt auf dem Leopoldplatz
(von oben nach unten)
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Wohnen in den Zentren ist ein wichtiger Beitrag fiir die soziale Kohasion

Fazit

Die genannten positiven Umsetzungsbeispiele kénnen
nicht dartiber hinwegtiduschen, dass bei der Programm-
umsetzung das Ziel der sozialen Kohision bislang nur

eine untergeordnete Rolle spielt. In der (iberwiegenden
Mehrzahl der Fordergebiete lassen sich in diesem Hand-
lungsfeld keine konkreten MafRnahmen identifizieren. Das
Ziel der sozialen Kohision wird dort allenfalls implizit
verfolgt, beispielsweise durch Aufwertungsmafinahmen im
offentlichen Raum oder die Starkung der Funktionsviel-
falt, die dann indirekt - aber nicht durch eine zielgerichtete
Steuerung induziert - auch positive Auswirkungen auf

die soziale Stabilitit in den Quartieren haben kann. Dieser
Befund iiberrascht umso mehr, da man bei der Analyse der
integrierten stidtebaulichen Entwicklungskonzepte vieler
Fordergebiete feststellt, dass darin das Handlungsfeld der
sozialen Kohdsion durchaus Thema ist. Nicht selten finden
sich in diesen Konzepten die in der Programmstrategie
definierten Ziele auf einer allgemein-konzeptionellen
Ebene wieder, ohne dass der abstrakten Nennung der ent-
sprechenden Entwicklungsziele eine Operationalisierung
durch konkrete Projekte folgt. Nach Einschitzung der
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Bundestransferstelle liegt dies einerseits daran, dass die
verantwortlichen lokalen Akteure aus Politik, Verwaltung
und Zivilgesellschaft oft die anderen Programmziele als
wichtiger einschitzen und dementsprechend die Priori-
titen anders setzen. Teilweise hingt es jedoch auch damit
zusammen, dass soziale Problemlagen nicht als ,Innen-
stadt-Thema“ definiert sind und die Akteure sie infolge
dieses verengten Blicks gar nicht wahrnehmen.

Die bewusste Auseinandersetzung mit Fragen der sozialen
Kohision leistet aber einen Beitrag dazu, Entwicklungs-
prozesse anzustofien, die jenseits von Verwertungsinteres-
sen und eindimensional auf Einzelhandel ausgerichteten
Projekten liegen. Dies kann eine nachhaltige und langfris-
tig tragfahige Stabilisierung der Zentren férdern, die damit
auch in ihrer Bedeutung als identitétsstiftende Orte der
Vielfalt, Begegnung und Kommunikation gestarkt werden.
In der weiteren Programmumsetzung gilt es deshalb, an
die bereits gelungenen Projekte zur Forderung der sozialen
Kohision anzukniipfen. Sie kdnnen ein starkeres Be-
wusstsein daftr schaffen, dass das Zentrenprogramm die
Kommunen dabei unterstiitzt, sozial-integrative Stadtent-
wicklung umzusetzen.
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3.1.3 Aufwertung des 6ffentlichen Raumes

- MaRnahmen im 6ffentlichen Raum stellen im Zentrenprogramm haufig eine zentrale Aufgabe der GesamtmaRnahme dar.

Hier verbinden sich baulich-investive MaRnahmen mit Beteiligungs- und Kooperationsansatzen - eine fiir das Zentrenpro-
gramm pragende Charakteristik.

In der Programmumsetzung hat die Aufwertung des 6ffentlichen Raumes einen hohen Stellenwert. Entscheidend fiir die Erreichung
des Programmziels sind integrierte Gesamtkonzepte, welche die Bedeutung und die unterschiedlichen Funktionen des 6ffentlichen
Raumes berticksichtigen und in einen Zusammenhang mit den anderen Handlungsfeldern der Zentrenentwicklung stellen.

Die Zuganglichkeit und Nutzbarkeit der 6ffentlichen Raume wird in den Programmkommunen erfolgreich verbessert. Neue
Aufenthaltsqualitaten entstehen durch die Gestaltung multifunktionaler Raume, die Minderung der Dominanz des Verkehrs
und die Schaffung von Raum fiir Aktivitdten und Orte zum Verweilen.

Das Bewusstsein, Raum fiir alle gesellschaftlichen Gruppen sicherzustellen, spiegelt sich in vielen Zentren in einer barrierear-
men bzw. barrierefreien Gestaltung des 6ffentlichen Raumes wider.

Einen Schwerpunkt bei den MaRnahmen im 6ffentlichen Raum bildet die Anpassung und Erneuerung von FuRgéngerzonen
sowie die Schaffung von Wegeverbindungen und Verkniipfungen zwischen unterschiedlichen Rdumen der Zentren. Die An-
lage oder Aufwertung von Griinflichen und Parkanlagen wird bislang seltener angestrebt.

Bei der Planung und Umsetzung von MaRnahmen, die den 6ffentlichen Raum aufwerten, werden vielerorts Beteiligungs- und
Kooperationsansatze angewendet. Programmkommunen fiihren gemeinsam mit Gewerbetreibenden und der Biirgerschaft

Aktionen im Vorfeld, wahrend und nach dem Umbau des 6ffentlichen Raumes durch.

Offentliche Riume mit hoher Aufenthaltsqualitit fiir
unterschiedliche Nutzergruppen spielen eine wichtige
Rolle bei der Entwicklung der Stadt- und Ortsteilzentren.
Der 6ffentliche Raum erfiillt soziale, 6konomische und
okologische Funktionen und ist Mobilitatsraum fir unter-
schiedliche Verkehrsteilnehmer. Die Multifunktionalitét
bietet eine Chance zur Belebung des 6ffentlichen Raumes.
Sie kann aber auch Ausloser fiir Nutzungskonflikte sein.
Bei den Bemiihungen um die Aufwertung des 6ffentlichen
Raumes sind deshalb die Anspriiche und Bedtrfnisse ver-
schiedener Bevolkerungsgruppen zu berticksichtigen.

Ziel der Programmstrategie des Zentrenprogramms ist es,
Mafinahmen zur Aufwertung des 6ffentlichen Raumes zu
fordern, mit denen ihre Zugénglichkeit und Nutzbarkeit
fur alle gesellschaftlichen Gruppen verbessert und eine

Belebung der Zentren durch Raum fiir Aktivitidten und
Orte zum Verweilen erreicht wird. Hier besteht eine enge
Verknlipfung mit den Programmazielen Funktionsvielfalt
und Versorgungssicherheit und Soziale Kohésion — Aufwer-
tungsmafRnahmen im 6ffentlichen Raum tragen auch zur
Verwirklichung dieser Ziele mit bei.

Aufwertung des 6ffentlichen Raumes - Schliisselstrategie
der Zentrenentwicklung

Die hohe Bedeutung von Mafinahmen zur Aufwertung des
offentlichen Raumes bei der Zentrenentwicklung spiegelt sich
auch in der Programmumsetzung wider: Von den 321 laufen-
den Mafdnahmen des Programmjahrs 2012 wird in 289 Forder-
gebieten (= ca. 90 %) die Aufwertung des 6ffentlichen Raumes
als Schwerpunkt der Maffnahmenumsetzung benannt.

9 Quelle: Auswertung der Begleitinformationen des Programmjahrs 2012 (nur laufende MaRnahmen) durch die Bundestransferstelle.
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FuRgangerzone in Hamburg-Bergedorf (oben); umgestaltete Verbin-
dungsachse in der Wittener Innenstadt

Von Aufwertungsmafinahmen im 6ffentlichen Raum geht
in vielen Fillen eine 6ffentlichkeitswirksame Signalwir-
kung aus, die Impulse fiir den gesamten Erneuerungs-
prozess des Zentrums geben kann. Dieser Effekt wurde in
Hamburg-Bergedorf erfolgreich genutzt. In dem Stadt-
teilzentrum im Osten Hamburgs stellte die Aufwertung
des offentlichen Raumes die erste investive Maflnahme
im Fordergebiet dar. Mit Mitteln des Zentrenprogramms
wurde die Fufigingerzone erneuert und dadurch die
Aufenthaltsqualitit und das Erscheinungsbild der Ge-
schiftsstrae verbessert. Auch in den angrenzenden
Wohnstraflen ist ein einheitliches Erscheinungsbild des
offentlichen Raumes hergestellt. Dies hat private Akteure
aktiviert und Folgeinvestitionen ausgelost. Die Einbezie-
hung der Anwohner in den Planungsprozess fithrte zum
Erhalt des Kopfsteinpflasters in den Nebenstraflen sowie
zu einer Neuordnung der Parkplatzsituation. Dadurch
steht nun FuRgangern mehr Platz auf den Gehwegen zur
Verfiigung.

Die Aufwertung der 6ffentlichen Rdume ist auch in vielen
anderen Fordergebieten eine der Schlisselmafinahmen fiir
die Stabilisierung und Stirkung des Zentrums. Dies kann,
wie im Fordergebiet Berlin-Turmstrafie, die Aufwertung
einer Griinflache sein. Hier werden der Otto-Park und der
Kleine Tiergarten aufgewertet, zusammen ein ca. 6 ha gro-
fRer Park im Mittelpunkt des Stadtteilzentrums. Die Auf-
wertung der 6ffentlichen Griinflichen und Freiraume ist
ein Beitrag zur Starkung der Nutzungsvielfalt im Quartier
und stellt somit einen Kern des integrierten Handlungs-
ansatzes dar (vgl. Praxisbeispiel Seite 38).

Vielerorts steht die Aufwertung der FuRgdngerzone

im Mittelpunkt, die als zentrale Fordermafinahme das
Zentrum stabilisieren und zu einer positiven Wahrneh-
mung beitragen soll. Oft geht es dabei um Zentren von
Klein- und Mittelstddten, die bereits zu einem fritheren
Zeitpunkt Gegenstand der Stadtebauférderung waren (vgl.
Praxisbeispiel Seite 47). Heute besteht in solchen Fuf-
gangerzonen oftmals erneut erheblicher Sanierungs- und
Gestaltungsbedarf. Die Berticksichtigung unterschied-
licher Ziel- und Nutzergruppen erfolgt bei vielen der
Umgestaltungen durch die barrierefreie bzw. barrierearme
Umgestaltung von Fufigidngerzonen, Strafien und Platze
sowie durch die Schaffung multifunktionaler Flachen fiir
Gastronomie, Aufenthalt und Feste.
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Neuwied (Rheinland-Pfalz)

Aktives Stadtzentrum mit 6ffentlichen Raumen

Auf Grundlage eines integrierten Entwicklungs- und Handlungskonzeptes
wird das Stadtzentrum von Neuwied (65.000 Einwohner) seit 2008 mit Mitteln
des Zentrenprogramms aufgewertet.

Das Fordergebiet umfasst den Kern der Neuwieder Innenstadt bis an das
Rheinufer und ist geprigt durch eine Karree-Struktur sowie die massive
Deichmauer zwischen Stadtzentrum und Uferpromenade. Zur Starkung des
innerstadtischen Versorgungsbereiches verkniipft die Stadt Aufwertungs-
mafinahmen im 6ffentlichen Raum mit gebdudebezogenen MafRnahmen.
Lokale Akteure thematisierten in einer Befragung besonders hdufig den Um-
gestaltungsbedarf der zentralen Fulgdngerzone in der Mittelstrae. Deshalb
wurde dieses Projekt bereits im Herbst 2012 als erste investive Mafinahme im
Zentrenprogramm abgeschlossen.

Im Rahmen einer Stadtbildanalyse zeigte sich als besonders deutlich wahr-
nehmbarer Mangel des Gebietes die Situation entlang der Deichpromenade.
Deshalb ist ihre Umgestaltung - einschliefilich eines neuen Nutzungskon-
zeptes fur die Gaststitte ,Deichkrone“ in einem ortsbildpragenden Gebaude

- eine Schliisselmafinahme. Seit 2011 laufen die Planungen zur Umgestaltung
des Deichvorgeldandes, verbunden mit einer intensiven Biirgerbeteiligung.

Eine weitere SchliisselmafRnahme ist die geplante Umgestaltung des Luisen-
platzes, verbunden mit der Einrichtung eines zentralen Busbahnhofs. Durch
die damit einhergehenden Umbauten erhilt der Platz neue begrenzende
Proportionen und Akzente. Parallel erfolgt der Abriss von dort vorhandenen
Zweckbauten aus den 1970er Jahren. Bei der Neugestaltung der Platzsituation
(Uberdachung) und bei der Einfiigung neuer Gebiude sind hohe Anspriiche
an die Gestaltung handlungsleitend, um das Stadtbild aufzuwerten und Im-
pulse bei Privateigentimern zur Aufwertung ihrer Gebaude auszulosen.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes und Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle

Eroffnung der umgestalteten MittelstraRe
im September 2012; Deichuferpromenade
vor der Umgestaltung; Luisenplatz mit Be-
reich des geplanten Busbahnhofs (von oben
nach unten)
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Auch die Aufwertungsmafinahme in der stidhessischen
Stadt Viernheim ist typisch fiir eine umfassende Erneue-
rung des 6ffentlichen Raumes. Auf Basis eines integrier-
ten Entwicklungskonzeptes und eines landschaftsplaneri-
schen Wettbewerbs erfolgt derzeit die Umgestaltung der
Fufigingerzone und zentraler Platzraume. Ziel ist eine
einheitliche, barrierearme Gestaltung der Innenstadt und
eine verbesserte Aufenthaltsqualitit. Hierzu zahlt auch
die Schaffung von Sitz- und Aufenthaltsmoglichkeiten
aufierhalb gastronomischer Einrichtungen, um den kon-
sumfreien Aufenthalt zu ermdglichen. Ein Beleuchtungs-
konzept hebt besondere Bauwerke und Wegebeziehungen
hervor und erh6ht dadurch das Sicherheitsempfinden.
Die Umgestaltung des 6ffentlichen Raumes bezieht auch
Griinflichen in Blockinnenbereichen mit ein, um Aufent-
haltsmoglichkeiten fiir Ruhesuchende und die in Viern-
heim zahlenmaiflig relativ bedeutende Wohnbevolkerung
im Zentrum mit wohnortnahen Griin- und Spielflichen
ZU versorgen.

Im Rahmen der Umgestaltung ist der erste Bauabschnitt
bereits fertig gestellt. Die Viernheimer Fugingerzone
wurde an ihrem nordlichen Ende um einen Teilabschnitt
erweitert, der die Umgestaltung einer Durchgangsstrale im
Kreuzungsbereich mit der Fufigingerzone in eine Misch-
verkehrsfliche beinhaltete. Dies mildert die Dominanz des
Verkehrs und schafft eine platzartige Eingangssituation in
die Innenstadt.

Mischverkehrsflichen dienen auch in anderen Forderge-
bieten der Arrondierung bestehender Fuf3gdngerzonen
und einer Verbesserung der Verkniipfung mit angrenzen-
den Stadtraumen, so in Calw und Emmendingen (Baden-
Wiirttemberg), Bad Wildungen (Hessen) und Norderstedt
(Schleswig-Holstein) (siehe hierzu die vertiefenden
Ausfiihrungen in Kapitel 3.1.5 Stadtvertragliche Mobili-
tit). Eine weitere enge Verkniipfung der Themen Mobi-
litdt und 6ffentlicher Raum besteht bei Mafnahmen zur
Aufwertung von Bahnhofsvorplatzen, zum Beispiel in der
siachsischen Stadt Radebeul oder in Witten (NRW), um sie
als Eingang in die Innenstadt zu qualifizieren.

Ansatzpunkt flir eine umfassende Umgestaltung des
offentlichen Raumes kann die Profilierung unterschied-
licher funktionaler und gestalterischer Bereiche innerhalb
des Zentrums sein, wie es in der Kurstadt Bad Driburg

derzeit umgesetzt wird. Zentrale Mafnahme ist der Um-
bau der Langen Strafle, der etwa 1,5 km langen , Flanier-
meile“ zwischen der Innenstadt mit dem historischen
Stadtkern und dem Kurpark. Ein aktives Baustellen-
marketing begleitet die Baumafnahme. Es verfolgt zwei
wesentliche Ansitze, die sich auch auf andere Programm-
kommunen {ibertragen lassen (vgl. Praxisbeispiel Seite 49).

Neben Marketingaktionen bieten auch Feste, Markte und
Aktionen zur Bespielung des 6ffentlichen Raumes die
Chance, kooperatives Handeln der Akteure zu stirken.
Hierftir werden héaufig Mittel des Verfiigungsfonds einge-
setzt. Aber auch fiir kleinteilige Mafinahmen wie Begrii-
nung, Sitzbianke oder Beschilderungssysteme, die einen
Beitrag zur Aufwertung und verbesserten Nutzbarkeit des
offentlichen Raumes in den Zentren leisten, kommt der
Verfuigungsfonds zum Einsatz (weitere Ausfithrungen zum
Verfuigungsfonds in Kapitel 3.2.3).

Verkniipfung 6ffentlicher Raume als Entwicklungschance

Andere Programmkommunen verfolgen weniger die
Strategie einer umfassenden Aufwertung aus einem Guss,
sondern nutzen das Zentrenprogramm fiir Einzelvor-
haben zur Neugestaltung von ausgewahlten Strafen- und
Platzraumen. Ankniipfend an bereits erfolgte Umgestal-
tungsmafinahmen lassen sich auf diese Weise punktuell
bestehende Defizite beheben und die 6ffentlichen Rdume
miteinander verbinden. Eine Chance zur Entwicklung der
offentlichen Raume in den Zentren ist die Vernetzung

und Verkntipfung bestehender Griin- und Freiflichen, um
dadurch ein 6ffentlich nutzbares Raumsystem zu schaffen.
In ihm kénnen verschiedene Qualitdten und Angebote fiir
unterschiedliche Zielgruppen bereitgehalten und attraktive
Verbindungen geschaffen werden, die neben der 6kologi-
schen Funktion dieser Riume auch die Aufenthalts- und
Wohnqualitét in den Zentren steigern.

Wie in Bad Driburg steht auch in Minden (NRW) die
Verkniipfung der bestehenden 6ffentlichen Rdume

im Mittelpunkt. Die barrierefreie Umgestaltung einer
Treppenanlage soll langfristig die Oberstadt mit dem
historischen Zentrum besser mit dem Geschéftszentrum
verkniipfen. Die Aufwertung einer Unterfithrung tragt
dazu bei, die Innenstadt besser an den Erholungsraum am
Ufer der Weser anzubinden. In Wolfhagen (Hessen) wurde
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Bad Driburg (Nordrhein-Westfalen)

Profilierung und Verkniipfung zentraler Stadtraume

Zentrale Mafinahme im Fordergebiet Aktives Stadtzentrum der Kurstadt

Bad Driburg ist die Umgestaltung der Langen StrafRe. Die etwa 1,5 km lange
Geschiftsstrafe ist durch mehrere stddtebauliche Barrieren (Bahnlinie, Ver-
kehrsflichen) nur schwer als rdumliche Einheit erlebbar. Offene Riume und
viele parkende Autos lassen keine klare Wegefiihrung erkennen und mindern
die Aufenthaltsqualitit. Durch Pflanzflichen und teilweise Hochbeete ist die
Nutzung der Fufigingerzone eingeschriankt, die Wege- und StrafRenbelédge
sind uneinheitlich und schadhaft.

Im Zuge der Umgestaltung erfolgt eine Profilierung von drei unterschied-
lichen Nutzungs- und Gestaltungszonen: Der westliche Bereich der Strafle im
Altstadtkern wird momentan umgestaltet und als touristischer Schwerpunkt
ausgebildet. In den angrenzenden Strafenziigen steht die Funktion als Wohn-
standort stirker im Mittelpunkt. Der mittlere Abschnitt der Langen Strafie
sowie der angrenzende Bereich am Hellweg (FufRgdngerzone) wurden schon
umgebaut und damit als Haupteinkaufslagen gestirkt und besser miteinander
verkniipft. Im 6stlichen Bereich bildet sie zukiinftig die grundlegend erneuer-
te Hauptverbindungsachse zwischen Bahnhof, Kurpark und Stadtkern. Diese
unterschiedlichen funktionalen und stadtraumlichen Abschnitte verbindet
eine gemeinsame Gestaltungsidee.

Ziel ist es, einen rdumlichen Zusammenhang zwischen Kurpark und Innen-
stadt herzustellen. Eine einheitliche Materialsprache macht die Lange Straie
kinftig als durchgédngige Flanierzone erlebbar. Besondere stddtebauliche und
raumliche Situationen werden durch besondere Ausstattungselemente als
Orte fiir den Aufenthalt herausgearbeitet. Wichtige Stadteingangssituationen
erhalten eine Aufwertung durch Brunnen, die das Stadtbild beleben und auf
die Mineralwasserquellen der Stadt verweisen.

Ein aktives Baustellenmarketing begleitet den Umbau der Strae unter

dem Motto ,Alles wird schon”“. Eine Einzelhandelsinitiative erarbeitete ein
Marketingprogramm, das zwei wesentliche Ansétze verfolgt: Es gilt, mogliche
Nachteile durch die Baustelle fiir die Einzelhdndler und ihre Kunden abzumil-
dern und die Kundenfrequenz durch zusitzliche Verkaufsanreize aufrecht zu
erhalten. Die Baumafinahme selbst wird zudem als besonderes Ereignis in den
Mittelpunkt der Offentlichkeitsarbeit gestellt, um die Motivation der betroffe-
nen Einzelhdndler durch ein positives Wir-Gefiihl zu erhalten.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes und Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle

Westlicher Abschnitt der Langen StraRe vor
Baubeginn; Umgestaltung Haupteinkaufs-
lage in der Langen StraRe; Plakataktion ,Al-
les wird schén“ (von oben nach unten)
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BahnhofstraRe in Alt6tting; neu gestalteter Park ,Offenes Schontal®
in Aschaffenburg; Gleispark in Grebenstein (von oben nach unten)

ebenfalls eine Treppenanlage umgestaltet und damit die
Wegeverbindung zwischen der Altstadt und einer Park-
anlage aufgewertet.

Auch in Witten (NRW) spielt die Schaffung von Wegever-
bindungen und die Verkniipfung von Freiriumen eine
wichtige Rolle. Hier ist, neben der bereits erwdahnten Um-
gestaltung des Bahnhofsvorplatzes, der 6ffentliche Raum
im Umfeld eines neuen Einkaufszentrums umgestaltet
und damit fiir Fuftgénger die Verbindung zwischen
Bahnhof und Rathausplatz aufgewertet worden. Ein
anderer zentraler Platz im Fordergebiet wurde so um-
gestaltet, dass er besser fiir Aufiengastronomie und Ver-
anstaltungen nutzbar ist. Als weitere Maflnahme werden
Quartiersplitze profiliert und Griinflichen aufgewertet.
Hierzu zdhlt der Breddegarten, ein kleiner, 6ffentlich zu-
ganglicher Park im Blockinnenbereich. Die Stadt wertet
in Zusammenarbeit mit den privaten Grundstiicks-
eigentiimern die beiden Durchgiange vom 6ffentlichen
Straflenraum in den Blockinnenbereich gestalterisch
auf. Die Attraktivitit des Breddegartens als wohnortnahe
Erholungsfliche und Wegeverbindung erhoht sich durch
kleinteilige Mafinahmen wie z.B. die Umsetzung eines
Lichtkonzeptes, verbesserte Sitzmoglichkeiten und neue
Anpflanzungen.

In Alt6tting (Bayern) liegt der Fokus auf der Aufwertung
von innerstadtischen Straflen und Platzen mit hohem
Geschiftsbesatz oder stadtbildprigender Bedeutung.
Insbesondere die Nutzbarkeit der Gehwegflachen soll
sich verbessern, um z.B. Bereiche fiir Auengastronomie
anbieten zu konnen. Als erste investive Mafinahme wurde
die Bahnhofstrafe umgestaltet. Die Oberflichen sind
neu gestaltet, die Fahrbahnbreite reduziert und Multi-
funktionsflichen angelegt. Die Aufenthaltsqualitét hat
sich splrbar verbessert. Die Umgestaltung erfolgte als
barrierefreier Ausbau mit Blindenleitsystem und neuen
Stadtmobeln.

Zwischennutzungen

In Ludwigsburg in Baden-Wiirttemberg findet sich eine der
im Zentrenprogramm eher seltenen temporaren Umge-
staltungsmafinahmen im 6ffentlichen Raum. Hier soll bis
zur umfassenden Umgestaltung des gesamten Areals ein
Biergarten auf dem Reithausplatz am Marstall-Center als
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Zwischennutzung zur Belebung beitragen (vgl. auch Kapitel
3.1.2 Soziale Kohision). Auch in Wassertriidingen (Bayern)
wurde eine Zwischennutzung umgesetzt: Dort ist eine
Wohnbaufldche an der Stadtmauer durch einen tempori-
ren Park aufgewertet worden.

Potenziale der Griinrdume entfalten

In einigen Programmkommunen gibt es gute Ansitze
einer Aufwertung von Parks sowie Griin- und Spielfla-
chen fiir Kinder, Erholungssuchende und Sporttreibende,
die zum Teil auch generationeniibergreifende Angebote
umfassen. So wird in Ludwigsfelde (Brandenburg) mit
dem , Aktiv-Stadt-Park® eine Idee von Biirgerinnen und
Biirgern umgesetzt. Bis Herbst 2013 entsteht in der Innen-
stadt eine Griinfliche mit Sportflichen und Spielgerdten
fur alle Generationen. Erginzt durch eine Skateranlage
belebt der Park den schwierigen Bereich an einer Auto-
bahnbrticke, die das Zentrum durchquert.

In Burg (Sachsen-Anhalt) ist mit einem grofizligigen
Spielplatz mit Spiel- und Sportgeriten fiir Jung und Alt
sowie einem Grillplatz ein generationeniibergreifendes
Angebot im 6ffentlichen Raum der Innenstadt bereits
realisiert. In Aschaffenburg (Bayern) ist das ,,Offene
Schontal® ein innenstddtischer Griinzug, umfassend
umgestaltet. In der hessischen Kleinstadt Grebenstein
entstand eine neue Griinfliche am Rand des Zentrums
der Fachwerkstadt. Der historische Bahndamm der
sFriedrich-Wilhelm-Nordbahn“ wurde zum Gleispark
umgestaltet und das Gelinde damit fiir die Offentlich-
keit zugédnglich. Bahnrelikte verweisen auf die frithere
Nutzung des Geldndes.

Insgesamt gesehen erfolgt aber in vergleichsweise
wenigen Fordergebieten die Aufwertung von Parks und
Griinflichen. Auch die 6kologische und stadtklimatische
Bedeutung von Griin- und Freiflichen steht nur selten im
Blickpunkt. Ein wohnortnahes Angebot an hochwertigen
Erholungs- und Freiflichen ist aber gerade fiir die ,innen-
stadtaffinen” Zielgruppen wie Familien und Senioren ein
wichtiger Standortfaktor.

Fazit

Die dargestellten Beispiele zeigen, dass es fiir eine Attrakti-
vitatssteigerung des 6ffentlichen Raumes nicht ausreichend
ist, die Oberflichen zentraler Straen- und Platzraume

zu erneuern. Im Zuge von Umgestaltungsmafinahmen
versuchen die Programmkommunen, die Zugédnglich-

keit und Aufenthaltsqualitit ihrer 6ffentlichen Rdume zu
verbessern. Dazu passen sie die Gestaltungselemente und
die Moblierung an aktuelle Anforderungen an, reduzieren
nach Moéglichkeit die Belastungen durch den motorisierten
Individualverkehr und verkniipfen verkehrsberuhigte Ge-
schiftsbereiche besser mit nahe gelegenen Wohnquartieren.
Lichtkonzepte und der Abbau bestehender Barrieren tragen
uberdies dazu bei, dass unterschiedliche gesellschaftliche
Gruppen die 6ffentlichen Raume besser nutzen kénnen.

Es geht darum, neue Qualititen zu schaffen, aber auch da-
rum bereits Erreichtes zu sichern. Hier ist die Einbindung
der ortlichen Akteure, z.B. im Rahmen von Interessen-
gemeinschaften oder Immobilien- und Standortgemein-
schaften (ISG) von grofier Bedeutung. In vielen Kommunen
gibt es diesbezliglich erfolgreiche Initiativen (vgl. Kapitel
3.1.6 Partnerschaftliche Zusammenarbeit). Qualititen wer-
den auch iber Gestaltungs- und Werbeanlagensatzungen,
die Etablierung eines Gestaltungsbeirats, die Durchfiihrung
von Wettbewerben sowie die Pflege und Instandhaltung
des offentlichen Raumes mit Hilfe von Mitteln aus dem
Verfigungsfonds gesichert.

Entscheidend fiir eine hochwertige Qualitat 6ffentlicher
Riume ist, dass sie im Gesamtzusammenhang betrachtet
und qualifiziert werden und eine Einbindung in integrierte
Handlungsansitze erfolgt. Wichtig ist zudem, die 6ffentli-
chen Rdume nutzerorientiert und kooperativ weiter zu ent-
wickeln. Dies erhoht die Chance, mit Umbaumafnahmen
mehr zu erreichen als eine blofie gestalterische Aufwer-
tung. Integrierte stidtebauliche Entwicklungskonzepte, die
die unterschiedlichen Funktionen des 6ffentlichen Raumes
berticksichtigen und in einen Zusammenhang mit den an-
deren Handlungsfeldern der Zentrenentwicklung stellen,
bilden hierfiir eine wichtige Grundlage.
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3.1.4 Stadtbaukultur

- Die Stadtbaukultur wird im Zentrenprogramm durch kleinrdumige BaumaRnahmen, die Umgestaltung zentraler 6ffentlicher
Raume sowie instrumentelle und konzeptionelle Ansatze der Sicherung gestalterischer Qualitat gefordert. Dabei hat sich
vielerorts ein breites Verstandnis von Stadtbaukultur durchgesetzt, das kommunikative Ansétze des Programms einschlieRt.

- Kleinrdumige Baumalinahmen konzentrieren sich vor allem auf die Aufwertung von Schliisselgebduden und kleinere Stadt-

reparaturen.

- Die gestalterische Aufwertung 6ffentlicher Raume stellt eine zentrale stadtbaukulturelle Herausforderung dar. Viele Pro-
grammgebiete konzentrieren hierauf einen wesentlichen Teil der geforderten Investitionen.

- Auf der konzeptionellen und instrumentellen Ebene stehen vor allem Anreizinstrumente fiir gestalterische Qualitat und
wettbewerbsahnliche Verfahren zur Verfiigung. Sie leisten einen Beitrag zur Pflege des Stadtbilds.

- Aktivitaten zur Forderung der Stadtbaukultur entfalten vor allem dann nachhaltige Wirkungen, wenn sie in integrierte Kon-
zeptionen zur Aufwertung von Zentren mit einer Stabilisierung der Nutzungsstruktur eingebettet sind.

Ein breites Verstindnis von Stadtbaukultur setzt auf Ver-
fahren und Instrumente zur Forderung und Sicherung
stddtebaulicher Qualititen. In der Programmstrategie
zum Zentrenprogramm ist dieses Verstindnis mit zwei
stadtbaukulturellen Zielen verankert und trigt damit
dieser hohen Bedeutung Rechnung. Der Erhalt und die
behutsame Anpassung kleinteiliger Raumstrukturen
sowie eine Aktivierung und stadtvertrigliche Integra-
tion freier Raume und Flachen sollen an die typischen
pragenden stidtebaulichen Merkmale von gewachsenen
Zentren ankniipfen. Weiterhin zielt das Programm darauf
ab, durch Erhalt und Schaffung stadtbaukultureller Quali-
titen (z.B. mithilfe von stadtebaulichen und Architektur-
wettbewerben) zur Pflege des Stadtbildes beizutragen. In
der Programmumsetzung bestehen auf konzeptioneller,
baulich-investiver und instrumenteller Ebene vielfiltige
Ansatzpunkte zu einer Verwirklichung dieser Ziele.

Stadtbaukultur im kleinteiligen baulichen Bestand

Im kleinteiligen baulichen Bestand zeigt sich die For-
derung der Stadtbaukultur bei der Erneuerung von
stadtbildpragenden Gebduden. Dabei geht es neben der
baulichen Aufwertung auch um die Stabilisierung der
bestehenden oder die Suche nach einer neuen Gebau-
denutzung, die der historischen Bedeutung und dem

Standort entspricht sowie nach Moglichkeit positiv auf
das umgebende Quartier ausstrahlt. Weiterhin gelingt es,
gestalterische Weiterentwicklungen durch Stadtrepara-
turmafinahmen zu erreichen.

Mitunter konzentriert sich die Férderung in der Gesamt-
mafinahme auf besonders stadtbildpragende Einzelvorha-
ben wie den Ludwigsburger Gebdudekomplex Gesandten-
bau/Grafenbau, ein denkmalgeschiitztes Rokoko-Palais.
Auch Eingangssituationen oder pragnante Ecksituationen
konnen Forderschwerpunkt sein.

Obwohl sich das Programm stark auf eine Férderung
stadtbildpriagender Einzelbauten konzentriert, ist, wie
auch in anderen Programmen der Stddtebauférderung,
die Biindelung von Mitteln unter Einbeziehung weiterer
Finanzierungsquellen erforderlich, um deren teilweise
aufwendige Sanierung finanzieren zu konnen. Die Er-
neuerung der Elisabethenkirche im Bamberger Stadtteil
Sand wurde beispielsweise aus dem Welterbeprogramm
gefordert. Unterstiitzt durch Férdermafnahmen aus
dem Zentrenprogramm in ihrer unmittelbaren Nach-
barschaft stellt sie nun einen kulturellen Mittelpunkt
des Stadtteils dar. In dhnlicher Weise halfen Mittel des
Investitionspakts, das Stadtmuseum in Minden (NRW)
zu erneuern. Das Stadtmuseum in Kaufbeuren (Bayern)
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konnte hingegen durch den besonderen Einsatz und das
finanzielle Engagement von Biirgern erhalten und aus-
gebaut werden.

Andernorts ermoglichen privatwirtschaftlich agierende
Investoren den Umbau und die Revitalisierung von gro-
Reren offentlichen Gebauden oder schwer nachnutzbaren
Immobilien an bedeutenden Stellen der Zentren. Beispiels-
weise machte ein sozialer Trager durch die Schaffung von
Wohnraum fiir Senioren und Menschen mit Behinde-
rungen die Nachnutzung des ehemaligen Amtsgerichts in
Wolfhagen (Hessen) méglich. Vergleichbare Ansitze waren
auch in anderen Programmkommunen bereits erfolgreich,
beispielsweise in Giistrow (Mecklenburg-Vorpommern).
Einen Sonderfall stellt Alt6tting (Bayern) dar, wo die Auf-
wertung stadtbildpragender Substanz in einem engen
Zusammenhang mit der Bedeutung als Pilgerort steht. Dort
werden historische Pilgerwege rekonstruiert sowie stadt-
bildpragende Mauern um Klostergarten, sakrale Bereiche,
Friedhofe sowie grofRere Privatgrundstiicke aufgewertet
und besser in die Umgebung eingebunden. Dazu werden
langgestreckte Mauern unterbrochen und so mit dem
Straflenraum verbunden.

Vielerorts erfolgte in fritheren Jahren im Rahmen der
Flichensanierung oder durch Uberformung mit Grof-
bauten ein starker Eingriff in die bauliche Substanz.
Viele Kommunen befassen sich mit diesen Schliissel-
bereichen der Zentren und nehmen dort Ergdnzungen
und Umgestaltungen vor. Dies gilt etwa fiir den Bereich
eines Rathausneubaus aus den 1970er Jahren im Berliner
Fordergebiet Miillerstrafie. Die im ehemaligen Sitzungs-
saal der Bezirksverordnetenversammlung residierende
Mittelpunktbibliothek erhilt einen Erganzungsbau nach
einem Wettbewerbsentwurf. Auch die umliegende Platz-
flache ist Gegenstand von Aufwertungsmafinahmen (vgl.
Praxisbeispiel Seite 43). Das Zentrum Waderns (Saarland)
ist gepragt durch einen kleinteiligen historischen Stadt-
kern, der im Zuge des Wiederaufbaus und fritherer Sanie-
rungsmafinahmen durch Grofibauten ergidnzt wurde. Im
Mittelpunkt der Aufwertung im Haupteinkaufsbereich
steht der Montmorillon-Platz mit seiner angrenzenden
modernen Bebauung. Private Investoren ermoglichten
dort eine deutlich wahrnehmbare Qualititsverbesserung
durch eine Umgestaltung der Geschiftsgebaude und
ihres Umfeldes.

L
by .

Rokoko-Palais Gesandtenbau/Grafenbau in Ludwigsburg (oben);
Stubengasse in Miinster

Noch weiter gehende Ergianzungen durch Neubauten sind
zwar in einzelnen Programmkommunen Gegenstand der
Planungen, doch wiirde ihre Umsetzung umfassende In-
vestitionen erfordern, die sich aufgrund fehlender Finan-
zierung noch nicht tiberall realisieren lassen. In der nord-
lichen Altstadt von Rendsburg (Schleswig-Holstein) sollen
beispielsweise untergenutzte Baublocke durch Ausbildung
von Blockkanten erginzt werden und eine stidtebauliche
Torsituation fiir den Eingang in die Altstadt herstellen.
Eher eine Ausnahme stellt die Bebauung einer lange Zeit
brach liegenden Restflache in der Miinsteraner Stubengas-
se dar, die mit der Schaffung neuer, kleinerer Platzflichen
einherging. Dieses vielbeachtete Projekt erhielt vor kurzem
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Verkehrsberuhigter Bereich Bamberg-Sand

den Deutschen Stidtebaupreis. Einen weitreichenden An-
satz, der tiber einen kleinteiligen Umgang mit dem Bestand
hinausgeht, verfolgt die Stadt Ludwigsfelde in Branden-
burg. Sie plant in einem problematischen Umfeld (Lirmbe-
lastung durch Autobahn) ein neues Stadtzentrum.

In Einzelfillen wie in Pirna (Sachsen) wurde versucht, auch
durch den Abbruch von Bausubstanz in sehr schlechtem
Zustand das Ortsbild zu verbessern. Eine angepasste Neu-
bebauung der Grundstiicke steht hier allerdings noch aus,
wihrend in einer dhnlichen Situation in Wittlich (Rhein-
land-Pfalz) die Wiederbebauung nach einem Abriss zu
einer deutlichen Revitalisierung gefiihrt hat. Zwei moderne
und barrierefreie Gebdude mit 16 Wohnungen und einer
Tiefgarage ersetzen sechs unbewohnte Gebédude in deso-
latem Zustand. Durch die Baumafinahme entstanden ein
neuer innerstadtischer Platzbereich und eine Fuf3génger-
passage. Dagegen wird in anderen Stidten wie in Burg oder
Naumburg (beide Sachsen-Anhalt) der Abriss auf desolate,
jahrelang leer stehende Nebengebdude in Blockinnenbe-
reichen konzentriert, um eine Perforation der Substanz zu
vermeiden und das geschlossene Stadtbild zu erhalten oder
sogar zu stirken.

Stadtbaukultur im 6ffentlichen Raum

Wie bereits oben dargestellt, ist die Aufwertung des 6ffent-
lichen Raumes vielerorts der Schwerpunkt der Férdermafi-
nahme (vgl. Kapitel 3.2.3), was auch deutliche Auswirkun-
gen auf die gestalterische Weiterentwicklung der Zentren
hat. Dies betrifft nicht selten die Erneuerung des Belags von
Fuflgidngerzonen oder von wichtigen Straflen und Platzen.
In einigen Stidten spielt dabei die Schaffung einer histori-
schen Anmutung (z.B. durch die Verwendung ortstypischer
kleinteiliger Pflasterbelédge) eine Rolle. Hier gelingt es trotz
historisch anmutender Gestaltung zeitgenossische Bediirf-
nisse an eine barrierearme Gestaltung des Stadtraums zu
erfiillen, so etwa in Bamberg-Sand oder Bad Liebenwerda
(Brandenburg). Diese Beispiele zeigen, dass es moglich ist,
auch bei Pflege des historischen Stadtbildes Menschen mit
Mobilititseinschrankung gerecht zu werden.

Andernorts haben die Erfahrungen mit fritheren Umbau-
maflinahmen im Hinblick auf den hohen Instandhaltungs-
aufwand von Pflasterbeldgen, dessen begrenzte Eignung
vor allem fiir Menschen mit Mobilitatseinschrinkungen
und nicht zuletzt gewandelte Auffassungen hinsichtlich
des Erscheinungsbilds (beispielsweise dunkler Klinker-
beldge) dazu gefiihrt, dass nun teilweise sehr dauerhafte,
wenig pflegeintensive und dennoch bezahlbare gestalte-
rische Losungen gewihlt werden. Sie folgen einem heute
verbreiteten fachlichen Konsens tiber die Reduzierung
und einheitliche Gestaltung von Elementen der Strafien-
moblierung. Bisweilen gelingt es auch, die Aufwertung
stadtbildpragender Gebdude mit der Gestaltung ihres
direkten Umfelds im 6ffentlichen Raum zu verkniipfen.

Einzelne Programmkommunen verwirklichen ehrgeizige
Umgestaltungskonzepte, die etwa Wasser oder Beleuch-
tungseinrichtungen als zusitzliche Gestaltungselemente
im 6ffentlichen Raum nutzen. So wurden in Witten (NRW)
ftir das Projekt ,Witten an die Ruhr” auf der Grundlage
einer Gestaltanalyse und eines ,,Masterplans Licht“ Vor-
schléage fur punktuelle Interventionsansitze entlang der
Ruhrstrafle (Leitelemente, Leitmaterialien, Lichtkonzept,
Moblierung u.a.) unterbreitet, die die Verbindungsachse
zwischen Innenstadt und Ruhr aufwerten sollen. Umfang-
reiche Umgestaltungsvorschlige betreffen dort auch das
Ruhrtal (Umnutzung des Fabrikgeldndes, Gestaltung des
Uferbereiches, Anlage eines ,Griinen Strandes“ u.a.).
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Emden (Niedersachsen)
Baukulturelle Potenziale im Sanierungsgebiet Innenstadt

Die Aufnahme der Innenstadt von Emden in das Zentrenprogramm erfolgte
aufgrund von Funktionsschwichen. Die FordermafRnahme hat eine grofie
Bedeutung fiir die Weiterentwicklung des innerstadtischen Einzelhandelsbe-
reichs und fiir die Entwicklung von Emden als Kultur- und Tourismusstand-
ort. Das Erscheinungsbild des Férdergebietes ist zunehmend von Uberfor-
mungen bedroht. Leer stehende Gebdude, wie ein zentral gelegenes ehemalige
Kaufhaus und ungenutzte Brachflichen innerhalb des Sanierungsgebietes,
stellen sichtbare stidtebauliche Mangel dar.

Emden hat bereits frithzeitig Vorbereitende Untersuchungen mit einem
bauhistorischen Gutachten durchfiihren lassen. Mit ihrem Rahmenkonzept
erkennt die Stadt die bauliche und stadtebauliche Struktur als historisches
Erbe an und beabsichtigt, die Besonderheit der Wiederaufbauarchitektur der
1950er und 1960er Jahre zu pflegen. Angepasste Gebdude- und Parzellen-
strukturen sollen den veranderten Anforderungen der Einzelhandels- und
Dienstleistungsbetriebe in der Innenstadt besser entsprechen. Zudem sollen
leerstehende und untergenutzte Gebaude und Flidchen in Nebengeschiftsla-
gen revitalisiert, Wohnumfeldmafnahmen durchgefithrt und die Einzelhan-
dels- und Geschiftslagen gestarkt werden.

Die Stadt hat bei der Umsetzung der Férdermaffnahme aber auch hohe
baukulturelle Anspriiche. So strebt sie eine Erhchung der Gestalt- und Auf-
enthaltsqualitit im 6ffentlichen Raum an, insbesondere von Pldtzen und
Wasserlagen. In diesem Zusammenhang spielt die Verwendung ortstypischer
Baumaterialien und Gestaltungselemente eine wichtige Rolle bei der Umset-
zung der Erneuerungsziele.

Die Erarbeitung von Gestaltungsgrundsitzen und die daran orientierte Mo-
dernisierung stadtbildprigender Gebaude sowie weiteren Mafinahmen zur
Pflege der Baukultur werden mit unterschiedlichen Instrumenten verfolgt. So
erhielten Eigentiimer zur Orientierung eine Sanierungsbroschiire fiir stadte-
bauliche Erneuerungsmafinahmen. Bei der bedarfsgerechten Anpassung von
Geschiftsimmobilien, bei einer Vergrofierung von Verkaufsflichen, Erneue-
rung der Ladenfronten, baulichen Mafnahmen bei Leerstand, Minder- oder
Fehlnutzung sowie der Modernisierung stadtbildpragender Gebiude folgt die
Stadt den darin festgeschriebenen Gestaltungsgrundsatzen. Die Faldernstrafie
als Eingangstor in die Altstadt aus stidostlicher Richtung mit starkem Bezug
zu den innerstadtischen Wasserlagen wies bislang geringe Aufenthaltsqualita-
ten auf. Inzwischen ist sie gestalterisch und funktional aufgewertet.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes und Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle

FuRgangerzone in Emden (oben); nach den
Gestaltungsvorgaben umgebaute Laden-
front

F

Abbildung 8: Sanierungsbroschiire der
Stadt Emden

Quelle: Stadt Emden
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Abbildung 9: Ansicht des Siegerentwurfs
zur Umgestaltung des Platzes der Stadt Hof

Quelle: el:ch landschaftsarchitekten

Platz der Stadt Hof vor der Umgestaltung
(oben); kulturelles Leben in der Karl-Marx-
StraRe

Karl-Marx-StraRRe (Berlin)

Wettbewerbe und Beteiligung starken die Baukultur

Das Berliner Programmgebiet Karl-Marx-Strafle liegt am stidlichen Berliner
Innenstadtrand im Bezirk Neukélln und gehoért mit einem Einzugsbereich
von ca. 450.000 Menschen zu den wichtigsten Zentren der Innenstadt. Griin-
derzeitliche Strukturen mit baukulturell wertvollen historischen Gebauden
und kulturellen Einrichtungen pragen das Gebiet.

Funktionsverluste im Einzelhandel driicken sich in Leerstinden zentraler
Immobilien und in Qualitatsverlust der kleinteiligen, haufig inhabergefiihrten
Einzelhandelsgeschifte aus. Der hohen Passantenfrequenz stehen schlechte
Bedingungen fiir Fugédnger und Radfahrer sowie eine geringe Aufenthalts-
qualitit gegeniiber. Das Nebenzentrum wurde 2009 in das Zentrenprogramm
aufgenommen. Die lokalen Akteure verfolgen den Ansatz, durch Wettbewerbe
eine hohe Gestaltqualitit fiir 6ffentliche Raiume oder bedeutende Einzelbau-
vorhaben zu erzielen.

Eine zentrale Maffnahme der fugénger- und radfahrerfreundlichen Auf-
wertung des 6ffentlichen Raumes ist die Neugestaltung des Platzes der Stadt
Hof. Der vor der Umgestaltung kaum als Platz wahrnehmbare Ort wird zum
Mittelpunkt und identitatsstiftenden Ort in der Karl-Marx-Strafle mit ,,Schar-
nierfunktion“ zwischen den angrenzenden Quartieren. Eine umfassende
Neuordnung und Umgestaltung der bestehenden Verkehrs- und Platzflichen
mit Riickbau einer Kreuzung ist dazu erforderlich.

Im Rahmen eines stidtebaulichen Wettbewerbs mit elf gemischten Bearbei-
terteams aus Stadt- und Landschaftsplanern, Architekten und Kiinstlern wur-
den Vorschlage zur Neuordnung und Gestaltung erarbeitet. Der im September
2010 unter Einbeziehung von Kommentaren von Biirgern in einer 6ffentli-
chen Versammlung zum Wettbewerbssieger gekiirte Entwurf sieht vor, die
Platzfliche mit Biumen neu zu fassen. Die Pflastergestaltung des neuen Plat-
zes soll die Einwohner des ethnisch vielfaltigen Stadtteils Neukolln durch acht
Steinsorten symbolisieren, die fiir acht Weltregionen stehen. Die Bauarbeiten
zur Umgestaltung haben 2012 begonnen und sollen 2014 abgeschlossen sein.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes, Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle, Internetauftritt der ,,Aktion:
Karl-Marx-StraRe*
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Instrumente zur Starkung der Stadtbaukultur

Auf konzeptioneller Ebene sind Aussagen zum Thema
Stadtbaukultur héaufig indirekt enthalten. Das Quer-
schnittsthema Baukultur weist Beziige zu den Hand-
lungsfeldern Wohnen, Mobilitat und Verkehr und
insbesondere Offentlicher Raum auf. Auch wenn keine
differenzierte stadtbaukulturelle Einzelstrategie vorliegt,
besitzen der Erhalt und die Pflege von stadtbildpragen-
den Ensembles auf diese Weise implizit einen hohen Stel-
lenwert in den Konzepten fiir die Fordergebiete. Dies gilt
beispielsweise auch flr den Stadtebau der Nachkriegszeit,
der unter dieser tibergeordneten Zielstellung ebenfalls
erneuert werden kann. Beispiele sind die Vertriebenen-
Neugriindung Neutraubling (Bayern) oder die nach dem
Krieg neu aufgebaute Innenstadt in Emden (vgl. Praxis-
beispiel Seite 55).

In anderen Programmgebieten werden aus den gebiets-
bezogenen Konzepten konkrete Instrumente zur Forde-
rung der Stadtbaukultur abgeleitet. Dazu zihlen kom-
munale Férderprogramme, klassische Instrumente einer
Sicherung von Gestaltqualitidt und wettbewerbsidhnliche
Ansitze der Stadtbildpflege. Bisweilen legen Kommu-
nen zur Unterstiitzung privater Modernisierungs- und
Instandsetzungsmaffnahmen kleinere gemeindliche
Forderprogramme auf, aus denen sie beispielsweise die
Erneuerung von Fassaden oder auch die Aufwertung von
Hofbereichen unterstiitzen. Teilweise setzen sie frithere
Sanierungsaktivititen in anderen Férderprogrammen
fort, so etwa das Hofbegriinungsprogramm in Minden
(NRW) oder die Entsiegelung von Hoéfen in Bamberg-
Sand (Bayern).

Mitunter gelingt es mit diesen Anreizinstrumenten sogar,
die Revitalisierung untergenutzter oder leerstehender
innerstadtischer Wohn- und Geschiftshauser mit der
baulichen Erneuerung zu verkniipfen (vgl. z.B. die Richt-
linien zur Forderung kleinteiliger Einzelvorhaben in der
brandenburgischen Stadt Luckenwalde, das kommunale
Fassadenprogramm im bayerischen Altotting mit Schwer-
punkt in der Férderung stadtbildpragender Gebdude oder
die Aufwertungsvorhaben im hessischen Wolfhagen). Diese
Instrumente leisten einen integrierten Beitrag zur Auf-
wertung innerstadtischer Quartiere, ohne dass dafiir der
Schwerpunkt des Férdermitteleinsatzes auf der Gebdude-

sanierung liegt. Erste Erfolge wurden in dieser Richtung
beispielsweise in Hanau und Grebenstein (Hessen) sowie in
Luckenwalde (Brandenburg) erzielt.

Die Stadt Witten (Nordrhein-Westfalen) versucht, mit
einem Modernisierungsprogramm fir Einzelhandels-
und Gewerbeimmobilien eine Aufwertung des stadte-
baulichen Erscheinungsbildes mit einer Kampagne

zur Mobilisierung privater Eigentiimer zu verkniipfen.
Private Sponsoren unterstlitzen dabei die Erarbeitung
einer Gestaltanalyse und eines Gestaltungshandbuches;
ein kommunales Fassadenprogramm befindet sich in
Vorbereitung.

Im Rahmen der instrumentellen Vorbereitung und Ab-
sicherung einer Erneuerung von Zentren spielen auch
klassische Instrumente wie Stadtbildanalysen in Neuwied
(Rheinland-Pfalz) oder Gestaltungshandbiicher wie in
Griinstadt (Rheinland-Pfalz) eine Rolle. Gestaltungssat-
zungen sind dagegen seltener das Mittel der Wahl. Fiir
einzelne Orte oder Quartiere sollen Wettbewerbe Beitrage
zur gestalterischen Qualitdtssicherung leisten. Dabei
kntipfen die Programmkommunen teilweise an frithere
Bemithungen und Verfahren an und nutzen Chancen, die
sich aus der Blindelung mit anderen Programmen und In-
itiativen ergeben. So wurde in Siegen (Nordrhein-Westfa-
len) ein freiraumplanerischer Wettbewerb zur Freilegung
des Flusslaufs der Sieg durchgefiihrt. In der Naumburger
Jakobsgasse (Sachsen-Anhalt) gelang es, tiber einen Wett-
bewerb, durchgefiithrt im Rahmen der Internationalen
Bauaustellung Stadtumbau 2010, einen Blockinnenbe-
reich zu revitalisieren.

In Witten folgte auf ein Biirgergutachten und eine Pla-
nungszelle ein Architekten-Investorenwettbewerb und
nach dessen Scheitern ein beschrinktes Verfahren zur
Entwicklung des Kornmarkts, des zentralen innerstadti-
schen Platzes gegeniiber dem Rathaus. In Thiiringen ist
es gelungen, im Rahmen der Initiative ,GENIAL zentral“
stadtebauliche Wettbewerbe fiir die attraktive Gestaltung
und Wiedernutzung innerstiadtischer Brachflichen durch-
zufiihren. Diese haben teilweise schon Anfang der 2000er
Jahre stattgefunden, sind aber wie etwa im Rahmen des
Projekts Biirgergarten in Sommerda pragend fir weitere
Aufwertungsbemiihungen im Programm (vgl. Kapitel
3.1.1 Funktionsvielfalt und Versorgungsvielfalt).

Stand der Umsetzung des Zentrenprogramms 57



Modell fir die ,Neue Stadtmitte“ in Hallstadt

Dartber hinaus schaffen es einige Programmkommunen,
ihre Wettbewerbsverfahren mit intensiven Beteiligungsakti-
vitaten oder anderen Verfahren zu verbinden. Die Stadt Hall-
stadt (Bayern) hat in einem aufwendigen Workshopverfah-
ren einen Architekten-Wettbewerb mit einem mehrtigigen
Werkstatttreffen vor Ort durchgefiihrt. Erste stadtebauliche
Konzepte fir die ,Neue Stadtmitte Hallstadt“ entstanden.
Im Anschluss erfolgte eine vertiefende Bearbeitung. Die Er-
gebnisse wurden im Rahmen einer Ausstellung prasentiert
und mit den Biirgerinnen und Biirgern diskutiert. Die Stadt
Emden fiihrte zur Entwicklung eines leerstehenden Kauf-
hallengeldandes (ehemals Hertie-Kaufhaus) einen Investoren-
wettbewerb durch. Im Programmgebiet Karl-Marx-Strafie
in Berlin-Neukélln fand ebenfalls ein Wettbewerb statt. Er
hatte die Umgestaltung einer Platzfliche zum Thema. Dabei
wurden die Biirgerinnen und Biirger intensiv beteiligt (vgl.
Praxisbeispiel Seite 56). Auch wenn die Wettbewerbsverfah-
ren - wie in Emden - bislang noch nicht immer erfolgreich
abgeschlossen werden konnten, zeugen diese Ansétze doch
von einem Bekenntnis der Stadte zu einem hohen Qualitéts-
anspruch bei der Entwicklung ihrer Zentren.

Fazit

In der bisherigen Programmumsetzung zeigt sich, dass die
vielféltigen Aktivititen zur Férderung der Stadtbaukultur
positive gestalterische Wirkungen entfalten konnen. Hiufig
sind die Zentren durch weitgehend geschlossene Altstadt-
ensembles gekennzeichnet, deren Pflege und Weiterent-
wicklung eine hohe Bedeutung fiir ihre Zukunftsfahigkeit
zukommt. Es darf allerdings nicht ibersehen werden, dass
rein gestalterische Eingriffe nur begrenzt positive Aus-
wirkungen auf die Reduzierung von Vitalitatsdefiziten
ausliben. Fassadenerneuerungsmaffnahmen kénnen den
Eindruck von Vernachléssigung und Desinvestition in
Einkaufsstraflen mit Leerstdinden mildern helfen. Eine Re-
vitalisierung von Schliisselgebduden kann im Zusammen-
hang mit Mafnahmen anderer Handlungsfelder sogar eine
Initialzindung fir die Aufwertung des gesamten Zentrums
bedeuten. Aber erst im Zusammenhang mit integrierten
Konzepten, die auf die Stirkung der Nutzungsstruktur
abzielen, lassen sich nachhaltige Revitalisierungserfolge
erreichen.
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3.1.5 Stadtvertragliche Mobilitat

- MaRnahmen zur Starkung der stadtvertraglichen Mobilitdt haben in der Programmumsetzung eine wichtige Funktion, da erst

durch die Losung verkehrlicher Probleme andere Aufgaben, beispielsweise im 6ffentlichen Raum, abschlieRend umgesetzt
werden kdnnen.

Die Foérderung der stadtvertraglichen Mobilitat ist eine Querschnittsaufgabe. Sie ist gekennzeichnet durch viele Akteure, Ab-
hangigkeiten und daraus resultierende lange Planungs- und Umsetzungszeitraume sowie in der Regel durch hohe Kosten fiir
die investiven Projekte. Dennoch sind in vielen Programmkommunen erste Erfolge in diesem Handlungsfeld ablesbar.

Die divergierenden Interessen der einzelnen Akteure (Bewohner, Einzelhdndler, Besucher...) bei Fragen des stadtvertrag-
lichen Umbaus von Verkehrsraumen erfordern einen intensiven Austausch und einen hohen Ressourceneinsatz bei der
Akteursbeteiligung.

Vorhaben im Bereich der Verkehrsinfrastruktur sind sehr kostenintensiv und Fehler sind haufig nicht oder nur mit sehr
hohem Aufwand korrigierbar. Dies erfordert Mut und abgestimmtes Handeln der Verantwortlichen insbesondere bei der Um-
setzung innovativer Gestaltungen und unkonventioneller Lésungsansatze.

Bei MaRnahmen zur Umgestaltung von Verkehrsraumen werden haufig Férdermittel gebiindelt. Die Férdergegenstande und
-ziele der unterschiedlichen Programme sind nicht immer kongruent. Dies kann den stadtvertraglichen Umbau von Verkehrs-
raumen erschweren.

Der Wandel im Bereich der Mobilitat bildet sich in den Konzepten und MaRnahmen insgesamt noch unzureichend ab. Gleich-
wohl wird den Aspekten Barrierearmut und Barrierefreiheit bei der Umgestaltung und Weiterentwicklung der Verkehrsfla-
chen eine stetig steigende Bedeutung zugemessen. Der integrierte Ansatz des Zentrenprogramms tragt dazu bei, Verkehrs-

raume an die aktuellen Anforderungen anzupassen und eine stadtvertragliche Mobilitdt zu starken.

Eine gute Erreichbarkeit fiir die unterschiedlichen Ver-
kehrsteilnehmer ist die Grundlage funktionierender
Zentren und wichtiges Potenzial fiir ihre Stabilisierung und
Aufwertung. Die verkehrlichen Belastungen in den Zentren
durch den motorisierten Individualverkehr fithren aber
héufig zu Nutzungskonflikten, die die Lebens- und Aufent-
haltsqualitit reduzieren sowie den Gestaltungsspielraum
fiir andere Nutzungen und Aktivitiaten einschranken.

In der Programmstrategie ist als Ziel formuliert, dass mit
dem Zentrenprogramm Mafinahmen zur Férderung einer
stadtvertriglichen Mobilitdt umgesetzt werden sollen.
Dabei steht im Vordergrund, die unterschiedlichen Ver-
kehrsmittel und ihre Nutzer - Bahn-, Bus-, Kfz-, Rad- und
Fuflverkehr - in das Stadtgefiige zu integrieren sowie die
Verkehrsraume barrierefrei und qualitéitsvoll zu gestal-
ten. Durch die Optimierung der Verkehrssituation lassen

sich die bestehenden Nutzungskonflikte reduzieren und
ein vertragliches Miteinander der Verkehrsteilnehmer
fordern.

Stadtvertragliche Mobilitat: Schnittstelle zwischen Stadt-
und Verkehrsplanung

Der Umgang mit der auftretenden Verkehrsbelastung

ist eine wesentliche Herausforderung in den Stadt- und
Ortsteilzentren jeglicher GrofRe. Stark befahrene Haupt-
verkehrsstrafien, im Zentrenprogramm vorwiegend in
Stadtteilzentren vertreten (zum Beispiel in den Berliner
Programmgebieten Miillerstrafie, Turmstrafe und Karl-
Marx-Strafie oder mit den ,Magistralen“ Georg-Schumann-
StraRe und Georg-Schwarz-StrafRe in Leipzig), konnen die
Nutzungsvielfalt in Zentren beeintriachtigen. Sie mindern
die Wohn- und Aufenthaltsqualitit und erschweren die
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Nutzung der anséssigen Geschifte und Infrastrukturein-
richtungen. Neben der Barrierewirkung der Strafien, ein-
hergehend mit einer ausgeprégten Stellplatzproblematik,
entstehen dort vielfach auch Gefahrdungen fiir schwéchere
Verkehrsteilnehmer wie Radfahrer und Fufiginger.

Es ist eine komplexe Aufgabe, eine stadtvertrigliche Mobili-
tdt im Zusammenspiel von Stadtplanung und Verkehrspla-
nung zu entwickeln. Die Zentren leben von ihrer hervor-
ragenden Erreichbarkeit und hohen Besuchsfrequenzen,
streben aber gleichzeitig nach Aufenthaltsqualitat und
~Wohlfiihlatmosphére*“ fiir Besucher und Bewohner. Hier
bestehen haufig Interessenskonflikte, wenn beispielsweise
durch den Umbau von Verkehrsrdaumen zur Schaffung von
mehr Raum fiir Radfahrer und FuRgénger Stellplatzange-
bote fir Einzelhandelsnutzer reduziert werden. Dartiber
hinaus sind hiufig auch Konflikte des motorisierten
Individualverkehrs (MIV) mit dem 6ffentlichen Personen-
nahverkehr (OPNV) zu verzeichnen. Ursache hierfiir sind
fehlgenutzte oder zugeparkte Busspuren und Haltestellen
durch den MIV. Auch ist es nicht immer leicht, die konkur-
rierenden Raumanspriiche des MIV und OPNV zu lI6sen und
Ansitze umzusetzen, die dem OPNV Vorrang geben.

Eingriffe in die vorhandene Struktur miissen deshalb
wohliiberlegt, gut kommuniziert und mit breiter, lang-
fristig angelegter Unterstiitzung der Akteure vor Ort
durchgefiihrt werden. Erschwerend ist in der Regel, dass
die Kompetenzen verschiedener Fachbereiche und ebenso
das Zusammenspiel der Personal- und Finanzressourcen
in den Kommunen aufeinander abgestimmt sein miissen.
Die Aufwertung von Verkehrsflachen mit dem Anspruch,
die Mobilitatsraume stadtvertriglich zu gestalten, erfordert
integriertes, ressortlibergreifendes Handeln. Es gilt, mehr
Raum fiir Fuftganger und Radfahrer zu schaffen und die
nicht fiir den motorisierten Verkehr benétigten Flachen
hochwertig zu gestalten.

Integrierte Mobilitatskonzepte

Aufgrund des grofien 6ffentlichen Interesses und der Kom-
plexitit der Aufgabe kommt integrierten Mobilitatskon-
zepten eine grofle Bedeutung zu. Solche Konzepte nehmen
unter Berticksichtigung von Grundsatzen zur Vermeidung,
Verlagerung und einer vertraglichen Abwicklung des Ver-
kehrs tiblicherweise eine iibergreifende Betrachtung aller

relevanten Verkehrstriger (Kfz, Fahrriader, OPNV und Fuf-
ganger) vor. Im Ergebnis entstehen in der Regel Erschlie-
fRungsstrukturen, die die Dominanz des Verkehrs mildern
und daraus resultierend eine abgestimmte Strafienraum-
gestaltung zur Férderung der Funktions- und Nutzungs-
mischung ermdoglichen. Dies begilinstigt eine nachhaltige
Verkehrsentwicklung unter Bertiicksichtigung 6kologischer,
sozio-kultureller und 6konomischer Belange.

In Paderborn und Radevormwald (NRW) sowie in Bre-
men konnten die in die Konzepterstellung eingebunde-
nen Beteiligungsverfahren eine hohe Akzeptanz in der
Offentlichkeit und eine vorbildliche Vorbereitung der
Baumafinahmen zur Umgestaltung von Verkehrsrdumen
gewihrleisten. Auch die Stadt Erfurt (Thiiringen) hat ein in-
tegriertes Mobilitatskonzept fiir die Altstadt erarbeitet und
im Jahr 2012 beschlossen. Kernidee des Konzepts ist die
Schaffung einer flichendeckenden Begegnungszone. Damit
wird die bestehende Fufigingerzone deutlich erweitert und
um einen Bereich erginzt, in dem Fuf3gidnger und Rad-
fahrer Vorrang geniefien. Motorisierter Verkehr beschrankt
sich kiinftig auf Anwohner-, Linien- und Lieferverkehr,

um damit die Aufenthalts- und Wohnqualitit zu steigern.
Durch neu ausgewiesene Radrouten konnen Radfahrer
zudem die Altstadt besser erreichen und durchqueren. Die
Umsetzung erster aus dem Verkehrskonzept abgeleiteter
Mafinahmen zum Umbau von Verkehrs- und Platzraumen
begann im Jahr 2013.

Barrierearmut und Barrierefreiheit

Insgesamt kommt der Barrierearmut und Barrierefrei-
heit bei der Weiterentwicklung der Verkehrsflachen eine
stetig steigende Bedeutung zu, wie es in Altotting (Bayern),
Emmendingen (Baden-Wiirttemberg), Wadern (Saarland),
Minden und Bad Driburg (beide Nordrhein-Westfalen) der
Fall ist (vgl. Praxisbeispiel Bad Driburg, Seite 49). Damit er-
hoht sich die Zuginglichkeit und Nutzbarkeit der Zentren
flir unterschiedliche Nutzergruppen.

Vielfach wird auch der OPNV in den Programmkommu-
nen qualifiziert. Neben der verbesserten Einbindung von
Haltestellen in den 6ffentlichen Raum und der damit
verbundenen Barrierefreiheit sind Entflechtungen der
Linienfiihrungen von Bus und Strafienbahn Gegenstand
der Forderung. Damit lassen sich beispielsweise Umsteige-
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Augsburg (Bayern)
Verbesserungen fiir OPNV, FuR- und Radverkehr

Augsburg schafft durch ein gesamtstidtisches Mobilititskonzept die Voraus-
setzung fiir die Durchfiihrung verschiedener Projekte der Stadtentwicklung.
Dabei liegen die Schwerpunkte im Ausbau des Straflenbahnnetzes und im
Umbau des Hauptbahnhofs zur Mobilitatsdrehscheibe. Intensiv verfolgt die
Stadt das Ziel, den OPNV auszubauen, mehr Platz fiir Fuflginger und Rad-
fahrer zu schaffen, den Durchgangsverkehr zu reduzieren und 6ffentlichen
Raum zurtickzugewinnen. Stadtvertragliche Mobilitit hat dabei als Baustein
einer integrierten Entwicklung des Zentrums und der Stadtteile eine hohe
Bedeutung. Verbunden mit der Neuorganisation von Verkehrsflichen wird die
Aufwertung nicht vom Autoverkehr beanspruchter Rdume. Dort entstehen
Orte zum Verweilen und Spielraum fiir andere Nutzungen, z.B. fiir Auen-
gastronomie. Erginzend dazu erfolgt die Umsetzung von Mafinahmen, die zur
Starkung der Funktionsvielfalt beitragen.

Besondere Aufmerksamkeit gilt der Information und Beteiligung der
Offentlichkeit, um sensible Fragen bei der Umsetzung von verkehrlichen
Mafnahmen (Reduzierung der Stellplatzzahl, gemeinsame Verkehrswege fiir
Straflenbahn und Autos, Reduzierung von Fahrspuren, Schaffung von Fuf2-
gangerbereichen) zu diskutieren und einen Interessenausgleich zu erzielen. In
der Innenstadt wird u.a. der Kdnigsplatz, ein zentraler Verkehrsknotenpunkt
in der Innenstadt, umgebaut und vom Autoverkehr befreit. Auch der 6stlich
der Innenstadt gelegene Stadtteil Hochzoll ist Fordergebiet im Zentrenpro-
gramm. Dieser 20.000 Einwohner zihlende Stadtteil ohne gewachsenes Zen-
trum hat mit dem Verlust wohnortnaher Versorgung, Leerstand und hohem
Sanierungsbedarf zu kimpfen. Zu Beginn der konzeptionellen Uberlegungen
hat der Bau von zwei neuen Strafienbahntrassen alle anderen Fragestellungen
uberlagert. Deshalb begann der Zentrenentwicklungsprozess mit einer mehr-
stufigen Planungswerkstatt zur Erarbeitung eines Verkehrskonzeptes. Fiir
einzelne Teilbereiche des Stadtteils waren Delegierte als Vertreter der Bewoh-
nerschaft in den Prozess einbezogen. Begleitende Veranstaltungen starkten
den Diskussionsprozess.

Die Ankiindigung einer verdnderten Verkehrsfiihrung steigerte die Akzeptanz
fir die geplante gemeinsame Trasse von Autos und der neuen Straflenbahn.
In Verbindung mit einer Verkehrsberuhigung in den Wohngebieten, der
Schwerpunktsetzung auf die Nahmobilitat und Schulwegsicherheit sowie der
Verbesserung fiir Fufginger und Radfahrer wird damit eine wichtige Voraus-
setzung zur Starkung des Stadtteilzentrums geschaffen. Die Zentrenentwick-
lung erfolgt auf Grundlage eines integrierten stidtebaulichen Entwicklungs-
konzeptes, das auf dem Verkehrskonzept aufbaut. Dabei haben sich die in der
Planungswerkstatt zum Verkehrskonzept eingetibte Diskussionskultur und
die aufgebauten Netzwerke positiv auf den Erarbeitungsprozess ausgewirkt.

Quelle: Vortrag Tobias Haberle, Stadt Augsburg, Transferwerkstatt ,,Mobilitat und Zentrum®;
www.projekt-augsburg-city.de

| '

Abbildung 10: Planungen fiir den auto-

freien Konigsplatz

Quelle: projekt augsburg city

Umgestaltete Friedberger Stralle im Stadt-
teil Hochzoll (oben); illuminierte StraRen-
bahnhaltestelle
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Barrierearme Gestaltung der UnterstraRe in Wadern (oben);
der neue ZOB in Minden

situationen verbessern. Die Mafinahmen werden zum Teil
auch in Form Zentraler Omnibusbahnhofe (ZOBs) realisiert,
wie in Minden (NRW), oder als ,Mini-ZOB*“ in Neuwied
(Rheinland-Pfalz). In Viernheim und Kassel (Hessen) sowie
in Leipzig (Sachsen) entstanden barrierefreie Haltestellen
fr Bus und Bahn.

Neue Mobilitdt im Zentrum

Auch die Bereitschaft, kurze Wege zu Fuf oder mit dem
Fahrrad zuriickzulegen, steigt. Insbesondere der Radver-
kehr gewinnt in den Zentren an Bedeutung, selbst in Stad-
ten, die ihm bislang wenig Bedeutung beigemessen hatten.
Durch entsprechende Maftnahmen kann diese Entwick-

lung unterstiitzt werden. In Lebach (Saarland) ist als eine
der ersten baulichen Maffnahmen im Zentrenprogramm
einen neue Briicke fiir Radfahrer und Fufiganger tiber die
Theel gebaut worden. Damit ist eine schnelle Verbindung
zwischen dem Bahnhof und der FuRgdngerzone ent-
standen. Dinslaken (NRW) baut das Umfeld des Bahnhofs
barrierefrei um und schafft dort und in der Innenstadt
neue Fahrradabstellplitze.

Verantwortlich fiir die steigende Bedeutung von Fuf3- und
Radverkehr sind neben dem allgemeinen gesellschaft-
lichen Wandel auch die zunehmend genutzten Radver-
leihsysteme und die gestiegene Attraktivitat der Elektro-
mobilitit (E-Bikes). Daraus ergeben sich wiederum auch
Anspriiche an den 6ffentlichen Raum, z.B. beziglich eines
tragfdhigen Angebotes geeigneter Stellpldtze und Lade-
stationen - respektive Mobilititszentralen, die eine Ver-
netzung der Verkehrstriger sicherstellen. Dieser Aspekt
wird bislang in den Programmgebieten nur sehr selten
thematisiert.

Um- und RiickbaumaRnahmen 6ffentlicher Verkehrsraume

Das Spektrum der geplanten und bereits durchgefiihrten
Maftnahmen in den Programmkommunen ist breit. Im
Vordergrund stehen Umbaumafinahmen, die mit den Fol-
gen der starken Trennung der verschieden Verkehrstriger,
der Gberdimensionierten Flicheninanspruchnahme durch
den motorisierten Individualverkehr und nicht zuletzt mit
der Korrektur der Gestaltung der Verkehrsraume aus den
vergangenen Jahrzehnten befasst sind. Wie ein stadtver-
traglicher Umbau gelingen kann, zeigt die Stadt Augsburg
(Bayern) (vgl. Praxisbeispiel Seite 61). Hier werden tiberdi-
mensionierte Verkehrsrdume in zentralen Stadtrdumen der
Innenstadt und im Stadtteilzentrum Hochzoll umgestaltet.
Durch die gewonnenen Flichen erhalten der OPNV, die
Fuflgdnger und Radfahrer mehr Platz.

Projekte der Augsburger Grofienordnung sind aufgrund
der hohen Kosten in der Gesamtschau der Maffnahmen im
Zentrenprogramm nicht hiufig vertreten. Dagegen erfolgt
vielerorts eine Umgestaltung von (Geschéfts-) StraRen,

um Individualverkehr und die Nutzung des 6ffentlichen
Raumes in einem vertréiglichen ,,Nebeneinander” zu er-
moglichen. Hier ist regelmaflig die Frage zu beantworten,
in welcher Weise das Verhiltnis zwischen ruhendem Ver-
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Bad Wildungen (Hessen)

Schliisselprojekt ,,Begegnungszone®

Die Brunnenallee, eine in Ost-Westrichtung verlaufende Achse, prigt das
Fordergebiet in Bad Wildungen, das Teil einer interkommunalen Koopera-
tionsmafinahme von drei Kommunen ist. Die Strafie fungiert als Schnittstelle
zwischen dem Altstadtkern und dem Kurbereich. Kennzeichen sind eine
kleinteilige Baustruktur und vorwiegend kleinteilige Gesundheits-, Einzel-
handels- und Gastronomieangebote. Obwohl der gesamte Bereich gentigend
Potenziale zum Ausbau der bestehenden Angebote besitzt, sind dort Leerstan-
de und ,Trading-Down“-Effekte zu beobachten. Ursachen sind neben der Lage
und Topografie der Stadt u.a. fehlende Querungsmoglichkeiten auf der stark
befahrenen Ringstrafle, uniibersichtliche und nicht barrierefreie FuRganger-
wege sowie eine fehlende Strukturierung der Verkehrsfldchen, ungeordnete
Griinbereiche, Stellpldtze und Straflenmoblierung.

Zur Verbesserung der Verkehrssituation und Aufenthaltsqualitéit im 6ffent-
lichen Raum schafft die Stadt im Strafienabschnitt zwischen Altstadt und
Kurbereich eine Begegnungszone. Sie zeichnet sich durch Tempo 20 und eine
gleichberechtigte Nutzung der Strafenfliche durch Autos, Fuf3gianger, Busse
und Radfahrer aus. Der ruhende Verkehr ist auf gekennzeichnete Stellplatze
begrenzt. Gehwege und Verkehrsfliche werden einheitlich gestaltet, was die
Trennwirkung der Strafie reduziert. Dadurch und durch eine hochwertige
Pflasterung, neue Sitzmoglichkeiten und Bepflanzungen erhoht sich die Auf-
enthaltsqualitit und das Stadtbild erfahrt insgesamt eine Aufwertung.

Die Mafinahme ist in eine umfassende gesamtstiddtische Veranderung der
Strafenfiihrung eingebettet, die die Dominanz des motorisierten Verkehrs in
der Innenstadt mildern soll. Fiir die Finanzierung dienen Mittel aus verschie-
denen Quellen: Die Aufenthalts- und Ergdnzungsbereiche sowie die Gestal-
tungselemente in der Begegnungszone werden aus dem Zentrenprogramm fi-
nanziert. Fordermittel aus dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG)
fliefen in den Umbau des Stadtrings und einer Bushaltestelle. Mittel aus dem
Finanzierungsausgleichsgesetz (FAG) fordern den Bau der Fahrbahn in der
Begegnungszone. Problematisch stellen sich jedoch die jeweiligen konkreten
Forderbedingungen dar, die eine sinnfillige Biindelung unterschiedlicher For-
derprogramme manchmal verhindern. Das Projekt in Bad Wildungen steht
somit nicht nur stellvertretend fiir eine Reihe von Férdergebieten, in denen
innovative Ansitze der Verkehrsfiihrung umgesetzt werden, sondern auch fiir
die schwierigen Rahmenbedingungen bei der Biindelung von Férdermafinah-
men im Verkehrsbereich.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes und Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle

Brunnenallee vor und nach der Umgestal-
tung zur Begegnungszone; neue Spiel- und
Aufenthaltsfliche (von oben nach unten)
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Friedrich-Ebert-StraRe in Kassel

kehr und Aufenthaltsbereichen ausgestaltet wird und mit
welchen Geschwindigkeiten der motorisierte Individual-
verkehr (MIV) diese Bereiche nutzen darf.

In diesem Zusammenhang riicken vermehrt innovative
Ideen und Mafinahmen zum Thema Mobilitit in den Fokus
der Betrachtung (Stichwort: ,,Shared Space“ / Mischver-
kehrsflichen), die in der ndheren Zukunft sicherlich einen
wichtigen Stellenwert in diesem Handlungsfeld aufweisen
werden. Das Beispiel aus Bad Wildungen (Hessen, vgl. Pra-
xisbeispiel Seite 63) steht fiir eine solche Umgestaltungs-
mafinahme. Dort entsteht an einem stark frequentierten
Verkehrsknotenpunkt eine Begegnungszone fiir unter-
schiedliche Verkehrsteilnehmer, um die Aufenthaltsqualitét
zu verbessern.

Das Programmgebiet Friedrich-Ebert-Strafie in Kassel zeigt
eindrucksvoll, wie sich das Nebeneinander der Nutzungs-
anspriiche zu einem stadtvertriglichen Miteinander der

einzelnen Verkehrsarten entwickeln lasst. Die Gesamt-
mafinahme liegt unmittelbar westlich des Zentrums von
Kassel und ist durch eine Nutzungsmischung aus Wohnen,
Arbeiten, Kultur und Erholung geprégt. Die Friedrich-
Ebert-Strae ist das Bindeglied zwischen einem Griinder-
zeit- und einem Nachkriegsquartier. Mit Férdermitteln aus
dem Zentrenprogramm sollen die vorhandenen Qualititen
gesichert und ausgebaut werden.

Zentrales Element der Férdermafinahme ist der Umbau
der Friedrich-Ebert-Strafie als Riickgrat des Stadtteils ,Vor-
derer Westen®. Der Planungsprozess zeichnet sich durch
detaillierte Voruntersuchungen (Verkehrszihlungen,
Analyse der Parkplatzauslastung, Erhebung des Wirt-
schafts- und Lieferverkehrsaufkommens, Auswertung von
Unfallschwerpunkten, Verkehrssimulation der Planung,
Leistungsfihigkeitsberechnung) und einen intensiven
Diskussionsprozess mit der Offentlichkeit aus (weitere
Ausfithrungen zur Prozessgestaltung in Kapitel 3.1.6 Part-
nerschaftliche Zusammenarbeit).

In dieser Gesamtmafnahme wird deutlich, dass selbst ein
hervorragendes Konzept, ein professionelles Projektma-
nagement und der entsprechende politische Wille viel Zeit
benotigen, um Umsetzungserfolge erzielen zu konnen.

Fazit

Bauliche Eingriffe in die Strafieninfrastruktur sind auf-
grund zahlreicher technischer Regelwerke, durch das
komplexe Geflecht der Zustdndigkeiten und die iiblicher-
weise hohen Kosten regelmifig sehr arbeitsintensiv und
zeitaufwendig. Hinzu kommen die zahlreichen diver-
gierenden Nutzerinteressen, die im Abstimmungs- und
Umsetzungsprozess entsprechende Zeitraume erfordern.
Durch den integrierten Ansatz des Zentrenprogramms ist
es vielerorts erst moglich geworden, Verkehrsrdume an
die aktuellen Anforderungen anzupassen und hierdurch
einen wesentlichen Beitrag flir eine stadtvertrigliche
Mobilitét zu leisten. Nach einer regelméaflig aufwendigen
und zeitintensiven Vorbereitung der Mafnahmen wird
inzwischen an vielen Stellen gebaut und die Erfolge der
Projekte werden erlebbar.
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3.1.6 Partnerschaftliche Zusammenarbeit

- Stadt- und Ortsteilzentren sind gepragt durch eine groRRe Vielfalt an Akteuren. Dies stellt eine Herausforderung an den Ge-

staltungsprozess dar. Mit Hilfe des Zentrenprogramms kann es gelingen, die unterschiedlichen Akteure zu aktivieren und
Anspriiche an die Zentrenentwicklung konstruktiv zu nutzen.

Nicht nur die Einzelhdndler und Gewerbetreibenden stehen fiir die Zentrenentwicklung im Fokus, zunehmend werden auch
weitere Akteure der sozialen Infrastruktur, Vereine, Initiativen und Bewohner als wichtige Partner in die Programmumset-
zung einbezogen.

In den Gebieten des Zentrenprogramms wird oftmals an die vorhandenen lokalen Kooperationsstrukturen angeknipft. Es
zeigt sich, dass die privatwirtschaftlichen Akteure in den Fordergebieten untereinander schnell eine Gesprachsbasis finden
kénnen. Die Kommunikation zwischen der Stadtverwaltung und privaten Akteuren, z. B. Geschaftsleuten, stellt in einigen
Fordergebieten noch die gréRere Herausforderung dar. Mit Hilfe des Zentrenmanagements wird die Kommunikationskultur
verbessert.

In groRstadtischen Zentren werden aufgrund der hier besonders komplexen Akteursstrukturen und Handlungsansatze in der
Entwicklung der Stadtzentren bzw. Stadtteilzentren oftmals schon in der konzeptionellen Phase Kommunikationskonzepte
und -strategien entwickelt.

Die Einbeziehung der Akteure erfolgt nicht nur tGber die Stadtverwaltung, sondern vielfach iber das beauftragte Zentrenma-
nagement. In Mittel- und Kleinstadten wird oft an bestehende und bereits eingespielte Strukturen (Standortgemeinschaften,
Werbegemeinschaften u.4.) angekniipft. Hier erfolgt die Beteiligung und Aktivierung meist projektbezogen. In groRstadti-
schen Fordergebieten mit ihrer Vielzahl unterschiedlicher Akteure wird ein eher umfassender Beteiligungsansatz praktiziert.

Kooperative Ansdtze in der Zentrenentwicklung haben im Verlauf der Programmumsetzung an Bedeutung gewonnen. Viele
Programmkommunen erkennen die Chancen der spezifischen Instrumente wie Zentrenmanagement und Verfiigungsfonds

und nutzen diese fiir die Schaffung fester Mitwirkungsstrukturen in der Umsetzung der MalRnahmen.

Stadt- und Ortsteilzentren haben eine grofRe Vielfalt an Ak-
teursgruppen, was eine besondere Herausforderung an den
gesamten Umsetzungsprozess darstellt. Nutzervielfalt birgt
auch vielfiltige und teilweise widerstreitende Interessen
und Anspriiche, die es in schlissigen Handlungskonzepten
zu harmonisieren gilt. Die Herausforderungen im Rahmen
des Zentrenprogramms bestehen darin, das gemeinsa-

me Handeln von 6ffentlichen und privaten Akteuren zu
fordern und dabei sowohl Bewohnerinnen und Bewohner
als auch Grundstiickseigentimer und Investoren in die
Zentrenentwicklung einzubeziehen.

Die Programmstrategie formuliert die Einbeziehung der
Biirgerinnen und Biirger in die Zentrenentwicklung als Ziel
des Zentrenprogramms. Es zielt zudem auf die Aktivierung,

effektive Mitwirkung und partnerschaftliche Kooperation
aller Akteursgruppen der Zentrenentwicklung ab. Die ko-
operativen Prozesse sollen verstetigt werden (u.a. mit Hilfe
von Immobilien- und Standortgemeinschaften). Zur Errei-
chung dieser Ziele wurde ein spezifisches Instrumentarium
entwickelt: der Verfligungsfonds und das Zentrenmanage-
ment (vgl. Kapitel 3.2.2 zum Zentrenmanagement und 3.2.3
zum Verfligungsfonds).

Strategien fiir die partnerschaftliche Zusammenarbeit
Das Zentrenprogramm kann Impulse fiir die Zusammen-
arbeit setzen, wenn andere Anreize fiir eine Kooperation

bei den Akteuren beschrinkt sind. Bezogen auf die Immo-
bilienbestiande in Stadt- und Ortsteilzentren kann dies aus
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Historische Bebauung am Kapellplatz;
neues Kultur- und Kongresszentrum;
Verleihung des Qualitatssiegels , Altottinger
Herz“ (von oben nach unten)

Altotting (Bayern)

Altstadtentwicklung in privat-6ffentlicher Kooperation

Die Férdermafinahme in der Altstadt von Alt6tting setzt insbesondere auf ein
Miteinander von 6ffentlicher Hand und privaten Akteuren. Die Innenstadt-
entwicklung ist in der Stadtverwaltung von Alt6tting Chefsache. Dement-
sprechend bringt sich die Verwaltungsleitung aktiv in den Prozess ein - der
Biirgermeister ist bei allen relevanten Aktivitaten personlich beteiligt. Zur
Aktivierung der lokalen Akteure wurden die Instrumente des Zentrenmana-
gements und des Verfligungsfonds eingesetzt.

Trotz wirtschaftlicher Prosperitit fehlt der Innenstadt ein funktionsfahiger
Geschiftsbereich und Leerstdnde hdufen sich. Die Starkung der Funktions-
vielfalt sowie die Verbesserung der Rahmenbedingungen fiir private Investo-
ren sind zentrale Ziele der Mafnahme.

Das Zentrenmanagement wird in Form eines Projektmanagements durch
zwei beauftragte Biiros und die Stadtverwaltung realisiert. Das Projektma-
nagement entwickelte zundchst im Rahmen von drei Innenstadtforen das
Entwicklungskonzept, das der Stadtrat im Jahr 2010 beschloss. Ergdnzend
dazu wurde ein Informationssystem zum Ladenleerstandsmanagement auf-
gebaut. 2012 und 2013 stand die Fertigstellung und Er6ffnung eines Kul-

tur- und Kongressforums im Mittelpunkt. Das Projektmanagement bezieht
durch direkte personliche Ansprache einzelne Immobilieneigentiimer und
Gewerbetreibende ein, um Modernisierungs- und Gestaltungsinvestitionen zu
beschleunigen und Einfluss auf die Auengestaltung der Einzelhandelsbetrie-
be zu nehmen.

Auf der tragerschaftlichen und der kommunikativen Ebene wird der inte-
grierte Anspruch des Zentrenprogramms durch die intensive Einbindung der
Einzelhdndler und Gewerbetreibenden (iiber den Alt6ttinger Wirtschafts-
verband e.V.) sowie der Biirgerinnen und Biirger (iiber die Stadtforen und
Anwohnerveranstaltungen) umfassend eingel6st und durch eine intensive
Offentlichkeitsarbeit begleitet. Diese umfasst Sonderbeilagen des Altéttinger
Stadtblattes mit Informationen zu den Arbeitsschritten des Entwicklungskon-
zeptes sowie den Ergebnissen der Beteiligungsveranstaltungen.

Durch den erfolgreichen Einsatz des Verfiigungsfonds wird kooperatives Han-
deln gestirkt: In vier Jahren wurden zusétzlich zu den 40.000 Euro Férdergel-

dern ca. 126.000 Euro an privaten Mitteln akquiriert.

Quelle: Bereisung des Fordergebietes und Vor-Ort-Gesprache durch die Bundestransferstelle
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mehreren Griinden der Fall sein, so zum Beispiel angesichts
problematischer Marktbedingungen und des Instandhal-
tungs- und Modernisierungsriickstandes bei ,,schwierigen®
Gebiuden in schrumpfenden Stadten. Ahnlich verhilt es
sich bei Einzelhdndlern und Gewerbetreibenden, denen
die Moglichkeiten zur Erweiterung ihrer Standorte fehlen
oder die ihre Schaufenster und Warenprésentation nicht
an heutige Anspriiche anpassen. Ein Zentrenmanagement
(vgl. Kapitel 3.2.2) kann Kooperationen der lokalen Akteure
initiieren und koordinieren, so dass sie die Aufwertung des
eigenen Standortes mit gemeinsamen Kraften aufnehmen
und ihre Aktivititen aufeinander abstimmen kénnen.

Die Kommunen verfolgen unterschiedliche Strategien, um
die lokalen Akteure als Partner fiir die Zentrenentwicklung
zu gewinnen. In der Praxis findet sich eine grofie Band-
breite an Herangehensweisen von der konzeptionellen Ein-
bindung und dem systematischen Aufbau von Kommuni-
kationsstrukturen tiber die Initiierung von Arbeitsgruppen
und Runden Tischen bis hin zur persénlichen Ansprache
und projektbezogenen Einbindung ausgewéhlter Akteure.
Wo sich 6ffentliche und private Akteure in ihrem Handeln
aufeinander abstimmen, kénnen Ressourcen mobilisiert
werden, die bei alleinigem Handeln der 6ffentlichen Hand
nicht zur Verfiigung stehen. So werden in Kempten (Bayern)
die von den Geschiftsleuten verfolgten marketingorientier-
ten Profilierungsansitze mit den Aufwertungsmafinahmen
im o6ffentlichen Raum gekoppelt, deren Umsetzung schwer-
punktmifig von der 6ffentlichen Hand betrieben wird.
Ideen der privaten Geschiftsleute fiir die Umgestaltung des
offentlichen Raumes spielen dabei eine wichtige Rolle. Ein
solches Engagement betriebswirtschaftlich denkender und
handelnder Geschiftsleute fiir die Zentren setzt im Zusam-
menspiel mit planerischen Uberlegungen innovative Ideen
frei, die zudem auf wirtschaftliche Tragfahigkeit und Um-
setzbarkeit achten. Die Mitwirkung privatwirtschaftlicher
Akteure an der Stadtentwicklung kann also neue Formen
der Kopplung baulich-rdumlich-investiver Ansétze mit
wirtschaftsforderungsbezogenen Ansétzen hervorbringen.

Einbeziehung von Immobilieneigentiimern und
Geschiaftsinhabern

Ladeninhaber werden wie in Berlin-Neukolln, Wiilfrath
(NRW), Ludwigsfelde (Brandenburg) oder Kaufbeuren
(Bayern) durch Citymanager oder andere Geschiftsleute

Unkonventionelle Information wahrend der UmbaumaRnahme im
Kemptener Miihlbachquartier

angesprochen. So gelingt es, bessere Kenntnisse {iber deren
wirtschaftliche Situation zu erlangen, Bedtrfnisse einer Wei-
terentwicklung zu erkunden sowie Beratungsleistungen fiir
eine Verbesserung der Auslagenprisentation und Gestaltung
der Erdgeschossbereiche zu vermitteln. Durch Kommuni-
kation entsteht Vertrauen und die Mitwirkungsbereitschaft
der Privaten erhoht sich. Hemmnisse kénnen auch dadurch
iberwunden werden, dass anerkannte Personlichkeiten aus
dem lokalen Umfeld als Mittler zwischen Geschéftsleuten
und der Stadt fungieren, wenn es um die Auslotung von pri-
vaten Vorstellungen zur Entwicklung eines Quartiers geht.
Eine solche Praxis wurde beispielsweise in Kaufbeuren und
im Stadtteilzentrum Borbeck in Essen (NRW) erprobt.

Die Aufnahme des Fordergebietes Friedrich-Ebert-Strafie
in Kassel (Hessen) geht wesentlich auf das Engagement
des Vereins Kasseler Westen eV. fiir eine Umgestaltung
der Strafe zurtick. Neben dem Standort fiir Arbeitsplitze,
Dienstleistungen jeder Art und fiir beliebte Cafés, Res-
taurants und Kneipen ist der Stadtteil auch als attraktives
Wohnquartier mit teils historischer Bausubstanz bekannt.
Dennoch nehmen seit Mitte der 1990er Jahre Leerstand
und Fluktuation zu, das Strafienbild wirkt teilweise
vernachléssigt und die Laufkundschaft geht zuriick. Die
breite Verkehrsachse stellt eine Barriere dar. Ein bereits
2007 gegriindeter Runder Tisch regte frith eine Biirgerbe-
teiligung und Diskussionen zur Entwicklung des Stadt-
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teilzentrums an. Auf dieses Netzwerk zurtickgreifend
wurde ziigig ein Arbeitsprogramm entwickelt. Es konzen-
trierte sich zum einen auf bauliche Mafinahmen wie die
Aufwertung der Straflen- und Grinrdume, die Wieder-
nutzung von Brachflichen und einzelne Neubauprojekte.
Zum anderen ist es mit einem Leerstandsmanagement
und einem Marketingkonzept fiir das Erneuerungsge-
biet darauf ausgelegt, positive Impulse fiir das Viertel zu
setzen. Die intensive Diskussion iber die Aufwertung und
Nutzung der 6ffentlichen Rdume sowie die damit verbun-
denen Investitionen der 6ffentlichen Hand stimulieren
die private Investitionsbereitschaft in den Neubau und die
Sanierung von Gebduden. Die Nachfrage nach Ladenge-
schiften nimmt deutlich zu, lange leerstehende Flichen
werden jetzt wieder genutzt und die Neunutzung frei
werdender Liden erfolgt nahezu umgehend. Die Anlieger
greifen die Umbaumafnahmen aktiv auf (z. B. durch Bau-
stellenaktionen der Einzelhindler), um mit den Kunden
ins Gesprich zu kommen und gemeinsam die Bauphase
zu liberbriicken.

Auch die Stadt Bernburg (Sachsen-Anhalt) hat im Zentren-
programm ein Grundstiicks- und Leerstandsmanagement
entwickelt. Mafnahmen zur Grundstiicksneuordnung
konnen in diesem Rahmen durch kooperatives Handeln
der verschiedenen Grundstiickseigentiimer, Gewerbetrei-
benden und des kommunalen Wohnungsunternehmens
realisiert werden. Die Stadt Emden (Niedersachsen) bezieht
bei der Entwicklung eines leer stehenden Kaufhauses die
Grundstiickseigentiimer als Mitglieder einer Lenkungs-
gruppe in den Prozess ein. Diese Lenkungsgruppe entwi-
ckelte und begleitete einen Wettbewerb zur Umnutzung des
Kaufhausgeldndes.

Vielerorts konnen die Mafinahmen im Handlungsfeld
partnerschaftliche Zusammenarbeit an vorhandene
Strukturen und Netzwerke ankniipfen. Voraussetzung ist
die Bereitschaft seitens der Verwaltung und der Politik, den
Akteuren in einem bestimmten Rahmen Verantwortung
zu Uibertragen und ihre Anregungen in die Umsetzung der
Maf!nahmen aufzunehmen.

Das Fordergebiet Stidost in der Innenstadt von Disseldorf
(NRW) steht beispielhaft ftir die Belebung von Innen-
stadten bzw. Stadtteilzentren durch Kooperation mit
bestehenden privaten Initiativen. In dem Programmgebiet

bestanden schon vor Einsatz des Zentrenprogramms drei
Immobilien- und Standortgemeinschaften (ISG), deren
Kréfte durch die intensive Einbindung in den Revitalisie-
rungsprozess gebiindelt werden konnten. Besonders im
Fokus steht die Aufwertung des 6ffentlichen Raumes, die
zu einer verbesserten Auflenwahrnehmung beitrigt und
die Eigentiimer durch die neuen Qualititen im Stadtraum
zu Investitionen anregen soll. Gemeinsam mit den ISGen
versucht die Stadt, bei den Eigentimern ein Bewusstsein
und Verantwortungsgefiihl fiir den gesamten Standort
und nicht nur fiir die eigene Parzelle zu schaffen. Durch
ein Leerstandsmanagement, verbunden mit einer syste-
matischen Ansprache der Eigentimer von leer stehenden
Ladenlokalen, sollen sie zur Gestaltung der Flichen bewegt
werden, um damit ein negatives Erscheinungsbild des
Standortes zu vermeiden.

Kommunikationskonzepte

In grof3stadtischen Gebieten zeigt sich, dass aufgrund der
hier besonders komplexen Akteursstrukturen und Hand-
lungsansitze bei der Entwicklung der Zentren bzw. Stadt-
teilzentren oftmals schon in der konzeptionellen Phase
Kommunikationskonzepte und -strategien erforderlich
werden. Ein Beispiel dafiir sind die Berliner Fordergebiete.
In der Karl-Marx-Strafie im Stadtteil Neukélln wurde im
Rahmen des Handlungsfeldes ,Interessen biindeln“ eine
kooperative Organisationsstruktur entworfen. Dazu wurde
die [Aktion! Karl-Marx-Strafie] zugleich als Kommunika-
tionsplattform und als organisatorische Einheit ins Leben
gerufen. Fiir die gelungene Zusammenarbeit mit migranti-
schen Institutionen, Verbinden und Bevoélkerungsgruppen
steht das jahrlich gemeinsam veranstaltete Ramadanfest
(vgl. Praxisbeispiel Seite 56).

Die Koordinierung der Mitwirkung, Kooperation sowie der
Offentlichkeitsarbeit erfolgt auch im Gebiet Turmstrafie
im Bezirk Berlin-Mitte auf Grundlage eines Kommunika-
tionskonzeptes. Neben dem Prozessmanagement und dem
Geschiftsstraflenmanagement gibt es eine Stadtteilver-
tretung (Lenkungsrunde). Ein Beirat aus den zustédndigen
Mitarbeitern des Bezirksamts, der Senatsverwaltung fiir
Stadtentwicklung und Umwelt, dem Prozessmanagement
und einem Vertreter der Stadtteilzeitung begleitet die
Programmumsetzung. Prozessmanagement, Geschaftsstra-
flenmanagement und Stadtteilvertretung nutzen gemein-
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sam ein Vor-Ort-Biiro. Die breite Beteiligung und die gute
Kommunikation zeigen bereits Erfolge hinsichtlich der
Beseitigung von Nutzungskonflikten.

Viele Kommunen nutzen die Méglichkeit, Lenkungsgrup-
pen einzurichten. Als lenkende und verantwortliche Netz-
werke aus 6ffentlichen und privaten Akteuren begleiten sie
die Umsetzung des Zentrenprogramms. Laut Verwaltungs-
vereinbarung Stidtebauforderung ist beim Einsatz eines
Verfugungsfonds die Einrichtung einer solchen Lenkungs-

runde explizit notwendig. Der Verfiigungsfonds ermoglicht

es privaten Akteuren, sich finanziell an der Aufwertung der
Zentren zu beteiligen und stellt eine wichtige Plattform
zur Kommunikation zwischen Privaten und der Kommune
bereit (vgl. Kapitel 3.2.3 Verfiigungsfonds). Erfahrungen

aus Finsterwalde (Brandenburg), Kassel (Hessen), Wiilfrath
(NRW) oder Kempten (Bayern) oder auch Hamburg-Lan-
genhorner Markt (vgl. Praxisbeispiel Seite 70) zeigen, dass
durch eine solche Lenkungsgruppe unter privatwirtschaft-
lichen Akteuren schnell eine Gesprachsbasis hergestellt
werden kann. Zwischen der Stadtverwaltung und den
Geschiftsleuten ist sie ebenfalls gegeben, wenn eine offene
Atmosphire besteht. Wenn die Stadtverwaltung von den
Geschiftsleuten als restriktiv angesehen wird und deren
Entwicklungsvorstellungen nicht zu berticksichtigen
scheint, steht dies einer guten Gesprachskultur zwischen
den Akteuren im Weg.

Mitwirkung von Biirgern und zivilgesellschaftlichen
Organisationen

Die vielerorts bereits etablierte partnerschaftliche Koope-
ration wird im Zentrenprogramm zunehmend erweitert
durch Akteure aus den Bereichen Bildung, Verwaltung,
soziale Einrichtungen oder Biirgerinitiativen. Nicht nur
Kommunen, die bereits tiber Jahre oder gar Jahrzehnte
Erfahrungen mit kooperativer Stadterneuerung gesam-
melt haben, fiihren im Rahmen der Programmumsetzung
umfangreiche Beteiligungsmafinahmen durch, die weit

uber eine blofie Information der Biirger hinausgehen. Diese

Ansitze werden mitunter durch ein umfassendes Betei-
ligungsangebot an gesamtstiddtischen Leitbildprozessen
und integrierten Stadtentwicklungskonzepten erginzt, das
teilweise iber Monate hinweg stattfindet. Die Grenzen der
Beteiligung sind jedoch oftmals auch in den damit verbun-
denen hohen Kosten zu sehen.
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Abbildung 11: Schaubild zum Kommunikationskonzept im Férder-
gebiet Berlin-Turmstralle

Quelle: www.turmstrasse.de

In Grebenstein (Hessen) erfolgt die intensive Einbezie-
hung der Biirgerschaft in den Stadtentwicklungsprozess
durch drei thematische Arbeitsgruppen und eine Len-
kungsgruppe. Teilweise werden im Rahmen des Zentren-
programms auch in biirgerorientierten Planungsver-
fahren Leitprojekte der Zentrenentwicklung erarbeitet,
wie die Durchfiihrung einer Planungswerkstatt fiir ein
Verkehrskonzept im Stadtteil Hochzoll in Augsburg
(Bayern) (vgl. Praxisbeispiel Seite 61). Andernorts tragen
zielgruppenorientierte Kooperationsprozesse zu einer
kleinteiligen und niedrigschwelligen Unterstiitzung wirt-
schaftlicher, kultureller und sozialer Akteure im Gebiet
bei, wie das Beispiel Berlin-TurmstrafRe (vgl. Praxisbeispiel
Seite 38) oder der Ansatz eines Baustellenmarketings in
Neuwied (Rheinland-Pfalz) zeigen.

Ebenfalls in Neuwied findet sich ein weiteres Beispiel, das
ftr konfliktreiche und dennoch erfolgreiche Zusammen-
arbeit der Stadtverwaltung mit der Bevolkerung steht. Bei
der Planung der Umgestaltung des Deichvorgelindes am
Rheinufer wurde die Biirgerschaft durch zwei Stadtgespra-
che intensiv einbezogen. Dennoch kam es zu Protesten und
zur Initiierung eines Blirgerbegehrens, um eine Fillung
von Baumen zu verhindern. Die Fortfithrung des Dialoges
hat aber zu einem Kompromiss gefiihrt: Es wurden unter-
schiedliche Planungsalternativen erarbeitet und kontrovers
diskutiert, bis eine Einigung herbeigefiihrt werden konnte
(vgl. Praxisbeispiel Seite 47).
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Vorplatz des U-Bahnhofs Langenhorner
Markt; Quartiersbiiro; Mitmachbaustelle
auf dem Langenhorner Marktplatz (von
oben nach unten)

Langenhorner Markt (Hamburg)

Kommunikativer und kooperativer Planungsprozess

Das Fordergebiet Langenhorner Markt im Norden Hamburgs ist ein Stadtteil-
zentrum der 1960er Jahre mit spezifischen strukturellen Problemlagen. Durch
die koordinierte Planung und Umsetzung von Aufwertungsmafinahmen
konnte das Quartier in seiner Attraktivitét gesteigert und an die verdnderten
Rahmenbedingungen und Nutzungsanforderungen angepasst werden. Ein
Kommunikationskonzept und die Biindelung der Aktivititen und Vernetzung
der Akteure durch das Zentrenmanagement fiihrten bei der Abwigung von
Einzelinteressen und gestalterischen Standards zu tragfihigen Kompromis-
sen.

Mit der Aufnahme in das Zentrenprogramm 2009 begann die Aufwertung

des 6ffentlichen Raumes und die Vernetzung der raumlichen Teilbereiche

des Fordergebiets. Das integrierte Entwicklungskonzept Langenhorner Markt
(IEK) ist das zentrale Steuerungsinstrument. Ein Kommunikationskonzept
enthilt die Strategie fir die partnerschaftliche Zusammenarbeit im Forder-
gebiet. Wahrend der Vorbereitenden Untersuchungen und der Erstellung

des IEK fanden &ffentlichen Planungswerkstétten statt. Die Anregungen von
Anwohnern, Eigentiimern und Ladeninhabern sowie von Vertretern aus Poli-
tik und Verwaltung flossen in die Standortanalyse und Konzepterstellung ein
und wurden im Laufe des Planungsprozesses verifiziert. Die Beteiligung aller
relevanten Akteure in der Konzept- und Umsetzungsphase in Verbindung mit
einem umfangreichen Informationsangebot schufen Transparenz und Akzep-
tanz far den gesamten Zentrenentwicklungsprozess.

Fir die Begleitung der Programmumsetzung beauftragte der Bezirk Ham-
burg-Nord ein Zentrenmanagement - in Langenhorn Quartiersmanagement.
Dieses hat einen partizipativen Prozess angestofien und als Kommunikations-
plattformen einen Runden Tisch der Gewerbetreibenden und Dienstleister
sowie ein Quartiersforum (mit Funktion einer Lenkungsrunde) etabliert. Auf
Basis der Ergebnisse offentlicher Informations- und Diskussionsveranstal-
tungen entscheidet das Gremium tber die Vergabe der Mittel des Verfiigungs-
fonds, fiir den jahrlich 30.000 Euro zur Verfligung stehen.

Marketingaktionen und Férderungen im Rahmen des Verfiigungsfonds
trugen zur Belebung und zur Steigerung der Innen- und Auflenwahrnehmung
bei. Zudem entwickelte der Runde Tisch eine gemeinsame Dachmarke und
fiihrt regelméaflig gemeinsame Marketingaktionen zur Steigerung des Stand-
ortimages durch. Ein umfangreiches Informationsangebot von Webseite,
Newsletter und Quartierszeitung wirkt hier unterstiitzend.

Quelle: Bereisung des Fordergebietes und Vor-Ort-Gesprache durch die Bundestransferstelle
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Bedingungen fiir tragfahige Partnerschaften

Die Mobilisierung der genannten Ressourcen und die
Aktivierung von Kooperationen sind angesichts der
schwierigen Lage, in der sich vor allem Nebenlagen von
Zentren befinden, der Schlissel fir das Entscharfen von
Entwicklungshemmnissen. Die Grenzen kooperativer An-
sitze diirfen aber nicht unterschitzt werden. Sie bestehen
in der endlichen Bereitschaft privater Akteure, sich auf
zeitraubende Abstimmungsverfahren einzulassen, deren
Auswirkungen fiir den einzelnen Betroffenen nicht leicht
vorhersehbar sind. Auch die finanziellen Risiken sind fr
finanziell schlechter gestellte Geschiftsleute ein Hemmnis.
Gleichzeitig ist zu berticksichtigen, dass allein kooperative
Ansitze und Beteiligung moglichst vieler Akteure nicht
ausreichen, um ein Zentrum zu revitalisieren und zu er-
neuern. Diese weichen Instrumente sind als notwendige
begleitende, jedoch fir sich nicht hinreichende Elemente
der Zentrenentwicklung zu betrachten.

Entscheidend fiir eine erfolgreiche Zentrenentwicklung
sind der individuelle Kommunikationsprozess und die Be-
geisterungsfiahigkeit der Verantwortlichen vor Ort fir die
Programmumsetzung. Fir eine partnerschaftliche Zusam-
menarbeit der relevanten privaten und institutionellen Ak-
teure spielen Engagement und Uberzeugungskraft oft eine
grofiere Rolle als eine umfassende finanzielle Ausstattung.
Die Fordermittel und deren zielgerichteter Einsatz sind
somit zwar eine notwendige, aber allein nicht ausreichende
Bedingung, wenn es darum geht, nachhaltige, sich selbst
tragende Strukturen zu entwickeln, die im besten Fall auch
nach Ende einer Férderung dem Quartier erhalten bleiben.
Die konkrete Ausrichtung des Kooperationsansatzes hiangt
letztlich vor allem von den Rahmenbedingungen des Pro-
grammgebietes und den dort vorhandenen Akteurskons-
tellationen ab und ist dementsprechend an den lokalen
Bedingungen auszurichten.

Fazit
Ein Grofteil der Programmkommunen pflegt eine inten-

sive partnerschaftliche Kooperation auf unterschiedlichen
Ebenen und mit vielféltigen Akteurskonstellationen. In

Fototermin im Rahmen des Baustellenmarketings

einigen Kommunen sind die spezifischen Optionen, die das
Zentrenprogramm gerade in diesem Handlungsfeld an-
bietet, allerdings noch nicht ausreichend erkannt worden.
Hier sind eine Intensivierung des Zentrenmanagements
und weitere partnerschaftliche Ansitze erforderlich, um
den baulich-investiven Ansdtzen eine tragfahige Beteili-
gungs- und Anerkennungskultur an die Seite zu stellen, die
die aktive Beriicksichtigung unterschiedlicher Interessen-
lagen ermoglicht. Beispielsweise kann es sinnvoll sein, eine
Lenkungsgruppe auch dann einzurichten, wenn es (noch)
keinen Verfiigungsfonds gibt. Durch deren paritétische
Besetzung kann die partnerschaftliche Kooperation der
Akteure angestofRen und verstetigt werden.
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3.2 Instrumente der Programmumsetzung

Integrierte Stadtentwicklung ,umfasst eine rdumliche,
zeitliche und sachliche Abstimmung und Vernetzung
unterschiedlicher politischer Handlungsfelder und Fach-
planungen, um unter Vorgabe bestimmter (finanzieller)
Instrumente zuvor diskutierte und definierte Ziele zu er-
reichen. Die frithzeitige und umfassende Einbindung aller
auch auflerhalb von Politik und Verwaltung stehender,
far die nachhaltige Stadtentwicklung relevanter Akteu-
re spielt dabei eine herausragende Rolle“ (BMVBS 2007,
S. 15). Kern des Zentrenprogramms ist die Anwendung
eines integrierten Handlungsansatzes.

Integriertes Handeln vollzieht sich auf mehreren Ebenen
(vgl. Abbildung 12): Es geht um das Zusammendenken
raumlicher Beziige (vom Objekt im Stadtquartier bis zur
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Abstimmung und
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Abbildung 12: Dimensionen integrierten Handelns
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Gesamtstadt und zur Stadtregion) mit einer akteursiiber-
greifenden, einer zeitlichen (prozessorientierten) sowie
einer ressort-, funktions- und ressourcentiibergreifenden
Dimension. In der Literatur werden neben der Einbin-
dung aktivierender und kooperativer Ansitze vor allem
die ressort- und themeniibergreifende Biindelung und
Koordinierung von Zielen, Finanzmitteln und Vorhaben
herausgestellt (vgl. Ritter 2007, S.1).

Im folgenden Kapitel 3.2.1 wird zunachst auf die integrier-
ten Entwicklungskonzepte eingegangen. Erginzt wird das
spezifische Instrumentarium des Zentrenprogramms durch
das Zentrenmanagement und den Verfiigungsfonds, denen
die Kapitel 3.2.2 und 3.2.3 gewidmet sind.
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3.2.1 Integrierte stadtebauliche Entwicklungskonzepte

- Integrierte Handlungsansatze bilden den programmatischen Kern bei der Umsetzung der MalRnahmen im Zentrenprogramm.
Ein umfassend integrierter Anspruch ist erfiillt, wenn sowohl die Prozessebene, als auch die raumliche, die funktionale, die
sach- und akteursbezogene Ebene hinreichend miteinander verkntpft werden.

- Zentrales Instrument integrierten Handelns ist das integrierte stadtebauliche Entwicklungskonzept. GemalR Verwaltungs-
vereinbarung Stadtebauférderung ist dieses explizite Fordervoraussetzung. Die Erarbeitung kann mit Finanzhilfen aus dem

Programm unterstltzt werden.

- Die Zahl der fertiggestellten integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzepte steigt kontinuierlich. Im Programmjahr
2012 lag fiir rund 70 Prozent der Fordergebiete ein solches Konzept vor. Die Konzepte haben sich somit in den Kommunen

als Grundlage fiir die Zentrenentwicklung etabliert.

- Insbesondere in jenen Landern, in denen die Erstellung eines integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzepts forderfahig
ist, ist in den meisten Programmkommunen eine fundierte Basis fir die inhaltliche, raumliche, zeitliche und 6konomische
Koordination der Zentrenentwicklung vorhanden - integriertes Handeln als Strategie der Zentrenstarkung setzt sich zuneh-

mend durch.

Die Erarbeitung integrierter stidtebaulicher Entwick-
lungskonzepte stellt einen programmatischen Anspruch
und eine Fordervoraussetzung des Zentrenprogramms
dar: ,,Fordervoraussetzung ist ein unter Beteiligung der
Biirgerinnen und Biirger erstelltes integriertes stid-
tebauliches Entwicklungskonzept, in dem Ziele und
Mafinahmen im Fordergebiet dargestellt sind.“ Dabei
wird die Entwicklung der Gesamtstadt mit in den Blick
genommen: ,,Das Entwicklungskonzept ist in ein gegebe-
nenfalls bereits vorhandenes gesamtstadtisches Konzept
einzubetten bzw. davon abzuleiten, die Aktualitét des
Entwicklungskonzepts ist sicherzustellen (VV Stadtebau-
forderung 2013, Artikel 7(2))

Bei der Aufstellung der Entwicklungskonzepte werden zu-
néchst die Ziele eines integrierten Entwicklungsprozesses
gemeinsam mit relevanten Akteuren der Stadtentwicklung
und unter Beriicksichtigung tiberortlicher Rahmenbedin-
gungen formuliert. Die Konzepte benennen weiterhin Ent-
wicklungsschritte, Schliisselmaffnahmen, Finanzierungs-

moglichkeiten und Monitoringansitze, mit deren Hilfe die
Ziele erreicht werden konnen.

Die Aktualitit der Konzepte ist fiir eine erfolgreiche Um-
setzung entscheidend. Wirkungsvolle Zentrenentwicklung
lasst sich insbesondere dann realisieren, wenn die Konzepte
regelmafiig an Veranderungen der Bestandssituation ange-
passt werden. Ein weiterer Erfolgsfaktor fiir die Qualitét des
Entwicklungsprozesses ist die spezifische Ausrichtung der
Konzepte auf den mehrdimensionalen integrierten Prozess
der Zentrenentwicklung. Hier hat sich in den Jahren seit
Beginn des Zentrenprogramms viel bewegt: Die Zahl der
fertig gestellten integrierten stidtebaulichen Entwicklungs-
konzepte ist kontinuierlich gestiegen. Mittlerweile liegen sie
in mehr als zwei Dritteln aller Férdergebiete vor.* Rund 80
Prozent dieser Konzepte sind seit 2008 entstanden. Sie sind
also sehr aktuell.!! Integrierte stidtebauliche Entwicklungs-
konzepte haben sich somit in den Kommunen als Grund-
lage fiir die Zentrenentwicklung etabliert. Insbesondere jene
Konzepte, die in jiingster Zeit explizit fiir die Durchfithrung

10 Das in der VV Stadtebauforderung festgeschriebene Vorliegen eines integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes als Férdervoraussetzung wird von den meisten Landern so aus-
gelegt, dass das Konzept nicht zwingend bereits bei Aufnahme in das Programm vorliegen muss, sondern dass es ausreicht, wenn es in den ersten Jahren der Programmumsetzung erarbeitet

und beschlossen wird.

11 Quelle: Auswertung der Begleitinformationen des Programmjahrs 2012 durch die Bundestransferstelle.
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der FordermafRnahme des Zentrenprogramms erstellt wur-
den, zeichnen sich durch einen individuellen Zuschnitt auf
das spezifische Profil des Programms aus.

In den meisten Landern muss bei Aufnahme des Forder-
gebiets in das Zentrenprogramm zunichst kein integriertes
stadtebauliches Entwicklungskonzept vorliegen, da dies
Fordergegenstand ist. Dementsprechend handelt es sich bei
jenen Fordergebieten, die derzeit noch kein beschlossenes
Entwicklungskonzept haben, in der Regel um Neuauf-
nahmen aus jiingster Zeit sowie um Gebiete, in denen die
erforderlichen Beschliisse in Vorbereitung sind, so dass die
Zahl der Entwicklungskonzepte in den kommenden Jahren
weiter ansteigen wird.

In den Liandern, in denen die Erstellung eines integrierten
Entwicklungskonzeptes mit Mitteln des Zentrenpro-
gramms unterstltzt wird, liegen in bis zu 100 Prozent der
Fordergebiete aktuelle integrierte stadtebauliche Entwick-
lungskonzepte vor.

Der Bund hat im Jahr 2013 zur Unterstiitzung der Kommu-
nen bei der Erstellung integrierter stidtebaulicher Ent-
wicklungskonzepte einen Leitfaden vorgelegt (vgl. BMVBS
2013). Auch einige Lander unterstitzen die Programm-
kommunen gezielt bei der Erarbeitung der Konzepte

durch Leitfiden und Arbeitshilfen.!? Auch wenn sich diese
nicht ausschlieflich auf das Zentrenprogramm beziehen,
enthalten sie hilfreiche Anregungen zum Aufbau und zur
moglichen Ausgestaltung der Konzepte. Es zeigt sich, dass
die Nutzung dieser Arbeitshilfen positiv auf die Qualitat des
integrierten Handlungsansatzes wirkt und dazu beitrégt,
eine umsetzungsfihige Strategie zu entwickeln.

Integrierte Ansétze - Kern der Programmumsetzung

Die Analyse ausgewihlter Konzepte und ihrer Umsetzung
zeigt, dass in vielen Gebieten des Zentrenprogramms

ein integrierter Ansatz im Mittelpunkt steht. Riumlich
integrierte, ressort- und akteurstibergreifende Handlungs-
konzepte, verstanden als Ergebnis eines kooperativen

Planungsprozesses, stellen somit das zentrale Instrument
ftir die Umsetzung der Fordermafinahmen im Zentrenpro-
gramm dar (vgl. Kloss 2012, S. 134ff.).

Sowohl die Erstellung als auch die Umsetzung eines
integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzeptes ist
flr die verantwortlichen Akteure in den Programmkom-
munen ein anspruchsvoller Prozess. Strategisches Denken,
Bewusstsein iber die Priorititen der Stadtentwicklung,
Kommunikationsfahigkeit und die Bereitschaft zur Beteili-
gung sind entscheidend, damit ein zielgerichtetes und um-
setzungsfahiges Konzept entsteht. Zahlreiche Programm-
kommunen im Zentrenprogramm, die einen integrierten
Prozess angestofien haben und mit der Umsetzung des
Konzeptes begonnen haben, zeugen davon, dass dies gelin-
gen kann. Die einzelnen Ebenen integrierten Handelns sind
dabei in unterschiedlicher Intensitét ausgepragt. Damit
reagieren die Kommunen auch auf die unterschiedlichen
Rahmenbedingungen und Herausforderungen vor Ort.

Die Beobachtungen und Analysen aus der Programm-
begleitung zeigen, dass die akteursbezogene Integration

in zahlreichen Konzepten umfassend angelegt ist. Etwas
weniger ausgeprigt scheint bislang die Integration und
Abstimmung unterschiedlicher sektoraler bzw. funktiona-
ler Ebenen zu sein, die jedoch besonderen Stellenwert fiir
die tragfahige und nachhaltige Aufwertung der Zentren
hat (vgl. Kapitel 3.1.1 Funktionsvielfalt und Versorgungs-
sicherheit). Insbesondere in jenen Programmkommunen,
denen es gelingt, in ihren integrierten stidtebaulichen
Entwicklungskonzepten Einzelmaffnahmen zu definieren,
die sich auf mehrere Handlungsfelder der Zentrenentwick-
lung beziehen, ist eine erfolgreiche Umsetzung im Sinne
des integrierten Ansatzes zu vermuten. Es fallt auf, dass der
inhaltliche Ausloser fiir die Konzepterstellung bzw. fiir die
Aufnahme ins Zentrenprogramm in vielen Féllen direkt
mit einer als problematisch empfundenen Entwicklung im
Einzelhandel verkniipft ist, so beispielsweise in Pinneberg
(Schleswig-Holstein), Baunatal (Hessen), Biren und Rade-
vormwald (NRW). Andernorts spielt die Konkurrenz durch
Nachbargemeinden im Hinblick auf den Einzelhandel

12 Entsprechende Ansitze, die sich explizit auf das Zentrenprogramm beziehen (Saarland, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern) wurden bereits im Ersten Statusbericht vorgestellt; weitere
Arbeitshilfen, die nicht ausschlieRlich auf das Zentrenprogramm ausgerichtet sind: Ministerium fir Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes Brandenburg 2012, Ministerium fiir Wirt-
schaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 2012, Sichsisches Staatsministerium des Innern 2005, Ministerium fiir Bau, Landesentwicklung und Verkehr

Thiringen 2008.
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eine wichtige Rolle, wie in Freising (Bayern) oder in Hanau
(Hessen). Bei der Zieldefinition und der Konkretisierung
der Manahmen sind die Konzepte dann jedoch durchweg
deutlich breiter aufgestellt und leiten aus der Einzelhan-
delsproblematik integrierte Mafnahmenbiindel ab, die sich
auch auf andere Handlungsfelder beziehen.

So definiert z.B. das integrierte stidtebauliche Hand-
lungskonzept fiir die Stadtmitte in Baunatal die Starkung
des Einzelhandelsstandortes als ibergeordnetes Ziel,

um die Innenstadt zu beleben. Vorhaben zum Umbau
offentlicher Einrichtungen, zur Stirkung der Wohnfunk-
tion, zur Neuorganisation von Verkehrsraumen und zur
Aufwertung des 6ffentlichen Raumes, bei denen unter-
schiedliche Zielgruppen (Familien, Senioren) bewusst in
den Blick genommen werden, erginzen diesbeziigliche
Mafinahmen. Auch Dinslaken (NRW) verfolgt, ausgelost
durch problematische Entwicklungen im Einzelhandel im
Hauptgeschaftsbereich, eine Entwicklungsstrategie, die
nicht nur den Einzelhandel betrachtet, sondern auch die
angrenzenden Wohnquartiere in den Blick nimmt. So sind
auch Mafinahmen zur Aufwertung des Wohnumfeldes
geplant. Hierzu zdhlen die Begriinung von Straflenziigen,
die Aufwertung von Griinflichen und eines Spielplatzes
sowie die Entwicklung von untergenutzten Flachen zur
Starkung der Wohnfunktion.

Einen umfassenden Ansatz verfolgt das integrierte stadte-
bauliche Handlungskonzept fiir das Stadtzentrum von
Biiren. Hier werden baulich-gestalterische Mafinahmen
durch MafRnahmen zur Starkung kooperativer Ansétze, der
Wohnfunktion und des Einzelhandels erganzt. Die Forder-
mafinahme wird zudem in gesamtstadtische und stadtre-
gionale Entwicklungsprozesse eingebunden (vgl. Praxisbei-
spiel Seite 76).

Umsetzung der integrierten stadtebaulichen Konzepte

Zwischen den in den Entwicklungskonzepten verankerten
integrierten Maftnahmen und der tatsdchlichen Umsetzung
bestehen allerdings vielerorts noch Diskrepanzen. Es gibt
unterschiedliche Griinde, warum die Umsetzung von gut
durchdachten konzeptionellen Ansétzen scheitert: In eini-
gen Fillen, insbesondere wenn es um grofRere Projekte geht,
fehlt es schlicht an den notwendigen finanziellen Ressour-
cen. In diesem Zusammenhang wird oft die Abhéngigkeit

von zahlungskréftigen Investoren genannt. Sie kann dann
im Extremfall dazu fiihren, dass trotz klarer Priorititen
plotzlich ganz andere Mafdnahmen Vorrang bekommen,
weil sich dafiir leichter ein Investor finden lasst. Fiir Vertrau-
en und Akzeptanz sind solche Erfahrungen kontraproduktiv,
weil bei vielen Akteuren, die sich zuvor mit grofiem Engage-
ment an der Erarbeitung der Konzepte beteiligt haben, der
Eindruck entsteht, das Konzept gelte nur so lange, bis ein
Investor kommt, der etwas anderes realisieren mochte.

Um solche Riickschldge zu vermeiden, sollte das integrierte
stddtebauliche Entwicklungskonzept nicht lediglich als
Fordervoraussetzung erarbeitet werden. Vielmehr sollten
unanfechtbare Beschliisse dafiir Sorge tragen, die Ziele der
Zentrenentwicklung tatsdchlich umzusetzen und dafiir das
Konzept als anerkannte Handlungsgrundlage zu verwen-
den. Um dies zu erreichen, ist es sinnvoll, in den Konzepten
Strategien fiir einen flexiblen Umgang mit wegbrechenden
Schlisselprojekten aufzuzeigen.

Beispiele wie die bayerische Kleinstadt Altotting zeigen,
dass es gelingen kann, einen ausgepragt integrierten
Handlungsansatz erfolgreich umzusetzen. Konzeptionelle
Grundlage ist das Entwicklungskonzept Aktive Innenstadt
Altotting. Es verkniipft unterschiedliche Handlungsfelder
miteinander, wobei insbesondere stidtebauliche Ansitze
und Ansétze zur Einzelhandelsstarkung stark ausgepragt
sind. Auch die Handlungsfelder Verkehr, Freiraum und
Infrastruktur spielen eine wichtige Rolle. Unterschied-
liche Akteure sind am Entwicklungsprozess beteiligt und
die Mafnahmen im Zentrenprogramm sind mit ande-
ren innerstadtischen Entwicklungsprojekten verkniipft.
Besonders hervorzuheben sind die Befragungen von
Anwohnern und Einzelhdndlern als Grundlage fiir das
Entwicklungskonzept. Ein weiteres Beispiel ist die Stadt
Gistrow in Mecklenburg-Vorpommern. Ausgehend von
bereits vor Einfiihrung des Zentrenprogramms initiierten
Ansitzen zur Revitalisierung der historischen Altstadt im
Rahmen des Programms Stadtumbau Ost hat sie in ihrem
Entwicklungskonzept explizit festgeschrieben, den Wohn-
standort Innenstadt zu starken. Realisierte Sanierungen
von historischen Gebduden, teils unter Denkmalschutz
stehend, zeugen vom Erfolg dieses Ansatzes, der allerdings
nur eintreten konnte, weil Glistrow die Mittel mehrerer
Forderprogramme gezielt auf wenige kleinrdumige Quar-
tiere der historischen Altstadt konzentriert. Die Aufwer-
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Abbildung 13: Verkniipfung unterschied-
licher Funktionen im Zentrum und den
angrenzenden Stadtquartieren

Quelle: Stadt Biiren 2009, S. 73

Abbildung 14: Plan des Entwicklungs-
konzeptes zur stadtebaulich-raumlichen
Struktur

Quelle: Stadt Biiren 2009, S. 43

Sanierte Stadtvilla mit altersgerechtem
Wohnangebot und Begegnungsstatte

Biiren (Nordrhein-Westfalen)

Integriertes Handlungskonzept ,Kernstadt Biiren®

Nach dem Beschluss des integrierten Handlungskonzeptes im Sommer 2009
erfolgte die Aufnahme des Altstadtkerns von Biiren (8.600 Einwohner) ins
Zentrenprogramm. Das Konzept zeichnet sich durch einen umfassend an-
gelegten integrierten Handlungsansatz aus.

Die Starkung des Zentrums und seiner Funktionen ist gesamtstadtisch und
regional eingebettet. Die Programmumsetzung kniipft an laufende Prozesse
der Stadtentwicklung sowie bereits existierende Akteurskonstellationen und
Beteiligungsformen an, die im Rahmen der Erarbeitung eines integrierten
landlichen Entwicklungskonzeptes und eines Leitbildes bereits zuvor entstan-
den sind. Das Konzept greift bereits diskutierte Themen auf und trigt zu einer
Ergidnzung, Strukturierung und systematischen Verkniipfung bei.

Auf Basis einer umfassenden, sektoral tibergreifenden Analyse sozialrium-
licher Daten leitet das Konzept finf Handlungsfelder ab (Stddtebaulich-raum-
liche Struktur, Bevolkerungsstruktur, Verkehrsstruktur, Wirtschaftsstruktur,
Grun- und Freiflichenstruktur). Beispielhaft fiir die integrierte Betrachtung
und Verbindung von Handlungsfeldern ist das Thema ,,Bevolkerungsstruktur®
Hier wird in der Analyse detailliert auf die aktuelle und zukiinftige Bevol-
kerungsstruktur in der Gesamtstadt, im Ortsteil Biiren (Kernstadt) und im
Fordergebiet eingegangen. Aus den ermittelten Daten, vor allem im Hinblick
auf die Uberalterung der Bewohnerschaft in Teilbereichen des Férderge-
biets, lassen sich bauliche Maffnahmen ableiten. Sie sollen das Zentrum als
Wohnstandort aufwerten und dem Verlust wertvoller Bausubstanz und der
Abwanderung von Bewohnern entgegen wirken. Dieser Ansatz verkniipft

die Themen Bevolkerungsstruktur und Alterung mit den Handlungsfeldern
Stadtgestalt, Infrastruktureinrichtungen und Wohnen. Saniert werden soll
zum Beispiel ein denkmalgeschiitztes Gebaude, verbunden mit der Schaffung
altersgerechten Wohnraums und einer Begegnungsstitte.

Ein Schwerpunkt der Starkung des Zentrums liegt auf baulich-gestalterischen
Mafinahmen, erginzt durch eine Starkung kooperativer Ansétze, der Wohn-
funktion und des Einzelhandels. Angaben zur Fordermittelbtindelung, die
Benennung privater und 6ffentlicher Verantwortlichkeiten zur Umsetzung
der Maftnahmen und die Benennung von Realisierungszeitraumen zielen auf
die Umsetzungsorientierung des Konzeptes und verdeutlichen seinen ressort-
und akteursiibergreifenden Ansatz.

Quelle: Stadt Biiren 2009
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tung des Wohnstandortes ist mit einer Profilierung als Ort
flr qualitativ anspruchsvolles Seniorenwohnen gekoppelt.
Darauf zielt u.a. das Projekt ,,Das vierte Viertel®, das viel-
faltige Wohn- und Lebensangebote der Altenhilfe anbietet.
Ein Pflegeheim, eine Tageseinrichtung, ein Gemeinschafts-
haus und 30 betreute Seniorenwohnungen gruppieren sich
an drei separaten Standorten, begrenzt durch die Hauser-
reihen von vier Straflen, um den zentralen, geschiitzten
Innenhof, der bei Bedarf fiir Ruhe und Abschirmung sorgt.
Hier konnten somit unterschiedliche Ziele - attraktives
Wohnen, Aufwertung stadtbildpragender Gebidude, Stabi-
lisierung der Sozialstruktur und Funktionsvielfalt - durch
ein integriertes Projekt umgesetzt werden.

Einbindung integrierter Entwicklungskonzepte in
gesamtstddtische Stadtentwicklungsstrategien

Einige Programmkommunen richten mit Aufnahme

in das Zentrenprogramm und der Erstellung des integ-
rierten stidtebaulichen Entwicklungskonzeptes fiir das
Fordergebiet auch die Stadtentwicklungspolitik fir die
Gesamtstadt neu aus. In Freising (Bayern) 16ste die Er-
arbeitung des integrierten Konzeptes fiir das Férdergebiet
LAltstadt“ auch die Erstellung eines gesamtstiadtischen
Entwicklungskonzeptes aus. Ziel ist die Einbindung der
Uberlegungen zu einer Stirkung der Altstadt in gesamt-
stadtische Prozesse. Das Konzept fiir die Altstadt entstand
unter intensiver Beteiligung der Biirgerinnen und Biirger
sowie weiterer relevanter Akteure. Hieran wird nun bei der
Erarbeitung des Stadtentwicklungskonzeptes angekntpft.
Auch Hallstadt (Bayern) und Bad Liebenwerda (Branden-
burg) sind Beispiele far einen Impuls aus den Férderge-
bieten des Zentrenprogramms zur Stirkung integrierten
Handelns auf gesamtstadtischer Ebene. Damit konnen
sich diese Kleinstddte auch als Ankerpunkte in der Region
stabilisieren.

Andere Kommunen greifen mit Aufnahme in das Zen-
trenprogramm auf bestehende Strukturen integrierter
Stadtentwicklung zurtick. In Ludwigsburg, seit 2008 Pro-
grammkommune im Zentrenprogramm, wird seit Jahren
intensiv integrierte Stadtentwicklungspolitik betrieben.
Die Ziele und die Umsetzung der Schliisselprojekte in
der Fordermafinahme wurden aus der gesamtstadtischen
integrierten Entwicklungsstrategie abgeleitet (vgl. Praxis-
beispiel Seite 78).

Auch die Férdermafinahme ,Fokus Saale“ in Bernburg

in Sachsen-Anhalt ist in eine gesamtstadtische Stadtent-
wicklungsstrategie eingebettet. Das Handlungskonzept

fir die Innenstadt baut auf dem strategischen Konzept zur
gesamtstadtischen Entwicklung der Stadt Bernburg auf, das
mit Fortschreibung des Stadtentwicklungskonzeptes 2009
beschlossen wurde (vgl. Praxisbeispiel Seite 35).

Die Stadtstaaten Hamburg und Berlin haben auf gesamt-
stadtischer Ebene zur Stirkung integrierter Stadtent-
wicklung und Biindelung der Férderprogramme eigene,
spezifische Steuerungsmodelle entwickelt, in die die For-
dermafinahmen des Zentrenprogramms eingebettet sind.
Das ,Rahmenprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung
(RISE)* in Hamburg (vgl. www.hamburg.de/rise, Zugriff: Ok-
tober 2013) sowie die Strategie ,Aktionsraume plus“ in Ber-
lin (vgl. www.stadtentwicklung.berlin.de, Zugriff: Oktober
2013) definieren jeweils groflere raumliche Einheiten, die

in der Regel mehrere Fordergebiete umfassen und in denen
gezielt Aktivititen und Fordermittel konzentriert werden,
um die sozialrdumliche und stddtebauliche Entwicklung zu
unterstiitzen. Diese beiden Ansétze zeigen jedoch auch die
Grenzen der raumlichen Integrationsbemiihungen auf: In
der Umsetzungspraxis zeigt sich, dass die Koordination der
unterschiedlichen Ebenen (Senat, Bezirke, Fordergebiete)
und der in ihnen téitigen Akteure einen erheblichen Abstim-
mungsaufwand verursacht, der Ressourcen bindet, die dann
an anderer Stelle nicht mehr zur Verfiigung stehen.

Der integrierte Handlungsansatz im Fordergebiet Berlin-
Miillerstrafle, einem Stadtteilzentrum im Ortsteil Wedding,
zeigt die Einbettung der Mafinahme im Zentrenprogramm
in den gesamtstadtischen Kontext und verdeutlicht, welche
Synergien durch die Verbindung von quartiersbezogenen
mit gesamtstadtischen Entwicklungsstrategien entstehen
konnen. Die Fordermafinahme im Zentrenprogramm baut
raumlich auf Konzepten unterschiedlicher Bezugsebenen
(gesamtstadtische Ebene, Bezirksebene und Fordergebiets-
ebene) auf, die von verschiedenen Ressorts, teilweise auch
in ressortiibergreifender Zusammenarbeit, erstellt wurden.
Die sozialstrukturelle Betrachtung greift auf die Daten des
Berliner Monitoring Soziale Stadtentwicklung zurtick. Die
Akteure im Fordergebiet Millerstrafie verfolgen somit
einen prozessorientierten, integrierten Ansatz mit einem
Schwerpunkt auf die soziale Stadtentwicklung. Gutachten
und sektorale Konzepte, darunter ein Verkehrs- und Gestal-
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Zentrum des Fordergebietes ,,Untere
Stadt“; AuRengastronomie auf dem neu
geschaffenen Hochschul-Campus; neue
Wohnbebauung in Innenstadtnéhe (von
oben nach unten)

Ludwigsburg (Baden-Wiirttemberg)

Raumlich-konzeptionelle Integration der
,2unteren Stadt“ in die Gesamtstadt

Die Stadt Ludwigsburg verfolgt sowohl gesamtstddtisch als auch bezogen

auf das Fordergebiet im Zentrenprogramm einen umfassenden integrierten
Handlungsansatz: Im Jahr 2006 begann die Erstellung eines gesamtstadti-
schen Stadtentwicklungskonzeptes (SEK). Der vertiefende Masterplan ,,Offen-
sive Innenstadt” aus dem Jahr 2006 ist die Grundlage fiir die Mafinahmen im
Fordergebiet ,,Untere Stadt“ des Zentrenprogramms.

Das SEK und die vertiefenden Masterplanen definieren den tibergeordneten
Rahmen fiir die zuktnftige Stadtentwicklung in Ludwigsburg. Daraus ergeben
sich Auswirkungen auf die Entwicklung einzelner Stadtteile und Zentrums-
bereiche. Gleichzeitig werden im Fordergebiet durch seine zentrale Lage und
die tiber das Quartier hinausreichende Bedeutung Impulse fiir die weitere ge-
samtstadtische Entwicklung gesetzt. Die Strategie besteht deshalb darin, Ziele
und Mafinahmen im Fordergebiet konsequent in die allgemeinen Leitbilder
und Ziele der Stadtentwicklung zu integrieren. Die Umsetzung von Mafinah-
men und Instrumenten auf Quartiersebene kann somit zur gesamtstadtischen
Entwicklung beitragen.

Integrierte Stadtentwicklung ist in Ludwigsburg ein lernender Prozess: Dazu
zdhlt nicht nur, dass die Konzepte und Programme durch die Stadt regelmifig
evaluiert, fortgeschrieben und ggf. korrigiert werden. Auch hat die Verwaltung
ein eigenes Referat ,Nachhaltige Stadtentwicklung® als Stabsstelle eingerich-
tet. Dieses zeichnet fiir den Leitbildprozess sowie die Stadtteilentwicklung,
Sanierungsmafinahmen, Wirtschaftsférderung und weitere koordinierende
Aufgaben verantwortlich. Teil dieser Stabsstelle ist die Abteilung ,Integrierte
Stadtentwicklung®, in der die Steuerung des SEK-Prozesses, integrierte Stadt-
erneuerungs- und Stadtentwicklungsverfahren sowie das Management der
Stadtebauforderung im Mittelpunkt stehen.

Die Biindelung dieser Aufgabenfelder tiber Fachverantwortlichkeiten hinweg
ist die wesentliche Besonderheit in Ludwigsburg. Das dadurch ermaoglich-

te ressortiibergreifende Handeln jenseits etablierter Strukturen bildet die
Grundlage einer tragfihigen integrierten Stadtentwicklung. Zudem begleitet
eine kontinuierliche Biirgerbeteiligung mit einer Vielzahl zielgruppenspezifi-
scher Formate den Prozess. Hier ist besonders die Zukunftskonferenz hervor-
zuheben.

In Ludwigsburg erhalten die Biirger die Moglichkeit, ihre Ideen eigenstdndig
umzusetzen, und Entscheidungsprozesse transparent nachzuvollziehen. Dies
tragt zur Akzeptanz der Stadterneuerungsmafinahme und Starkung der Iden-
tifikation mit dem Stadtteil bei.

Quelle: Bereisung durch die Transferstelle und Gesprache vor Ort, Vortrag ,,Mitgestaltung und Aneignung 6ffentlicher Réume*
von Frank Lehmpfuhl, Stadt Ludwigsburg, Transferwerkstatt ,Offentliche Raume in lebendigen Stadt- und Ortsteilzentren®
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Abbildung 15: Integrierter Entwicklungsprozess Ludwigsburg

Quelle: Eigene Darstellung

tungskonzept sowie ein Kommunikationskonzept, bauen
auf den Handlungsfeldern des integrierten stadtebaulichen
Entwicklungskonzept auf (vgl. Praxisbeispiel Seite 43).

Hervorzuheben ist, dass das integrierte stidtebauliche Ent-
wicklungskonzept wie in den anderen Berliner Programm-
gebieten kontinuierlich durch ein Prozessmanagement
begleitet und fortgeschrieben wird. Hierzu dienen jahrliche
Sachstandsberichte und Berichte zum Umsetzungsstand
der Manahmen in den verschiedenen Handlungsfeldern
sowie jahrliche Abstimmungsgesprache mit der zustin-
digen Senatsverwaltung, der Landestransferstelle Aktive
Zentren Berlin und Vertretern des Bezirks.

Fazit

Integrierte Konzepte haben inzwischen eine grofe Verbrei-
tung erlangt: Integriertes Handeln setzt sich zunehmend
durch. Sie sind allerdings noch nicht tiberall vorhanden und
unterscheiden sich in ihrer Qualitit. Insbesondere dort, wo
die Kommunen unter Inanspruchnahme von Férdermitteln
Konzepte im Kontext des Zentrenprogramms erarbeiten,
zeichnen sie sich meist durch einen umfassenden integrier-
ten Ansatz und eine Betonung kooperativer Elemente aus.

Nur wenige Linder fordern das Vorliegen eines beschlosse-
nen Konzepts bereits als zwingende Voraussetzung bei der
Programmaufnahme. Die Ergebnisse der Programmbeob-
achtung zeigen, dass dort, wo dies gefordert wird, oftmals
nur sehr knappe Konzepte entstehen, die nur selten den
komplexen Anforderungen an ein integriertes Entwick-
lungskonzept im Sinne der Programmstrategie des Zentren-
programms gentigen.

Der fiir den Erarbeitungsprozess benotigte Zeitraum hangt
dabei insbesondere von der Nutzbarkeit ggf. bereits vorlie-
gender Konzepte ab. Vor allem die Initiierung von Koope-
rationsstrukturen kann dabei der Konzeption vorgeschaltet
sein, gerade wenn diesbeziigliche Aktivititen von Schliissel-
akteuren vor Ort den Ausgangspunkt fiir die Planung der
Fordermafinahme gebildet haben. Die bisherigen Erfahrun-
gen in den Programmkommunen zeigen, dass ein derartiger
Ablauf grofe Vorteile bietet, weil er erlaubt, die Vorbereitung
und Umsetzung der Férdermafinahme frithzeitig kooperativ
anzugehen. Vielerorts sind jedoch die Ablaufe in der Zent-
renentwicklung noch nicht hinreichend darauf ausgerichtet,
eine kontinuierliche Reflexion und Fortschreibung der Kon-
zepte zu gewihrleisten. Dies ist aber ebenso eine wichtige
Voraussetzung fiir das Gelingen der Fordermafinahme.
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3.2.2 Zentrenmanagement

- Handlungsgrundlage des Zentrenmanagements ist das integrierte stadtebauliche Entwicklungskonzept. Hieraus werden
Schwerpunkte und Aufgaben der Arbeit des Zentrenmanagements abgeleitet. Je nach Schwerpunkten und Themenbereichen
sind unterschiedliche Kompetenzen erforderlich. Das Zentrenmanagement im Zentrenprogramm tragt zu einer ganzheitlich-

integrierten Herangehensweise bei.

- Das Zentrenmanagement unterscheidet sich vom ,klassischen“ Projektmanagement vor allem durch seinen stérker aktivie-

renden Charakter.

- Dem kooperativen Ansatz des Zentrenprogramms entsprechend werden die unterschiedlichen Akteursgruppen in den
gemeinsamen Prozess einer integrierten Zentrenentwicklung eingebunden. Eine transparente Organisationsstruktur mit
gleichbleibenden Ansprechpartnern, geregelte und verbindliche Zustandigkeiten sowie eine handlungsorientierte Einbindung
in das Verwaltungsgeschehen bilden die Basis eines effizienten Zentrenmanagements.

- Erfolgsfaktoren fiir das Zentrenmanagement sind die Verknlipfung organisatorischer und kommunikativer Fahigkeiten, die
Weiterentwicklung bewéhrter Organisationsformen sowie die personelle und inhaltliche Vernetzung im Stadtteil.

- Eine aktivierende Ausgestaltung erfolgt insbesondere in den Programmkommunen jener Lander, die durch Leitfaden,
Arbeitshilfen und intensive Begleitung bei der Umsetzung der FérdermaRnahmen unterstiitzt werden. Vielerorts kénnte

diese Steuerungsfunktion noch ausgebaut werden.

- In den Stadt- und Ortsteilzentren haben sich unterschiedliche Organisationsformen fiir ein Zentrenmanagement herausge-
bildet: die Beauftragung eines externen Dienstleisters, die Anbindung des Zentrenmanagements an bestehende Institutionen
(z.B. Vereine), die Ansiedelung innerhalb der kommunalen Verwaltung oder die Kombination unterschiedlicher Modelle.

Eine zentrale Rolle bei der Umsetzung der kooperativen
und integrierten Ansitze des Zentrenprogramms spielt die
Einrichtung und Ausgestaltung des Zentrenmanagements.
Es kniipft an das Gebiets- oder Stadtteilmanagement der
klassischen Stadterneuerung (Sanierungstriger) oder das
Quartiersmanagement der Sozialen Stadt an. Das Zentren-
management im Zentrenprogramm kennzeichnet eine
ganzheitlich integrierte Herangehensweise, was zu entspre-
chend komplexen Aufgaben fithrt. Handlungsgrundlage
auf der lokalen Ebene ist der integrierte Handlungsansatz,
abgeleitet aus den Problemen und Potenzialen vor Ort. Im
Idealfall wirkt das Zentrenmanagement als Motor einer
integrierten Zentrenentwicklung und steht im Mittelpunkt
der Organisationsstruktur der Fordermafinahme.

Die Bezeichnung des Zentrenmanagements unterschei-
det sich von Land zu Land (beispielsweise Kernbereichs-
management in Hessen). Weit verbreitet ist auch die

Bezeichnung ,,Citymanagement®, die in der Verwaltungs-
vereinbarung VV Stadtebaufoérderung als Bezeichnung

ftr forderfahige Mafnahmen im Zentrenprogramm
verwendet wird (vgl. VV Stadtebauférderung 2013, Artikel
7(3)). Neben Citymanagement verwenden die Stadte und
Gemeinden auch Bezeichnungen wie Stadtteilmanage-
ment, Stadtteilzentrenmanagement, Magistralenmanage-
ment, Geschiftsstraflenmanagement, Gebietsmanagement
oder Prozessmanagement. Auch der aus dem Programm
Soziale Stadt bekannte Begriff des Quartiersmanagements
kommt im Zentrenprogramm vor. Trotz unterschiedlicher
Bezeichnungen besteht jedoch Einigkeit dartiber, dass sich
ein Zentrenmanagement von einem ,klassischen® Projekt-
management vor allem durch seinen starker aktivierenden
und betreuenden Charakter unterscheidet. Im Unterschied
zum Verstindnis des Citymanagements geht es beim
Zentrenmanagement nicht nur um die Einbindung und
Koordination von Aktivititen im Einzelhandels-, Dienst-
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Integrierter Handlungsansatz

Problem- und Potenzialanalyse

!
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Abbildung 16: Einbindung des Zentrenmanagements in die Zentrenentwicklung

Quelle: Eigene Darstellung

leistungs- und Stadtmarketingbereich, sondern um die
Kooperation mit einem breiten Akteursspektrum und die
Begleitung eines weit geficherten Handlungsansatzes.

Verortung des Zentrenmanagements

Das Zentrenmanagement stellt idealerweise eine inter-
medidre Instanz zwischen Kommune, Lenkungsgruppe,
Bewohnern und nicht-staatlichen Akteuren dar. Dem
kooperativen Ansatz des Zentrenprogramms entsprechend
(vgl. Kapitel 3.1.6 Partnerschaftliche Zusammenarbeit)
werden die unterschiedlichen Akteure und Gruppen in den
gemeinsamen Weg einer integrierten Zentrenentwicklung
eingebunden. Eine transparente Organisationsstruktur mit
gleichbleibenden Ansprechpartnern, geregelte Verantwort-
lichkeiten und verbindliche Zustiandigkeiten sowie eine
handlungsorientierte Einbindung in das Verwaltungsge-
schehen bilden die Basis eines effizienten Zentrenmanage-
ments. Die verlidssliche Erreichbarkeit durch ein Biiro vor
Ort ermoglicht die Ndhe zu den Akteuren im Fordergebiet.
Doppelstrukturen sollten vermieden und vorhandene
Netzwerke und Institutionen genutzt werden.

Wie dies gelingen kann, zeigt das Fordergebiet Georg-
Schwarz-Strae in Leipzig. Hier hatte sich schon vor

der Aufnahme in das Zentrenprogramm ein vielfiltiges
Akteursnetzwerk entwickelt und etabliert, das aus privaten
Investoren, verschiedenen Stadtteilvereinen, Gewerbetrei-
benden, Bewohnerinnen und Bewohnern, Vertretern der
Stadtverwaltung und Grundstiickseigentiimern besteht.
Diese Akteurskonstellation wurde bei der Etablierung

des Magistralenmanagements berticksichtigt. Besonderer
Wert wird auf die Einbeziehung bestehender kreativer und
sozialer Initiativen der Biirgerschaft im Stadtteil gelegt. Ziel
ist, eine ,Stadtteilentwicklung von unten® zu férdern und
das vorhandene Engagement zu stirken, zu steuern und
nachhaltig zu sichern (vgl. Praxisbeispiel Seite 82).

Anforderungen an das Zentrenmanagement

Die erforderlichen Qualifikationen und Aufgabenprofile
flir das Zentrenmanagement leiten sich aus dem inte-
grierten Handlungsansatz sowie aus den unterschiedlichen
Handlungsfeldern der Zentrenentwicklung ab. Neben einer
Koordinierung des Wirkens unterschiedlicher Akteure und
ihrer Interessen ist die Verkniipfung unterschiedlicher
raumlicher Betrachtungsebenen (Gesamtstadt - Zentrum

- Parzelle) Aufgabe des Zentrenmanagements. Die Anforde-
rungen an ein Zentrenmanagement sind sowohl fachlicher
als auch kommunikativer Art. Die Kompetenzen in der
Steuerung komplexer Verfahren und in der Moderation
von Prozessen sind Voraussetzung fiir ein erfolgreiches
Zentrenmanagement. Da sich die inhaltlichen Schwer-
punkte der Zentrenentwicklung von Férdergebiet zu For-
dergebiet unterscheiden, ist es wichtig, dass die jeweiligen
Ansprechpartner beim Zentrenmanagement tiber fachliche
Qualifikationen mit einem inhaltlichen Bezug zur Steue-
rung der konkreten MafRnahme verfiigen.

Die Aufgaben des Zentrenmanagements orientieren sich

am integrierten Ansatz des Programms und umfassen u.a.
folgende Elemente: Aktivierung unterschiedlicher Akteurs-
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Blick in die Georg-Schwarz-Stralle; Team
des Magistralenmanagements vor dem
Stadtteilladen; StraRenfest (von oben nach
unten)

Leipzig (Sachsen)

Erfolgreiche Netzwerkarbeit in der Georg-Schwarz-StraRRe

Die Georg-Schwarz-StraRe verlauft im Westen Leipzigs durch die Stadtteile
Leutzsch und Lindenau. Die ca. 2,5 Kilometer lange Geschiftsstrafie ist eine
wichtige Verkehrsachse, an der sich Ladenlokale und 6ffentliche Einrichtun-
gen (u. a. Schulen, Krankenhaus, Rathaus) konzentrieren. Die Kombination aus
der hohen Verkehrsbelastung und einem gleichzeitigem Riickgang der Versor-
gungsfunktion und Zentralitét fiihrte zu Bedeutungsverlusten wie Méngeln
im Erscheinungsbild, unsanierter Bausubstanz und hohen Leerstandsquoten
in den Geschiften und angrenzenden Wohnquartieren. Diesen Problemen
wird mit Mitteln des Zentrenprogramms entgegengewirkt. Grundlage ftr das
Fordervorhaben ist ein integriertes Stadtteilentwicklungskonzept aus dem
Jahr 2011, das in einem zweijdhrigen Planungs- und Abstimmungsprozess
gemeinsam mit Akteuren des Stadtteils erarbeitet wurde.

Mitte 2011 wurde das Zentrenmanagement, hier Magistralenmanagement
genannt, eingerichtet. Es ist ein Kooperationsprojekt zwischen einem beauf-
tragten Planungsbiiro, dem Stadtteilverein Lindenau und dem Kulturverein
kunZstoffe, die im Auftrag der Stadt agieren. Das Team des Magistralenma-
nagements setzt sich aus ehrenamtlichen Vertretern dieser lokalen Initiativen
und Mitarbeitern des beauftragten Biiros zusammen. In Leipzig gelingt es
dadurch, die Interessen lokaler Akteure unmittelbar in die Programmsteue-
rung einfliefen zu lassen.

Das Magistralenmanagement vernetzt Akteure, bindet sie in die Zentrenent-
wicklung ein, aktiviert Engagement und koordiniert und steuert die Prozesse
entlang der Georg-Schwarz-Strafle. Damit sollen Leerstinde abgebaut, die
Funktionsvielfalt entlang der Strafe gestarkt und der Stadtteil stabilisiert
werden. Die Unterstiitzung von Einzeleigentiimern und von Hausprojekten,
die in Eigenregie Gebdude sanieren und selbst nutzen wollen, stellt einen
Schwerpunkt der Arbeit des Magistralenmanagements dar. Als Anlaufstel-

le vor Ort wurde ein Biiro mit regelmafiigen Sprechstunden eingerichtet.
Wichtige Kommunikationsmedien sind darber hinaus die Internetseite, der
monatliche Newsletter, regelméflige personliche Besuche der Magistralenma-
nagerin bei Gewerbe und Handel, Informationsstinde zu wichtigen Festen im
Leipziger Westen und offene Themenabende. Das Magistralenmanagement
koordiniert den Verfiigungsfonds und organisiert regelmafige Treffen des
Magistralenrats (Vergabegremium fiir den Verfiigungsfonds) und des Kern-
teams (Lenkungsgruppe aus Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen) sowie
themenspezifischer Arbeitsgruppen. Es ist gelungen, ein partnerschaftliches
Verhiltnis zu den relevanten Akteuren aufzubauen und sich als wichtiger An-
sprechpartner im Stadtteil zu etablieren. Durch erfolgreiche Netzwerkarbeit
werden Projekte angestoffen und die Entwicklungen im Sinne einer ganzheit-
lichen Starkung des Stadtteilzentrums gesteuert.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes und Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle
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Abbildung 17: Organigramm der Interessensgemeinschaft ,interesSAND“

Quelle: www.interessand.net

gruppen, analytische und konzeptionelle Arbeit, Koordi-
nation und Biindelung von Aktivitidten, Moderation und
Vermittlung zwischen den lokalen Akteuren, Initiierung
und Steuerung von 6ffentlichkeitswirksamen Aktivitaten.
Dort, wo sich das Zentrenmanagement eher an einem
marketing-orientierten Citymanagement-Ansatz orientiert,
wird der Schwerpunkt auf Aktivititen zum Erhalt attrak-
tiver Einkaufs-, Dienstleistungs- und Kulturangebote, zur
Starkung des Standortes, zum Ausbau der wirtschaftlichen
Infrastruktur, zur Verbesserung des Investitionsklimas,
Einzelhandelsmanagement, Marketing und Vorbereitung
und Durchfiihrung von ,Events“ gelegt. In solchen Fillen
ist das Zentrenmagement oftmals mit der kommunalen
Wirtschaftsforderung verkniipft. Einige Kommunen tiber-
tragen dem Zentrenmanagement aber auch die gesamte
Steuerung der Fordermafinahme und setzen damit einen
weit umfassenderen Ansatz um.

Organisationsformen

Die Organisationsform und Ausgestaltung eines Zentren-
managements ist von den lokalen Ausgangsbedingungen
und Herausforderungen abhéingig. Dementsprechend
haben sich in den Fordergebieten unterschiedliche Organi-
sationsformen herausgebildet.

Die Beauftragung eines externen Dienstleisters ist am
héufigsten vorzufinden, wie in den Hamburger und
Berliner Fordergebieten und in vielen weiteren Programm-
kommunen. Gerade in grofReren Stidten erfordert die
effektive Steuerung der komplexen Prozesse im kontinu-
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ierlichen Kontakt mit den Zentrenakteuren einen hohen
Zeitaufwand, der von der kommunalen Verwaltung im
»lagesgeschaft” nicht immer moglich ist. Auch fiir kleinere
Kommunen, wie Grebenstein in Hessen mit ca. 6.000 Ein-
wohnern (vgl. Praxisbeispiel Seite 84), ist dies hilfreich, da
wegen begrenzter personeller Ressourcen eine Entlastung
beim Zentrenmanagement erforderlich ist.

Beispiel fiir die Umsetzung der Férdermafinahme durch
ein beauftragtes Biiro in intensiver privat-6ffentlicher
Kooperation ist Bamberg-Sand (Bayern). Die ,Interessenge-
meinschaft interesSAND.. ist hier Tragerin des Zentrenma-
nagements (in Bamberg als Straflenmanagement bezeich-
net) und verwaltendes Gremium fir den Verfiigungsfonds.
Aufgabe des Strafenmanagements ist die Herausgabe

der Quartierszeitschrift ,,Sandblatt, die Organisation der
regelmifigen ,Runden Tische“ zur Vernetzung von Ideen
und Aktionen sowie die Kommunikation zwischen den Ge-
werbetreibenden und Hauseigentiimern. Hinzu kommen
zyklisch wiederkehrende Aktivitdten wie die Organisation
verschiedener Markte im Quartier, aber auch die Beratung
zu Freischankmobiliar und Schaufenstergestaltung.

Die Nutzung bestehender Strukturen stellt eine grofe
Chance fiir das Zentrenmanagement dar, die Fordermaf-
nahmen moglichst ressourcensparend und akteursnah um-
zusetzen. Vorhandene Zusammenschliisse wie Stadtmar-
ketingvereine, Werbegemeinschaften, Biirgerinitiativen,
Heimatvereine oder gesetzlich verankerte Standortgemein-
schaften wie Business-Improvement-Districts (BID) oder
Immobilien- und Standortgemeinschaften (in Nordrhein-
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Diskussion in der "lokalen Partnerschaft";
neugestaltete Platzflache auf ehemali-
ger Brache; hoher Sanierungsbedarf bei
stadtbildprigenden Gebauden (von oben
nach unten)

Grebenstein (Hessen)
Zentrenmanagement in einer Kleinstadt

Die Altstadt von Grebenstein (Landkreis Kassel) steht beispielhaft fiir viele
kleinere Stadte im Zentrenprogramm, die bei der Programmumsetzung auf
ein aktives Zentrenmanagement unter Einbeziehung der lokalen Akteure
setzen.

Seit 2010 hat ein externer Dienstleister die Aufgaben des Kernbereichsma-
nagements iibernommen. Dazu zdhlen die Steuerung der Gesamtmafinah-
me sowie Moderation und Offentlichkeitsarbeit im Rahmen der konkreten
Projekte. Aulerdem koordiniert und moderiert das Kernbereichsmanagement
die Umsetzung des ,integrierten Handlungskonzeptes® (IHK) mit allen am
Prozess Beteiligten. Es tibernimmt auch das Finanzierungsmanagement der
Gesamtmafinahme.

Es wurde ein eigener Internetauftritt unter www.grebenstein-aktiv.de ein-
gerichtet, vor Ort werden regelméfige Sprechzeiten angeboten. Das Kern-
bereichsmanagement arbeitet in enger Kooperation mit der Verwaltung und
der Politik. Hier ist insbesondere das bei der Stadtverwaltung angesiedelte
Stadt- und Tourismusmarketing zu nennen. Die gemeinsamen Management-
und Marketingaktivitdten zielen darauf ab, die Attraktivitat in Handel und
Dienstleistungen zu steigern, neue Arbeitsplitze zu schaffen, die Identitat der
Kernstadt zu stirken sowie das regionale Image von Grebenstein als familien-
freundliche Fachwerkstadt in Nordhessen zu schirfen. Ganz zentral ist aber
auch die Kooperation mit der ,lokalen Partnerschaft®, einem Gremium, das
sich aus Vertretern der Wirtschaft, der Verwaltung und der Zivilgesellschaft
zusammensetzt. Die Kernaufgabe dieses Gremiums besteht darin, die im IHK
benannten Umsetzungsvorhaben weiter zu entwickeln. Dabei sind die Einbin-
dung und Vernetzung ortlicher Akteure, die Koordination unterschiedlicher
Interessen sowie die Forderung der Eigeninitiative Privater fiir die Biindelung
lokaler Ressourcen unerlésslich.

Im Rahmen eines Modellprojektes der Bundesinitiative ,Nationale Stadtent-
wicklungspolitik“ war bereits in den Jahren 2008 bis 2009 der Handlungsbe-
darf fiir die historische Altstadt in einem ergebnisoffenen Verfahren ermittelt
worden. Hierzu wurde die Biirgerschaft mit Begehungen, Aktionstagen und
Arbeitsgruppen stark in den Ideenfindungsprozess eingebunden. Die erste
Aufgabe des neu eingerichteten Kernbereichsmanagements bestand darin, die
Projekte des erarbeiteten Ideenkataloges auf Umsetzbarkeit und Nachhaltig-
keit zu priifen. Insgesamt ist das Kernbereichsmanagement dafiir zustindig,
die Akteure der Stadt und der Region in die einzelnen Entwicklungs- und Ent-
scheidungsprozesse der Programmumsetzung gezielt einzubinden.

Quelle: Bereisung des Programmgebietes und Gesprache vor Ort durch die Bundestransferstelle
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Westfalen) konnen hier zielfithrend genutzt werden, um
ggf. ein Zentrenmanagement dort anzusiedeln.

So werden in Miinster (Nordrhein-Westfalen) die bereits
bestehenden privaten Initiativen in die Umsetzung der
Fordermafinahme einbezogen, um als gemeinsames Ziel
die Entwicklung der Innenstadt zu unterstiitzen sowie
Projekte und Mafinahmen zu initiieren. Dazu zéhlen die
Initiative Starke Innenstadt“ (ISI) und die ,Immobilien-
und Standortgemeinschaft Bahnhofsviertel” (ISG). Diese
Initiativen haben bereits funktionierende Partnerschaften
aufgebaut, was die Kooperation der Stadt mit Privaten im
Rahmen des Zentrenprogramms erleichtert.

Auch eine Kombination unterschiedlicher Modelle kommt
vor Ort zum Einsatz. Das Prozessmanagement im Forder-
gebiet Berlin-Turmstrafie ist ein Beispiel daftr. Aufgrund
der hohen Zahl an Gewerbetreibenden und Einzelhdndlern
wurde dort, wie auch in allen anderen Berliner Forderge-
bieten, neben dem Prozessmanagement ein Geschéftsstra-
fRenmanagement eingerichtet. Wahrend sich das Geschafts-
straRenmanagement auf die Aktivierung und Vernetzung
der Handler konzentriert, ist das Prozessmanagement vor
allem fiir koordinierende und moderierende Aufgaben und
fiir die Offentlichkeitsarbeit zustindig.

Ein bei der Stadtverwaltung angesiedeltes Zentrenma-
nagement stellt derzeit eher eine Ausnahme dar. Eines der
wenigen Beispiele ist die Stadt Viernheim (Hessen), die -
zeitlich befristet - eine Vollzeitstelle fiir das Kernbereichs-
management geschaffen hat. Hierdurch konnte der sonst
anfallende Abstimmungsbedarf zwischen Externen und
Verwaltung reduziert werden.

Viele Lander unterstiitzen ihre Programmkommunen durch
Leitfaden, Arbeitshilfen und eine intensive Begleitung bei der
Ausgestaltung des Zentrenmanagements. Gute Beispiele sind
die Handreichungen aus Hessen und dem Saarland. Dort
finden sich, aufbauend auf Hinweisen zu den integrierten
stadtebaulichen Entwicklungskonzepten, den Verfligungs-
fonds und allgemeinen Anforderungen an die Umsetzung
der Mafinahmen im Zentrenprogramm, ausfithrliche Aus-
sagen explizit zur Ausgestaltung des Zentrenmanagements:
Der saarldndische Leitfaden zum Zentrenprogramm enthélt
einen Abschnitt zur Akteurs- und Kooperationsstruktur in
Gebieten des Zentrenprogramms. In der Ausgestaltung eines

| Integriertes Handlungskonzept
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Abbildung 18: Rolle des Kernbereichsmanagements und der lokalen
Partnerschaft in Hessen

Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an: Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr
und Landesentwicklung 2009, S. 20

Zentrumsmanagements raumt das Land den Kommunen
grofde Freiheiten ein. Der Leitfaden enthalt zudem eine de-
taillierte Beschreibung des Tatigkeitsfeldes und der erforder-
lichen Kompetenzen eines Zentrumsmanagements (vgl. Mi-
nisterium fiir Umwelt, Energie und Verkehr des Saarlandes
2010). Die Leitlinien des Landes Hessen unterscheiden zwi-
schen einem verpflichtenden Kernbereichsmanagement und
einem optionalen Citymanagement. Es wird den Programm-
kommunen freigestellt, das Kernbereichsmanagement und
das Citymanagement zu btindeln und an einen Beauftragten
(bzw. an eine Arbeitsgemeinschaft) zu vergeben, um beide
Leistungen aus einer Hand zu erbringen (vgl. Hessisches
Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung
2009). Aber auch eine intensive Betreuung der Programm-
kommunen, wie zum Beispiel durch die Bezirksregierungen
in Bayern, unterstiitzt die Programmkommunen bei der
Initilerung und Umsetzung des Zentrenmanagements.

Fazit

Fiir alle Organisationsformen des Zentrenmanagements
gilt, dass es in die organisatorischen und inhaltlichen
Strukturen vor Ort eingebunden sein muss. Fur die Ausge-
staltung und Einbindung des Zentrenmanagements kann
es jedoch keine Musterlésung geben, da dies immer ab-
héngig von den lokalen Gegebenheiten und von konkreten
Problemlagen und Potenzialen ist.
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3.2.3 Verfiigungsfonds

- Die Bedeutung des Verfligungsfonds bei der Umsetzung des Zentrenprogramms nimmt stetig zu. Insgesamt ist in etwa

einem Drittel der Fordergebiete ein Verfligungsfonds eingerichtet. Das Instrument ist hinsichtlich seiner formalen Ausgestal-
tung und seiner Méglichkeiten jedoch nach wie vor nicht ausreichend breit kommuniziert.

In einigen Kommunen wird der Aufwand im Verhaltnis zu den erreichbaren Wirkungen als zu hoch eingeschétzt, was oftmals
die groRte Hirde fiir die Anwendung des Instrumentes darstellt.

Verbreitung und Ausgestaltung des Instruments variieren sehr stark in den einzelnen Landern. Neben Bayern haben sich die
Lander Brandenburg, Saarland und Nordrhein-Westfalen als Schwerpunkte herauskristallisiert.

Bei der Akquise der privaten Anteile des Verfligungsfonds zeigt sich ein breites Spektrum an positiven wie negativen Er-
fahrungen. Letztlich hdngt eine erfolgreiche Akquise stark vom individuellen Engagement der lokalen Akteure und von der
Akzeptanz und Uberzeugungsfahigkeit einzelner Persénlichkeiten ab. Zusitzlich sind nach wie vor ganz konkrete Probleme
bei der Abwicklung (z.B. steuerliche Abzugsfahigkeit) und Fondsverwaltung (projektgebundene oder nichtprojektgebundene
Akquise) zu lésen.

Ein interessanter Kofinanzierungsansatz zeigt sich in einigen Fordergebieten, in denen die privaten Fondsanteile tiber Instru-
mente wie beispielsweise die Business-Improvement-Districts (BID) gespeist werden (ISG in Nordrhein-Westfalen, INGE in
Hessen). Durch eine solche Kombination ist es in Einzelfallen auch moglich, mit Hilfe der Verfligungsfonds gréRere investive
Vorhaben zu finanzieren. Dessen ungeachtet bleibt das zentrale Ziel der Verfligungsfonds, lokale Akteure zu mobilisieren und

in die Prozesse der Zentrenentwicklung einzubinden.

Mit der Einfiihrung des Programms Aktive Stadt- und
Ortsteilzentren im Jahr 2008 wurde das Angebot zur
Einrichtung von Verfiigungsfonds als Instrument zur
privat-6ffentlichen Kooperation im Zentrenprogramm
geschaffen. Seit 2010 ist es moglich, dieses Instrument
auch in den anderen Programmen der Stadtebauférde-
rung einzusetzen.

Der Verfiigungsfonds ist ein hoheitliches Anreizinstru-
ment fir partnerschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Ziel, iber die konventionelle Gebaudeerneuerung hinaus
privates Engagement und private Finanzressourcen fiir
den Erhalt und die Entwicklung zentraler Stadtbereiche
zu aktivieren. Unterschiedliche Akteure in den Stadt-
und Ortsteilzentren sollen insbesondere dabei gefordert
werden, Kooperationen aufzubauen und sich selbst zu
organisieren. Der Verfligungsfonds ermoglicht einen lokal
angepassten Einsatz von Mitteln der Stadtebauférderung
und eine flexible Umsetzung ,eigener” Projekte in den
Fordergebieten.

Grundlage fir den Einsatz des Verfiigungsfonds ist die
Verwaltungsvereinbarung VV Stidtebauférderung im
Zusammenhang mit den jeweiligen Forderrichtlinien
der Lander. Jede Programmkommune kann einen Ver-
figungsfonds einrichten, sofern dies die Forderrichtli-
nien des jeweiligen Landes zulassen. Den Gesamtetat des
Verftigungsfonds legt die Gemeinde jahrlich fest. Jeder
Euro, der aus privatem Vermogen in den Verfiigungs-
fonds eingezahlt wird, wird mit einem Euro aus dem
Etat der Stadtebauférderung (Bund, Land, Kommune)
bezuschusst. Dabei darf der Anteil aus Mitteln der Stad-
tebauférderung von Bund, Liandern und Kommunen 50
Prozent des Gesamtetats in der Regel nicht tiberschrei-
ten. Mit diesem 6ffentlichen Anteil diirfen ausschlief3-
lich investive, investitionsvorbereitende und investi-
tionsbegleitende Mafinahmen finanziert werden. In
besonderen Ausnahme- bzw. Einzelfillen ist es moglich,
bis zu 100 Prozent des Verfiigungsfonds aus Mitteln der
Stadtebauférderung von Bund, Lindern und Gemeinden
bereitzustellen.
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Der private Anteil des Verfligungsfonds kann beispielsweise
von Akteuren der lokalen Wirtschaft, Grundstiicks- und
Immobilieneigentiimern, Privatpersonen oder von Immo-
bilien- und Standortgemeinschaften eingeworben werden.
Dabei kann es sich sowohl um férmlich festgelegte Immobi-
lien- und Standortgemeinschaften wie die BIDs in Hamburg
oder die ISG in Nordrhein-Westfalen handeln als auch um
andere Standortgemeinschaften, die nicht formaljuristisch
definiert sein miissen. Fiir den privaten Anteil kann die
Kommune aber auch zusitzliche Mittel aus ihrem Ver-
waltungshaushalt zur Verfiigung stellen. Diese zéhlen dann
formal ebenfalls als ,privater” Anteil, der aufier fiir Investi-
tionen und investitionsvorbereitende Mafnahmen auch fiir
nicht-investive Maffnahmen einsetzbar ist.

Uber die Verwendung der Gelder aus dem Fonds entschei-
det ein lokales Gremium in Eigenregie. Grundlage ist ein
abgestimmtes integriertes Entwicklungskonzept fiir das
Fordergebiet. Die generelle Anforderung an die Férderung
der MaRnahmen aus dem Verfiigungsfonds besteht darin,
dass sie den Zielen der Zentrumsentwicklung dienen.

Beim Zentrenprogramm unterscheidet sich das Instrument
des Verfligungsfonds vom Ansatz der Stadtteilbudgets (im
Kontext des Programms Soziale Stadt ebenfalls als Ver-
fugungsfonds bezeichnet). Der wesentliche Unterschied
zwischen Stadtteilbudget (Quartiersfonds) und Verfligungs-
fonds besteht darin, dass es beim Stadtteilbudget nicht

um eine privat-6ffentliche Kofinanzierung, sondern um

die lokale Verwaltung eines zu 100 Prozent aus Stadtebau-
fordermitteln gespeisten Etats zur Umsetzung von kleinen
und kleinsten Projekten im Stadtteil geht.

Forderung unterschiedlicher MaRnahmen aus dem
Verfiigungsfonds

Der durchschnittliche jahrliche Etat der Verfiigungsfonds
liegt bei circa 25.000 bis 30.000 Euro (nur Anteil Stadtebau-
forderung). Die Hohe des jahrlichen Verfigungsfonds-
Budgets steigt meist mit der Stadtgrofe.

Aus Mitteln von Verfiigungsfonds werden unterschied-
lichste Mafinahmen finanziert. Es handelt sich meist
nicht um grofRere investive Vorhaben, sondern eher um
»Mikro-Finanzierungen®, die jedoch einen hohen ideellen
Wert (Identifikation, AuRenwahrnehmung, ,Zusammen-

Verfligungsfonds: Einheitliche Sonnenschirme an der Marzahner
Promenade, Berlin

wachsen” der Akteure) aufweisen. Der Schwerpunkt liegt
bei Maflnahmen im 6ffentlichen Raum und der Offentlich-
keitsarbeit.

Im Rahmen eines Forschungsvorhabens des Bundes zu
Verfigungsfonds in der Stddtebaufdrderung, das sich
allerdings schwerpunktméfig auf die Verfiigungsfonds

des Programms Soziale Stadt bezieht, wird betont, dass das
finanzielle Volumen der Verfiigungsfonds keine vorrangige
Bedeutung habe. Der wesentliche Effekt von Verfiigungs-
fonds bestehe darin, das Thema Stadtentwicklung und
Stadtebauférderung in der Offentlichkeit zu verankern und
die Diskussion {iber stddtebauliche Aufwertungsstrategien
vor Ort zu beférdern (vgl. BMVBS 2012b, S. 11). Dieser Ein-
schitzung ist auch in Bezug auf das Zentrenprogramm zu-
zustimmen. Der investive Charakter der Verfiigungsfonds
ist angesichts der - im Vergleich zur finanziellen Ausstat-
tung des Programms insgesamt - geringen Summen eher
zu vernachlassigen. Dies gilt allerdings nicht fiir jene Fille,
in denen - wie in Nordrhein-Westfalen und auch in einzel-
nen anderen Programmkommunen - der private Anteil
von Verfligungsfonds an BID-dhnliche Institutionen wie
Standort- oder Werbegemeinschaften gekoppelt und somit
vergleichsweise hoch angesetzt werden kann. Wenn dies
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Blick Richtung Marktplatz; FuRgangerzone
aus den 1970er Jahren; aus dem Verfii-
gungsfonds unterstitztes Kino ,Lichtspie-
le“ (von oben nach unten)

Wadern (Saarland)

Aktionsgemeinschaft lenkt Verfligungsfonds

In Wadern zeigt sich, dass der Verfiigungsfonds Impulsgeber fiir eine Intensi-
vierung privat-o6ffentlicher Kooperationen und die Aktivierung von Engage-
ment sein kann. Die Initiierung von Projekten aus der Zivilgesellschaft und
die gemeinsame Finanzierung stirkt die aktive Teilhabe am Stadtentwick-
lungsprozess.

Seit dem Jahr 2011 gibt es in Wadern einen Verfiigungsfonds. Zuvor erfolgte
die Griindung der Aktionsgemeinschaft ,Zukunftsfihiges Wadern®, die die
Funktion einer Lenkungsgruppe tibernimmt. Sie begleitet den Umsetzungs-
prozess des Innenstadtentwicklungskonzeptes und nimmt zu den Einzelmaf3-
nahmen Stellung. Ihre Hauptaufgabe ist die Verwaltung des Verfiigungsfonds
und die Entscheidung tber die Forderung der eingereichten Projekte. Die
Aktionsgemeinschaft besteht aus 13 stimmberechtigten Mitgliedern, die ein
breites Interessenspektrum vertreten (Handel, Gewerbe, Hauseigentiimer,
soziale Einrichtungen, Kirche). In beratender Funktion nehmen Vertreter aus
Politik und Verwaltung an den 6ffentlichen Sitzungen der Aktionsgemein-
schaft teil.

Ziel ist, Projekte mit einem Volumen von 500 bis 3.000 Euro zu férdern, die
den Stadtkern als Handels-, Dienstleistungs- und Lebensort stiarken. Die
Einzahlungen in den Fonds erfolgen zweckgebunden. Im Jahr 2011 hatte der
Verfiigungsfonds ein Volumen von ca. 12.000 Euro 6ffentlicher Mittel. MafR-
nahmen mit einer Investitionssumme von ca. 25.000 Euro wurden umgesetzt.

Im Jahr 2012 ist das Volumen des Verfiigungsfonds deutlich gestiegen. Private
Mittel in Hohe von ca. 90.000 Euro wurden durch Gelder des Verfiigungsfonds
von ca. 43.000 Euro kofinanziert. Grofite Mafinahme ist die Sanierung der Fas-
sade und des denkmalgeschiitzten Turms der Allerheiligenkirche im Zentrum.
Uber den Verfiigungsfonds wurden fiir dieses Projekt 40.000 Euro 6ffentliche
Mittel bereitgestellt und durch 85.000 Euro Eigenmittel der Kirche (zum Teil
in Form von Spenden der Kirchgédnger) erganzt.

Mit der Wiederer6ffnung des Kinos ,Lichtspiele” im Stadtzentrum ist im
Herbst 2012 ein weiteres Projekt des Verfiigungsfonds umgesetzt. Betreiber
des Kinos ist der gemeinniitzige Verein ,Filmfreunde der Lichtspiele“ Mit den
Verfligungsfondsmitteln wurden die Erarbeitung eines Betriebskonzepts und
die Anschaffung eines Filmprojektors kofinanziert. Die Wiedererdffnung des
Kinos tragt zur Funktionsvielfalt im Zentrum bei.

Quelle: Bereisung des Fordergebietes und Vor-Ort-Gesprache durch die Bundestransferstelle
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der Fall ist, lassen sich auch grofere investive Vorhaben mit
Mitteln aus dem Verfiigungsfonds realisieren. Die hessische
Stadt Baunatal verfolgt einen solchen Weg; hier werden die
privaten Anteile des Verfiigungsfonds im Rahmen eines
INGE-Projektes® (BID-Aquivalent in Hessen) erhoben.

Beziiglich einer MindestgrofRe des Verfiigungsfonds wird
in den Ergebnissen des oben genannten Forschungsvor-
habens empfohlen, Budgets unter 5.000 Euro im Jahr zu
vermeiden, damit die Aufgaben der Geschiftsstelle in
einem angemessenen Verhaltnis zur Fondsgrofe bzw. zu
finanzierbaren Projekten stehen. Es wird weiterhin angera-
ten, ,Betrige ab 10.000 Euro jahrlich als Richtwert anzu-
nehmen, wenn der Fonds zivilgesellschaftliche Strukturen
effizient unterstiitzen soll.“ (Ebda,, S. 98) Dies gilt analog
auch fir das Zentrenprogramm.

Umsetzung der Verfligungsfonds in den Landern

Zuverlassige und vollstindige aktuelle Daten tiber die
Anzahl der eingerichteten Verfiigungsfonds im Zentren-
programm sowie systematische Informationen tiber deren
Umsetzung liegen bisher noch nicht vor. Die Auswertung
der Begleitinformationen zum Zentrenprogramm weist je-
doch auf eine tendenziell steigende Zahl der eingerichteten
Verfigungsfonds hin. Gegeniiber dem Programmjahr 2011,
in dem 26 % der laufenden Mafnahmen die Einrichtung
eines Verfiigungsfonds angaben, waren es im Programm-
jahr 2012 knapp 30 %.** Aus der Programmbegleitung ist
aber bekannt, dass die Zahl der Verfiigungsfonds hoher
liegt als in den Begleitinformationen angegeben.

Insgesamt weisen die Begleitinformationen des Jahres
2012 far Bayern, Saarland und Brandenburg einen iiber-
durchschnittlich hohen Verbreitungsgrad der Verfligungs-
fonds nach. Auch in Nordrhein-Westfalen und in Sach-
sen ist der Anteil der Férdermafnahmen, in denen ein
Verfiigungsfonds eingerichtet ist, hoher als im Bundes-
durchschnitt. Der Einsatz von Verfiigungsfonds ist tiberall

dort, wo die Lander die Kommunen durch Leitfiden und
Arbeitshilfen oder Veranstaltungen beim Erfahrungs-
austausch unterstiitzen, besonders erfolgreich. Hierzu
zdhlt die 2010 eigens verfasste Forderleitlinie fir die
Ausgestaltung der Verfligungsfonds in Bayern (dort unter
der Bezeichnung ,Projektfonds” verbreitet, vgl. Oberste
Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des In-
nern 2010). Auch im Leitfaden zum Zentrenprogramm im
Saarland wird der Verfiigungsfonds ausfithrlich themati-
siert (vgl. Ministerium fiir Umwelt, Energie und Verkehr
des Saarlandes 2010). Der Freistaat Sachsen hat im Jahr
2013 Anwendungshinweise zum Verfiigungsfonds ver-
offentlicht sowie Umsetzungsbeispiele im Internet und in
gedruckten Publikationen ausfihrlich dokumentiert (vgl.
Sachsisches Staatsministerium des Innern 2013). In Nord-
rhein-Westfalen ist die Zahl der Verfiigungsfonds sowohl
im Zentrenprogramm als auch in den anderen Stadtebau-
forderungsprogrammen in den letzten beiden Programm-
jahren tiberproportional angestiegen. Hier hat das Netz-
werk Innenstadt NRW eine eigene Arbeitsgruppe zum
Thema Verfiigungsfonds eingerichtet, um Erfahrungen
auszutauschen und eine Arbeitshilfe zu erarbeiten. Diese
soll noch 2013 veroffentlicht werden. Eine Besonderheit
in NRW ist, dass einige Verfiigungsfonds mit Immobilien-
und Standortgemeinschaften (ISG) gekoppelt werden: Der
private Anteil des Verfiigungsfonds wird in diesen Féllen
uber die ISG akquiriert. Bei gesetzlichen ISGen empfiehlt
das Land die zusitzliche Einwerbung von Stadtebaufor-
dermitteln zur Bildung eines Verfiigungsfonds nur dann,
wenn mit den Mitteln des Verfiigungsfonds ergdnzende

- ber die in dem Mafnahmen- und Finanzierungskon-
zept der gesetzlichen ISG hinausgehende - Maffnahmen
finanziert werden sollen.

Unter den ostdeutschen Landern verfiigt Brandenburg
iber den hochsten Anteil bereits eingerichteter Ver-
fligungsfonds. Auch auferhalb des Zentrenprogramms
werden in Brandenburg Verfiigungsfonds eingerichtet, bei-
spielsweise in Eberswalde und in Prenzlau.

13 Der Leitfaden zur Ausgestaltung des Zentrenprogramms in Hessen ermdglicht explizit die Verkniipfung der Innovationsbereiche nach dem Hessischen Gesetz zur Starkung von innerstadti-
schen Geschaftsquartieren (INGE) mit dem Verfiigungsfonds: ,Sofern die ortliche Satzung (nach § 3 INGE) eine entsprechende Mittelverwendung gestattet, kann der 6rtliche Aufgaben-
trager im jeweiligen Wirtschaftsplan finanzielle Beitrage zum Verftigungsfonds vorsehen. Diese wirken dann als Hebel fiir eine entsprechende Mittelaufstockung aus dem Programm Aktive
Kernbereiche. Durch eine solche Verkniipfung kénnen Vorteile fiir alle Beteiligten entstehen. Fiir die Programmkommune besteht der Vorteil darin, dass die Einspeisung der Mittel aus
dem INGE-Innovationsbereich die Zuwendung aus dem Programm erhéht oder - sofern keine anderen Mittel zur Verfiigung stehen - erst erméglicht. Vorteil aus Sicht der Eigentimer im
Innovationsbereich ist, dass durch die Aufstockung aus Programmmitteln mehr finanzieller Spielraum fiir Investitionen besteht, die ihrem Innovationsbereich zu Gute kommen kénnen.*

(Hessisches Ministerium fiir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2009, S. 25).

14 Quelle: Auswertung der Begleitinformationen des Programmjahrs 2012 durch die Bundestransferstelle.
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Lenkungsgruppe Verfiigungsfonds in Wiilfrath (Nordrhein-Westfalen)

In Baden-Wirttemberg, wo der Verfiigungsfonds bis 2012
nicht als Instrument der Stidtebauférderung vorgesehen
war, soll den Kommunen der Einsatz kiinftig ebenfalls
ermoglicht werden - es gibt allerdings noch keine Umset-
zungsbeispiele.

Die Stadtstaaten Berlin und Hamburg haben den Ver-
figungsfonds bereits vergleichsweise friih in fast allen
Fordergebieten eingefiihrt. In Berlin werden die Fonds als
Gebietsfonds bezeichnet und sind maximal auf 10.000 Euro
pro Jahr und Fordergebiet begrenzt. In den Hamburger
Fordergebieten liegt das Volumen der Verfiigungsfonds
einschlieflich der privaten Mittel bei bis zu 30.000 Euro.
Hier hat sich mittlerweile eine Routine in der Umsetzung
des Instrumentes und der Mittelakquise eingestellt; es gibt
regelmifig tagende Lenkungsrunden (diese fungieren
unter der Bezeichnung Stadtteilbeirat) und transparente
Entscheidungs- und Dokumentationsstrukturen in den
jeweiligen Gebieten.

Auf Landerebene finden sich zwar zahlreiche Anséitze zu
einem verstirkten Erkenntnistransfer, diese konnen jedoch
erst in den kommenden Jahren ihre Wirkung entfalten.

Im Jahr 2012 war eine Netzwerktagung der sachsischen
Gemeinden im Zentrenprogramm dem Austausch der
Programmkommunen zum Thema Verfiigungsfonds ge-
widmet. Der Bund und die Bundestransferstelle griffen

im September 2013 das Thema Verfiigungsfonds in einer
Transferwerkstatt auf, im Internet sind Zusammenfassung
und Présentationen der Referenten abrufbar.

Akquise privater Mittel und Einsatz der Verfligungsfonds
vor Ort

Eine besondere Herausforderung bei der Einfiihrung von
Verfigungsfonds ist die Akquise der privaten Mittel. Hier
existieren grundsatzlich zwei unterschiedliche Ansdtze: Die
projektbezogene Kofinanzierung ist derzeit noch weiter
verbreitet als die Akquise von Geldern in einen ,zweckof-
fenen“ Verfligungsfonds. In vielen Programmkommunen
wird argumentiert, dass Mittel fiir den Verfiigungsfonds bei
privaten Akteuren nur eingeworben kénnen, wenn damit
die Zusage zur Umsetzung konkreter Projekte verbun-

den ist. Die Verfligungsfonds im Fordergebiet Stadtkern
Wadern (Saarland; vgl. Praxisbeispiel Seite 88) oder auch in
Wiilfrath (Nordrhein-Westfalen) sind Beispiele fir solche
projektbezogenen Verfiigungsfonds.

Ein solches Vorgehen ist jedoch nicht zwingende Erfolgs-
voraussetzung, wie das Praxisbeispiel Radevormwald
(Nordrhein-Westfalen, Seite 91) zeigt: Es ist bei entspre-
chend ausgepragten Akteursstrukturen und einer enga-
gierten personellen Unterstiitzung durchaus moglich,
private Gelder auch ohne eine konkrete projektgebundene
Zuordnung zu akquirieren. Dies entspricht dem in der VV
Stadtebauférderung intendierten Ansatz, mit dem Verfii-
gungsfonds eine flexible Umsetzung des im integrierten
stadtebaulichen Entwicklungskonzept vorgeschlagenen
Mafinahmenkataloges zu unterstiitzen. Auf diese Art ist
auch gewahrleistet, dass die Mittel des Verfiigungsfonds
unabhingig von Einzelinteressen bestimmter Akteure
eingesetzt werden. Projektgebundene Verfiigungsfonds
sollten also nach Moglichkeit weiterentwickelt werden,
nicht zuletzt auch, damit nach Ablauf der Férderung ihre
Fortfithrung als selbsttragender Fonds gelingt. Hierfiir ist
eine projektunabhingige Zahlung von privaten Mitteln in
den Fonds erforderlich.

Ein wichtiger Aspekt bei der Umsetzung von Verfiigungs-
fonds ist die Erarbeitung und Verabschiedung lokaler Ver-
gaberichtlinien, in denen Antragstellung und Abwicklung
flir Vorhaben des Verfiigungsfonds definiert ist. Mehrere
Kommunen (beispielsweise Finsterwalde, Radevormwald,
Leipzig) haben solche lokalen Vergaberichtlinien erlassen
und diese auch als Muster 6ffentlich zur Verfiigung gestellt,
so dass hier ein praktischer Erfahrungstransfer geleistet
werden kann.
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Radevormwald (Nordrhein-Westfalen)
Verfiigungsfonds starkt kooperatives Handeln

Die Stadt Radevormwald, Mittelzentrum im Oberbergischen Kreis, gehort

zu den altesten Siedlungen im Bergischen Land. Zum Teil schwere struktu-
relle und stddtebauliche Defizite und Missstinde sowie die Zunahme von
Einzelhandelsleerstdnden in der Innenstadt fihrten zur Aufnahme in das
Zentrenprogramm im Jahr 2010. Aufgrund der zahlreichen Leerstinde in der
Innenstadt wurde ein City-Management eingerichtet. Die Einrichtung eines
Verfiigungsfonds soll die lokalen Akteure in ihrer Selbstbestimmung starken
und das vorhandene Engagement ausbauen.

Abstimmungen mit den wesentlichen Akteuren der Innenstadt (Einzelhand-
ler, Kreditinstitute, Betriebe, Verbande und Eigenttimer) fir die Realisierung
der Einzelmafinahmen des Handlungskonzeptes miindeten in Absichts-
erklarungen fiir finanzielle Beteiligungen am City-Management und am
Verfigungsfonds. Bereits in einem frithen Stadium konnten die notwendigen
finanziellen Mittel Privater fiir die Instrumente City-Management und Ver-
fugungsfonds eingeworben und sogar tibertroffen werden.

Die Einzahlung der Mittel erfolgte projektungebunden in Form von Mit-
gliedsbeitragen fiir den Verein City-Management Radevormwald e. V., der
2011 gegriindet wurde. Der Verein hat einen City-Manager beauftragt und
eine Jahresplanung fiir Projekte aus dem Verfiigungsfonds erarbeitet. Das
City-Management ibernimmt u.a. die Koordinierung und Abwicklung des
Verfligungsfonds. Es hat durch intensive Kommunikation und Netzwerkarbeit
die Initiierung des Verfiigungsfonds und die Einwerbung der privaten Mittel
begleitet.

Zur Ausgestaltung des Verfiigungsfonds hat die Stadt eine Vergabericht-
linie als Satzung erlassen, die konkrete Aussagen zu Fordervoraussetzungen
und Fordergegenstinden sowie zur Antragstellung, Entscheidungs- und
Ausschlusskriterien fir die Vergabe von Mitteln aus dem Verfiigungsfonds
enthalt.

Mit dem Verfiigungsfonds werden Mafnahmen aus den Themenfeldern Im-
mobilienmanagement, Veranstaltungen, Erreichbarkeit und Kommunikation
umgesetzt. Gemeinsam mit den sich beteiligenden gastronomischen Betrie-
ben wurden u. a. neue, zum umgestalteten Stadtbild passende Mdobel (Tische,
Sitzmobel, Sonnenschirme) fiir den AuRenbereich angeschafft.

Es hat sich gezeigt, dass die Kooperation zwischen Stadt und privaten Akteu-
ren in den Bereichen City-Management und Verfiigungsfonds gut funktionie-
ren kann. Intensive Kommunikationsprozesse und eine transparente Vorge-
hensweise sind dabei entscheidende Parameter.

Quelle: Recherche und Gesprache durch die Bundestransferstelle
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Ubergabe eines Bescheides zur Férderung aus dem Verfiigungsfonds
in Leipzig

Der Verfiigungsfonds im Fordergebiet Georg-Schu-
mann-Strafie in Leipzig (Sachsen) wird auch fiir private
Mafinahmen zur Behebung von Leerstinden erfolgreich
eingesetzt. Das erste mit seiner Hilfe realisierte Projekt
steht kurz vor der Fertigstellung: Saniert wurde ein zuvor
leer stehendes Ladenlokal des Eckhauses Georg-Schu-
mann-Strafie 224. Von den hierfiir benotigten 24.000 Euro
kamen 10.000 Euro aus dem Verfiigungsfonds. Hier er-
offnet ein Druckereifachgeschift.

In Arnstadt (Thiiringen) werden im Zentrenprogramm
schwerpunktmaiflig die Aufwertung des 6ffentlichen
Raumes, das biirgerschaftliche Engagement, neue Betei-
ligungsformen in lokalen Gremien und die Einbeziehung
von Standortgemeinschaften geférdert. Neben einem
Zentrenmanagement ist seit dem Jahr 2011 auch ein Ver-
figungsfonds eingerichtet. Mit dessen Mitteln wurden
unter anderem das Fest ,,Bach:Weihnacht“ und das jahrlich
stattfindende ,Bach Festival“ mit finanziert. Die Feste sind
sowohl Kulturveranstaltung als auch mit ihrer speziellen
Ausrichtung Bestandteil eines weiterreichenden Konzept-
ansatzes zur Belebung der Innenstadt. Neben der Stadt-
verwaltung und beauftragten Dritten beteiligen sich auch
Private und Bewohner an der Organisation der Feste.

Eine erfolgreiche Mittelakquise hingt meist stark vom
individuellen Engagement der lokalen Akteure und von der
Akzeptanz und Uberzeugungsfihigkeit einzelner Persén-
lichkeiten ab. Als problematisch hat sich in diesem Kontext
vielerorts die fehlende Moglichkeit herausgestellt, private
Einlagen in Verfiigungsfonds steuerlich abzusetzen. Die
steuerliche Berticksichtigung fallt allerdings in die Zustan-
digkeit der lokalen Finanzbehorden und wird von diesen
unterschiedlich gehandhabt.

Weiterhin handhaben die Bewilligungsbehérden die
Unterscheidung in investive, investitionsvorbereiten-

de und investitionsbegleitende Vorhaben auf der einen
Seite und nicht-investive Vorhaben auf der anderen Seite
offenbar unterschiedlich. Unterschiede gibt es nicht nur
zwischen den Landern, sondern auch zwischen den ver-
schiedenen Bewilligungsbehorden innerhalb eines Landes.
Mancherorts lassen sich daher flexible Losungen bei der
offentlichen Kofinanzierung umsetzen, die in anderen
Fordergebieten durch eine restriktivere Auslegung nicht
durchfithrbar sind. Hier wire aus Sicht des Erfahrungs-
transfers zwischen den Programmkommunen eine Verein-
heitlichung zwar wiinschenswert, lisst sich jedoch vermut-
lich nicht umfassend realisieren, da die Zustdndigkeit bei
den Landern liegt und die lokalen Rahmenbedingungen
voneinander abweichen. Auch ohne eine solche Vereinheit-
lichung kénnen aber oftmals durch Kommunikation mit
der Bewilligungsbehorde Losungen gefunden werden, um
die Forderfihigkeit zu gewéhrleisten. Grundvoraussetzung
ist, dass die Mafnahmen mit den Zielen der Zentrenent-
wicklung im Einklang stehen.

Fazit

Verfligungsfonds sind inzwischen in vielen Programm-
kommunen ein wichtiges Instrument zur Unterstiitzung
der Programmumsetzung. Gleichwohl kommt die Ein-
richtung eines Verfigungsfonds nicht fiir jede Programm-
kommune in Frage. Wenn die Einwerbung privater Mittel
gelingt und die Besonderheiten der Durchfiihrung bekannt
sind, kann das Instrument Verfiigungsfonds dazu beitragen,
dass sich durch gemeinsam getragene Vergabeentscheidun-
gen die Zusammenarbeit der Akteure intensiviert.
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4 Erfahrungen und Perspektiven
der Programmumsetzung

Nach tber fiinf Jahren Laufzeit hat das Zentrenprogramm
einen Umsetzungsstand erreicht, der erste Schliisse tiber
seine Leistungsfdhigkeit erlaubt. Auf Grundlage der Dar-
stellungen zur Umsetzung der Programmeziele sowie zur
Anwendung der spezifischen Instrumente sollen in diesem
Sinne Einschitzungen dartiber gegeben werden, inwie-
weit sich das Programm in seiner jetzigen Form bewahrt
hat und in welche Richtungen es weiterentwickelt wer-
den koénnte, um sinnvolle Beitrdge zu einer nachhaltigen
Stabilisierung und Attraktivitatssteigerung in Stadt- und
Ortsteilzentren zu leisten.

Dabei ist zu beachten, dass selbst in den Fordergebieten, die
bereits seit 2008 im Programm sind, in den meisten Fallen
noch eine ganze Reihe von vorgesehenen Einzelmafinahmen
ausstehen. Deshalb ist es derzeit noch nicht méglich, von
einer nachhaltigen Stabilisierung der Zentren im Programm
zu sprechen - diese wird erst mittelfristig zu erreichen sein.
Gleichwohl zeigen sich bereits vielerorts vielversprechende
Stabilisierungsanzeichen, die deutlich machen, wie die Res-
sourcen des Zentrenprogramms sinnvoll genutzt werden.

Der in diesem Statusbericht wiederholt herausgestellte
Befund, dass sich die Fordergebiete des Zentrenpro-
gramms vorwiegend in den Kernen kleiner und mittlerer
Stidte befinden und Stadtteil- bzw. Ortsteilzentren nur in
geringerem Umfang, haufig in grofleren Stadten, geférdert
werden, spiegelt die Situation der Zentren in Deutsch-
land insgesamt wider. Gerade kleinere, haufig peripher
gelegene Stadte sind in ihrer Zentrumsfunktion bedroht,
wiahrend Reurbanisierungstendenzen in Metropolregio-
nen die Hauptzentren grofierer Stadte sogar starken. [hre
Stadtteil- und Ortsteilzentren sind aber durchaus eben-
falls von Funktionsverlusten bedroht und Mechanismen
des Strukturwandels ausgesetzt. Das Zentrenprogramm
scheint insofern weitgehend treffsicher in denjenigen
Zentren zum Zuge zu kommen, die tiber zu geringe eigene
Ressourcen verfligen, um die aktuellen Herausforderungen
zu meistern. Ob es durch die Unterstiitzung des Zentren-
programms gelingt, in allen diesen Zentren eine tragfihige
Neudefinition der zentralen Rolle und eine nachhaltige
Stabilisierung der Funktionsvielfalt zu erreichen, muss zum
jetzigen Zeitpunkt noch dahingestellt bleiben.

Inzwischen ist anerkannt, dass der Ansatz des Zentren-
programm weit iiber die Férderung von krisenbedrohten

Einzelhandelsstandorten hinaus reicht. Die Férderung

von Funktionsvielfalt dient im Programm nicht nur dazu,
in Hauptgeschiftsbereichen Nutzungen zu ergénzen. Sie
stellt vielmehr auch die Voraussetzung dafiir dar, dass neue
Profile von Zentren jenseits des Einzelhandelsschwer-
punkts iberhaupt erst gedacht und operationalisiert
werden konnen. Dabei ist wichtig zu betonen, dass in vielen
historischen Altstddten eine Konzentration auf Hauptge-
schiftslagen stattgefunden hat, wihrend in Nebenlagen in
unmittelbarer Nahe hiufig die Wohnnutzung dominiert.
Letztere ist allerdings ihrerseits vielerorts mit Attrakti-
vitdtseinschrankungen konfrontiert, die sich wenigstens
teilweise durch die Interventionen der Stadtebauférderung
iberwinden oder mildern lassen.

Angesichts der Vielfalt der Zentrenstrukturen ist es von
grofier Bedeutung, dass die Moglichkeiten und Anfor-
derungen des Zentrenprogramms tiber die weitgehende
Beriicksichtigung der Programmziele, die Verbreitung
integrierter stddtebaulicher Entwicklungskonzepte und
die Anwendung kooperativer Ansitze breite Anerkennung
gefunden haben.

Bei der Umsetzung zeigt sich ein fiir die Programmlauf-
zeit typisches gemischtes Bild. Viele Kommunen nutzen
sehr frithzeitig die kooperativen Ansitze des Programms
und beziehen einen breiten Kreis von Akteuren und
Betroffenen in die Vorbereitung und Umsetzung der
Fordermafinahme ein. Integrierte Ansitze werden auf
unterschiedlichsten Ebenen verfolgt. Eine wichtige
Voraussetzung bilden dabei die integrierten stidtebauli-
chen Entwicklungskonzepte, die eine grofe Verbreitung
erlangt haben. Sie werden allerdings wesentlich ,weicher”
als etwa klassische Stadtentwicklungspldne angewendet.
Ihre Umsetzung ist noch nicht tiberall in voller Breite
erkennbar. Unterstiitzende Instrumente wie der Verfii-
gungsfonds verbreiten sich immer mehr, doch zeigen sich
auch Einsatzbarrieren, weil beispielsweise viele Kommunen
den Aufwand im Verhiltnis zu den damit erreichbaren
Wirkungen als zu hoch einschitzen. Dabei ist die Wirkung
der kooperativen Instrumente gar nicht unbedingt von der
Hohe der von ihnen bewegten Mittel abhiangig. Mindestens
tragen sie dazu bei, den Ansatz der Zentrenerneuerung auf
vielen Schultern zu verankern, die Stadtverwaltung bei

der Durchfiihrung zu entlasten und andere Beteiligte zu
aktivieren. Damit wird Vertrauen in die Fordermafnahmen
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geschaffen, das angesichts der manchmal nur in geringem
Maf? verfiigbaren Fordermittel fr private MaRnahmen
nicht unterschitzt werden sollte.

Wenngleich die Fordermafinahmen eine grof3e Bandbrei-
te an Einzelprojekten zur Starkung unterschiedlichster
Funktionen vorsehen, dominieren vielfach die Aufwertung
des offentlichen Raumes und von (6ffentlichen) Schliis-
selgebduden. In diesen Handlungsfeldern sind bereits
héufig mafigebliche Verdnderungen in den Fordergebieten
erkennbar, die zumindest die Voraussetzungen fir eine
Stabilisierung und Revitalisierung schaffen. Wie weit diese
Effekte dann tatsichlich eintreten, lasst sich allerdings
noch nicht in ganzer Breite erkennen.

Vor dem Hintergrund dieser Zwischenbilanz hat sich die
Anlage des Zentrenprogramms bislang in weiten Teilen be-
wihrt. Dennoch sollte nicht verkannt werden, dass einige
Programmeziele als sehr ehrgeizig eingeschitzt werden
missen. Bislang ist etwa in noch zu wenigen Forderge-
bieten zu erkennen, wie mittelfristig die Voraussetzungen
flir neue Wohnformen in den Zentren geschaffen werden.
Trotz einiger Bekenntnisse auf der Konzeptebene ist auch
die konkrete Umsetzung des Ziels Soziale Kohésion erst in
sehr vagen Konturen erkennbar.

Ansatz und Profil des Zentrenprogramms

Auch wenn weiterhin erhebliche Finanzhilfen fiir die
Bund-Lander-Stadtebauforderung aufgewendet werden,
hat sich doch in den letzten Jahren ein Teilrtickzug der
offentlichen Hand auf mehreren Ebenen vollzogen. Er ist
auch als eine Folge der schwierigen kommunalen Finanz-
situation und des reduzierten Personals in 6ffentlichen
Verwaltungen anzusehen. Dies betrifft insbesondere die
Schwerpunkte geférderter Maffnahmen, die verfiigbaren
Instrumente sowie die Steuerungsintensitit und Eingriffs-
tiefe. Dies ist am Zentrenprogramm beispielhaft ablesbar.

Im Hinblick auf die Art geférderter Maflnahmen zeigt
sich, dass das Zentrenprogramm weitgehend der etwa

seit der Jahrtausendwende herausgebildeten Praxis

folgt, 6ffentliche Fordermittel vorrangig fiir 6ffentliches
Eigentum einzusetzen. Auch wenn diese Schwerpunktset-
zung durch die Programmstrategie nicht vorgegeben ist,
schldgt sich die beschriebene Praxis im Zentrenprogramm

in den Investitionsschwerpunkten deutlich nieder: Sie
liegen bei der Umgestaltung offentlicher Verkehrswege
und Freiflichen sowie der Herrichtung wichtiger 6ffentli-
cher Gebaude.

Im Vergleich zum insgesamt eingesetzten Finanzvolu-
men riickt die Férderung der Sanierung privater Gebaude
dagegen eher in den Hintergrund oder sie beschrankt sich
auf kleinere kommunale Fassadenprogramme. Dies kommt
wiederum einer Beschriankung auf die 6ffentlich wahr-
nehmbaren Bereiche gleich. Vollsanierungen werden hin-
gegen kaum unterstiitzt, in einigen Landern auch explizit
ausgeschlossen. Diese Vorgehensweise ist insofern moglich,
als in vielen historischen Zentren bereits in fritheren Sanie-
rungsphasen eine umfassende Erneuerung mit Anpassung
der Wohngebiude an Neubaustandards erfolgt ist.

Das Zentrenprogramm verkdrpert sowohl in seiner grund-
satzlichen Schwerpunktsetzung auf die Férderung von
stadtbildpragenden Gebiuden als auch in seiner Um-
setzungspraxis in den Kommunen eine Hinwendung zu
einer gezielteren Forderung. Auf diese Weise ist es moglich,
auch mit begrenzten Mitteln eine Aufwertung in Gang

zu setzen, wenn die Aktivierung privater Eigentiimer fiir
eigene Investitionen gelingt oder wenn nur punktuelle
Problemsituationen in den Férdergebieten vorzufinden
sind. Es ist bislang noch nicht vollstindig absehbar, ob

die Missstdnde an der Gebaudesubstanz und die daraus
folgenden Attraktivitdtsdefizite gerade in kleineren Stadten
in Stagnations- oder Schrumpfungsregionen tatsichlich
durch private Investitionen iiberwunden werden kénnen.
Allerdings zeichnet sich zum jetzigen Zeitpunkt schon

ab, dass die bereitgestellten Férdermittel im Zentrenpro-
gramm in Verbindung mit der Schwerpunktsetzung der
Kommunen hiufig nicht die hinreichenden 6ffentlichen
Anreize fiir private Erneuerungsmafinahmen in groflerem
quantitativem Umfang darstellen.

Neben der Férderung baulich-investiver Mafinahmen,

die den Kern der 6ffentlich geférderten Stadterneuerung
bilden, wurde in den letzten Jahren eine Fiille von Manage-
mentansitzen entwickelt, die den Gedanken der Beratung
und Aktivierung der Beteiligten und Betroffenen in den
Mittelpunkt gestellt haben. Sie finden ihren Ausdruck
auch in professionellen Organisationsformen wie dem
Zentrenmanagement sowie in ehrenamtlichen Koopera-
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tionsgremien wie den Lenkungsgruppen, die insbesondere
ftr die Vergabe von Mitteln aus Verfiigungsfonds mitver-
antwortlich sind. Dariiber hinaus zeigt sich, dass auch die
im Aktivitatsspektrum des Zentrenmanagements liegende
Beratung und Vernetzung von Innenstadtkaufleuten oder
Immobilieneigentiimern wesentliche Angebote zur Befi-
higung privater Akteure bereitstellt. Damit gelingt es, diese
Akteursgruppen in die Lage zu versetzen, sich baulich-
investiv an der Stadterneuerung zu beteiligen.

Durch das Instrument des Verfiigungsfonds ist es gelungen,
auch nicht investive Mafinahmen in kleinerem Umfang als
erganzende Aktivitdten zur Stabilisierung und Revitalisie-
rung von Zentren zu fordern und dabei die Ideenvielfalt
der ortsansassigen Akteure zu entfalten.

Auf diese Weise wird die Idee integrierter Ansitze im
Zentrenprogramm mit Leben erfiillt. Gerade wegen der
traditionell vorhandenen und weiterhin angestrebten
Nutzungsvielfalt und Funktionsdichte konnen sich diese
nicht auf bauliche und gestalterische Aufwertungen be-
schrinken, sondern miissen sich auf ein breites Spektrum
von weitergehenden Ideen stiitzen. Dies gilt zunédchst im
Zusammenhang mit der Rolle der Zentren als Einzelhan-
delsstandorte, die nur iber besondere Profile in der Lage
sind, mit oftmals grofieren und stirker auf die Bedurf-
nisse des motorisierten Individualverkehrs ausgerichteten
Standorten an der stiadtischen Peripherie zu konkurrieren.
Dartiber hinaus lésst sich aber auch die Rolle der Zentren
als Orte hochster Dichte kultureller Angebote und sozialen
Austauschs gerade in gegenseitiger Ergdnzung baulich-in-
vestiver und weitergehender Ansétze stabilisieren.

Da mit den 6ffentlichen Mitteln des Zentrenprogramms
als Teil der Bund-Lander-Stadtebauférderung ausschlief3-
lich investive und investitionsvorbereitende Maf{nahmen
gefordert werden kénnen, sind moglichst optimale Vor-
aussetzungen fiir eine Biindelung mit anderen Finanzie-
rungsinstrumenten zu schaffen. Dartiber hinaus sollte das
Zentrenprogramm den Einsatz von Fordermitteln fiir bau-
lich-investive Mafdnahmen so steuern, dass insbesondere
jene Mafinahmen weiterentwickelt werden, die gut fiir das
vielfdltige Nutzungs- und Aktivititsspektrum in Zentren
geeignet sind. Dies ist in der Anlaufphase des Programms
durchaus gelungen, wie die vielfaltigen Aktivititen in den
Fordergebieten zeigen.

Die verfiigbaren Steuerungsinstrumente reichen im Zent-
renprogramm {ber die der ,klassischen“ Sanierung hinaus.
Offenbar werden allerdings aus verschiedenen Grinden
einige der bewahrten Instrumente zumindest bislang kaum
genutzt. So spielt das formelle Instrumentarium der Bebau-
ungsplanung fir die Zentrumserneuerung im Programm
derzeit praktisch keine Rolle. Eine Sicherung der Pro-
grammziele mag zwar bei erst einige Zeit laufenden Maf-
nahmen noch nicht so dringend auf der Agenda stehen

wie beim bevorstehenden Abschluss von Sanierungsmaf3-
nahmen. Doch der Verzicht auf die formellen Instrumente
steht stellvertretend fiir eine weitreichende Beschrankung
auf kooperative und informelle Instrumente der Selbstbin-
dung. So sind integrierte stidtebauliche Entwicklungskon-
zepte als Fordervoraussetzung weit verbreitet, und es lasst
sich an den gefoérderten Einzelmafinahmen auch ablesen,
wie diese bei der Zentrenentwicklung in Beziehung zu-
einander stehen. Auch die weiteren Steuerungsinstrumente
wie das Zentrenmanagement und der Verfiigungsfonds set-
zen auf kooperatives Handeln, wihrend etwa sanierungs-
rechtliche Genehmigungen nach § 144 BauGB ebenfalls
selten eingesetzt werden.

Dies hat nicht zuletzt mit der Eingriffstiefe der Fordermaf3-
nahmen zu tun. Grundsatzlich zeigt sich, dass die Konzepte
im Zentrenprogramm stark mit gezielten Aufwertungs-
mafinahmen agieren, aber eine umfassende Erneuerung der
Bestdnde nicht im Blick haben. In Kommunen, die bereits
in fritheren Sanierungsphasen eine durchgreifende Er-
neuerung ihrer baulichen Bestinde vorgenommen hatten,
kann eine solche Vorgehensweise sinnfillig sein, etwa wenn
lediglich kleinrdumige Bereiche von Abwertungstendenzen
betroffen sind. Auffillig ist allerdings, dass die Kommunen
sich angesichts der kooperativen Anlage der Fordermaf-
nahmen nur selten an grofRere und finanziell sehr auf-
wendige Umstrukturierungsmafinahmen heranwagen, also
etwa auf Blockebene in die Parzellierung eingreifen oder
wenigstens grundstiickstibergreifende Aufwertungsmafi-
nahmen anstreben. So bleiben zwar kleinteilige Parzellen-
strukturen als wesentliche Merkmale historischer Altstadte
erhalten. Abwertungserscheinungen, die auf verbaute
Grundstiicke, schwer erschlieffbare Gebaudeteile oder
Schwierigkeiten bei der Anpassung des Gebaudebestands an
zeitgemifle Wohn- und Arbeitsbedingungen zuriickgehen,
lassen sich mit dem Ansatz der Beratung und Aktivierung
einzelner Eigentlimer aber nicht immer aufhalten.
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Strategisches Handeln von Tragern oder der kommunalen
Liegenschaftspolitik, die durch gezieltes Aufkaufen von
Grundstiicken kleinrdumige Verbesserungen in Block-
innenbereichen ermdéglichen und dadurch wieder neue
Perspektiven fiir vernachléssigte Bestinde in Nebenlagen
schaffen, sind im Zentrenprogramm nur sehr selten er-
kennbar. Konflikte Giber die grundsétzliche Ausrichtung
der Fordermafinahme mogen dadurch vermieden werden,
da sie hiufig auf die im Grundsatz unstrittigen Aufwer-
tungsmafinahmen im 6ffentlichen Raum fokussiert sind.
Auch wenn diese um wenige Schliisselmafinahmen einer
Ansiedlung oder Aufwertung offentlicher Einrichtungen
und Kleinprojekte der privaten Aufwertung erginzt wer-
den, ist allerdings ungewiss, ob auf diese Weise eine lang-
fristig nachhaltige Anpassung der baulichen Strukturen
an die sich wandelnden Anforderungen innerstiadtischer
Funktionen gelingen kann.

Potenziale fiir Attraktivitatssteigerung und Revitalisierung

In den Ausfiihrungen dieses Statusberichts ist deutlich
geworden, dass das Zentrenprogramm eine Reihe von
wirkungsvollen Aktivierungsmechanismen zur Verfiigung
stellt. Bislang weisen die Erfahrungen darauf hin, dass in
vielen Fordergebieten die diesbeziiglichen Moglichkeiten
intensiv genutzt werden. Es bleibt allerdings abzuwarten,
ob es sich dabei um mehr handelt als um einen kurzfristi-
gen Zugriff auf Féordermittel und Unterstitzungsstruktu-
ren, die flir den relativ kurzen Zeitraum der Férderung im
Zentrenprogramm zur Verfiigung stehen. Inwieweit gerade
die Kleinstmafnahmen, Beratungsangebote und Vernet-
zungsstrukturen vor Ort mittelfristig Nachahmer erlangen
und verstetigt werden konnen, ist zum jetzigen Zeitpunkt
noch keineswegs qualifiziert beurteilbar. Ebenfalls unge-
wiss ist, in welchem Umfang sie weitere private Investitio-
nen auslosen, die von ihnen geforderten Veranstaltungen
und Einrichtungen wirklich stabilisieren und mithin nach-
haltige Wirkungen nach sich ziehen. Eine Beschrankung
auf weniger tiefgreifende Interventionen ist in einem Um-
feld nachvollziehbar, das sich auf kooperative Mafnahmen
stlitzt. Wesentliche stadtebauliche Strukturprobleme von
Zentren werden allerdings damit unter Umstdnden nur
unzureichend angegangen und deren Bewaltigung aufge-
schoben. Es bleibt zu hoffen, dass die praventiven Ansitze
des Programms hier frithzeitig wirksame Strategien gegen
drohende Abwertungserscheinungen hervorbringen.

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, mit welchen
mittel- bis langfristigen Leitvorstellungen fiir die Wei-
terentwicklung der Rolle ihrer Zentren die Programm-
kommunen ihre Férdermafnahmen durchfiithren. Zwar
ist in einigen von ihnen absehbar, dass durch Aufwer-
tungsmafnahmen eine Stabilisierung erreichbar ist. Dazu
zahlt haufig der Versuch, den Einkaufsstandort Innen-
stadt anders zu vermarkten und neu oder ergidnzend zu
profilieren. Eine solche einseitige Profilierungsstrategie
kann sich allerdings als unzureichend erweisen, wenn

die Konkurrenz anderer Standorte auf absehbare Zeit
keine Stabilisierung oder Revitalisierung der Rolle des
Zentrums als wichtigem Einkaufsort mehr erwarten lésst.
Wenn zusétzlich die Moglichkeiten zu einer Nutzungs-
anreicherung durch kulturelle oder andere 6ffentliche
Einrichtungen begrenzt sind, verbleibt hdufig Wohnen

als eigentliche Leitnutzung bestehen. Interessanterweise
fihrt das aber keineswegs immer dazu, dass zukunftsfa-
hige Ansitze fir die Weiterentwicklung des Wohnens in
der Innenstadt ausgearbeitet werden. In einer derartigen
Konstellation ist vorstellbar, dass eine Aufwertungsstra-
tegie, die lediglich eine verlorene Stellung des Zentrums
als Hauptgeschiftsbereich wieder zu erlangen sucht,
letztlich scheitert.

Vielversprechend erscheinen dagegen Ansitze, die sich
auf eine Neubestimmung der dauerhaft bedrohten
iberkommenen Rolle der Zentren besinnen und diese
konsequent verfolgen. Einige heben sich aus den Ansét-
zen der Programmkommunen bereits deutlicher hervor.
Mittelstadte, die eine Perspektive fiir eine Aufrecht-
erhaltung ihrer Rolle als Einkaufsstadt besitzen, beziehen
héufig zur Starkung ihrer Erlebniseinkaufsstrategie auch
touristische und identitatsstiftende Elemente mit ein.
Kleinere Stadte mit geringerer Bedeutung als Einkaufs-
stadt profilieren sich ebenfalls tiber touristische Ansétze,
wenngleich diese haufig nur einen kleinen Baustein bei
der Weiterentwicklung des Zentrums darstellen kénnen.
Sie konnen aber gleichwohl einen Beitrag zur Steigerung
der Lebensqualitit auch fiir die ortsansédssigen Bewohner
leisten, wenn sie den Freizeitwert des Zentrums erhéhen.
Andere Ansitze einer Herausbildung wichtiger Elemente
fiir eine hohe Lebensqualitit setzen vielfach daran an,
dass Klein- und Mittelstadte nur tiber unzureichende
Angebote fiir Bewohner mit einer ausgepragt ,urbanen”
Lebensweise verfiigen. Eine daraus abgeleitete Strategie
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kann etwa in der Belebung von Zentren durch Kultur-
angebote oder ortsansissige Kiinstler bestehen. Andere
Stidte arbeiten starker an der Profilierung des Bildungs-
angebots oder einer Aufwertung durch lebensstilorien-
tierte Angebote. Wieder in eine andere Richtung gehen
Stadte, die bewusst an der Profilierung als altengerechte
Stadt arbeiten.

Hiufig funktionieren diese Strategien gerade dadurch, dass
die Lage des Zentrums in Konkurrenz zu nahe gelegenen
grofieren und meist attraktiveren Zentren dazu genutzt
wird, ergdnzende Profile auszubilden. Klein- und Mittel-
stadte mit solchen Rahmenbedingen setzen darauf, dass die
benachbarte groflere Stadt schwerpunktmaéflig als Einkaufs-
ort genutzt wird, wihrend das eigene Zentrum, sofern es
uber einen gewissen Charme verfiigt, auch ohne umfassen-
des Einkaufsangebot andere Nutzungsqualititen entfaltet.

Zum jetzigen Zeitpunkt bleibt allerdings noch offen, wie
attraktiv diese Profilierungsstrategien gerade fiir poten-
zielle neue Bewohner sein konnen. Auffilligerweise lassen
gerade strategische Ansdtze zum Wohnen in Zentren
vielfach die nétige Komplexitdt und Konkretheit ver-
missen. Sie wiirden im Idealfall auf die Anpassung der
Wohngebaude an moderne Anforderungen setzen, worauf
die Kommunen aufgrund der oben beschriebenen Zurtick-
haltung bei der Férderung privater Aufwertungsmafi-
nahmen selten Einfluss nehmen. Sie miissten weiterhin
Blockinnenbereiche so weit wie moglich fiir freiflichenbe-
zogene Nutzungen vom Kinderspielplatz Giber die Terrasse
bis hin zum Pkw-Stellplatz qualifizieren. Sie stof3en dabei
aber nicht selten an die oben beschriebenen Grenzen,
aufier wenn groflere Standorte auf Konversionsflaichen

flr eine Neubebauung zur Verfiigung stehen. Im 6ffentli-
chen Raum und bei 6ffentlichen Einrichtungen bestehen
immer wieder in Ansdtzen genutzte Moglichkeiten, hier
gleichwohl eine nachfrageorientierte Aufwertung in
kleinen Schritten zu erreichen. Sie soll den kleinriumigen
Bediirfnissen des Wohnens von der Nahversorgung bis hin
zur Wohnruhe gerecht werden. Diese Aufwertungsmog-
lichkeiten sind vielfiltig: Verkehrsberuhigung, Schaffung
alternativer Stellplatzangebote in 6ffentlichen Tiefgaragen,
kleinere Spielpldtze und Freiflichen, gezielte Aufwertung
von Pliatzen und ,Pocket Parks“ sowie Organisation einer
vertraglichen Koexistenz von gesamtstadtisch nutzbaren
Angeboten bis hin zu grofleren Events.

Schlussfolgerungen und Ausblick

Anhand der dargestellten Befunde und Praxisbeispiele zeigt
sich, dass die derzeitigen Aktivititen der Programmkom-
munen wertvolle Beitrage zur Schaffung guter Vorausset-
zungen fiir eine zukunftsfahige Profilierung ihrer Zentren
darstellen. Die zu erwartende anhaltende Konkurrenzsitu-
ation bei vielen Nutzungen und der grofRen Mobilitdt von
Stadtbewohnern besteht allerdings weiter. Daher konnen

die Fordermaffnahmen nur die notwendige Mindestvoraus-
setzung fiir die langfristige und nachhaltige Stabilisierung
oder Neubestimmung der Zentrumsfunktion bilden. Weitere
Schritte einer komplexen und aufeinander bezogenen Ent-
wicklung durch private und 6ffentliche Akteure miissen sich
anschliefien, damit die Ziele des Zentrenprogramms auch in
schwierigen Ausgangssituationen erreicht werden kénnen.

Um hier kiinftig eine differenziertere Bewertung des
Programmprofils sowie des Instrumenteneinsatzes
vornehmen zu kénnen, sollten bei einer Weiterentwick-
lung des Programms aus derzeitiger Sicht auch Monito-
ring- und Evaluierungsansitze eine noch grofiere Rolle
spielen. Zwar setzen mit den Begleitinformationen bereits
frihzeitig erste Ansétze eines Monitorings der Forder-
mafinahmen ein. Tatsdchlich lassen sich bislang aber

nur in Ausnahmefillen weitergehende Bemithungen um
eine Selbstevaluierung und Erfolgskontrolle beobachten,
die Uiber die ibliche Kommunikation mit den Bewilli-
gungsbehorden hinausgehen. Hier besteht in Zukunft
noch Potenzial zu einer Weiterentwicklung, nicht zuletzt
deshalb, weil noch wenige Erfahrungen zur Leistungsfa-
higkeit von Lenkungsgruppen, Zentrenmanagements und
Verfiigungsfonds vorliegen.

Vor dem Hintergrund finanzieller Restriktionen der 6f-
fentlichen Haushalte ist jedoch darauf zu achten, dass der
notwendige Aufwand fiir diese programmbegleitenden
Aktivitaten tragbar bleibt. Gleichwohl besteht im Rahmen
der Mafinahmenumsetzung die Chance, den Beitrag erster
umgesetzter Schliisselmafinahmen zur Stabilisierung und
Attraktivitdtssteigerung der Programmgebiete zu prifen
und ggf. ergdnzende Mafinahmen zu ergreifen, die deren
Nachhaltigkeit und Wirksamkeit starken.

Auch fiir die integrierten Konzepte und die Vorbereitung
komplexer Fordermafinahmen in kooperativen Strukturen,
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die auf die breite Unterstiitzung der Akteure und Betroffe-
nen vor Ort angewiesen sind, ist eine nicht zu unterschit-
zende Zeitspanne zu veranschlagen.

Hier hat sich die Programmstrategie zum Zentrenpro-
gramm mit ihren Zielen als fundierte Basis fiir die Um-
setzung des Programms bereits bewihrt. Dies gilt auf der
konzeptionellen Ebene nahezu uneingeschrinkt, wenn
man sich die Vielfalt und Qualitit der integrierten stidte-
baulichen Entwicklungskonzepte vor Augen fihrt, die

in vergleichsweise kurzer Zeit im Kontext des Zentren-

programms entstanden sind. Hinsichtlich der konkreten
baulich-investiven Umsetzung und der damit erzielbaren
langfristigen Wirkungen ist es nach tber fiinf Jahren Pro-
grammlaufzeit noch zu friih fiir eine dhnlich priagnante
Einschitzung. Insbesondere die Eingriffstiefe, die mit den
Gesamtmafinahmen zur Bewiltigung grofRerer struktu-
reller Probleme erzielt werden kann, lasst sich noch nicht
abschliefend beurteilen. Viele grofere Einzelprojekte
haben aufgrund der erforderlichen Vorlaufzeiten und der
komplexen Abstimmungserfordernisse noch nicht den
entsprechenden Umsetzungsstand erreicht.

98  Aktive Stadt- und Ortsteilzentren - Fiinf Jahre Praxis Zweiter Statusbericht






5 Verzeichnisse

5.1 Abbildungsverzeichnis

Abbildung 1:
Abbildung 2:
Abbildung 3:
Abbildung 4:
Abbildung 5:
Abbildung 6:
Abbildung 7:
Abbildung 8:
Abbildung 9:
Abbildung 10:
Abbildung 11:
Abbildung 12:
Abbildung 13:
Abbildung 14:
Abbildung 15:
Abbildung 16:
Abbildung 17:
Abbildung 18:
Abbildung 19:

Stadte und Gemeinden im Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren (2012). . . . . ... ............ 21
Fordervolumen in den Programmjahren 2008 bis 2013 . . . . . . . . . .. ... ... ... ... 23
Anzahl der Fordergebiete im Programm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren nach StadtgroBe . . . .. .. ... .. 24
Lage der Fordergebiete im Gemeindegebiet. . . . . . . . .. L 24
Uberlagerung mehrerer Stadtebauférderprogramme in den Férdergebieten des Zentrenprogramms . . . . . . . 25
Ziele des Zentrenprogramms . . . . . o v v i i i e e e e e e e e e e e e e e e e e 30
Nutzungsverflechtungeninder Innenstadt . . . . . .. .. .. . 35
Sanierungsbroschiire der Stadt Emden. . . . . . . . . . 55
Ansicht des Siegerentwurfs zur Umgestaltung des Platzes der Stadt Hof. . . . . ... ... ... ... ... ... 56
Planungen fiir den autofreien Konigsplatz. . . . . . . . . . . 61
Schaubild zum Kommunikationskonzept im Férdergebiet Berlin-TurmstraBe . . . . . . ... ... ... ... ... 69
Dimensionen integrierten Handelns . . . . . . . . ... L 72
Verkniipfung unterschiedlicher Funktionen im Zentrum und den angrenzenden Stadtquartieren . . . . . . . .. 76
Plan des Entwicklungskonzeptes zur stadtebaulich-raumlichen Struktur . . . .. .. ... ..... .. ... ... 76
Integrierter Entwicklungsprozess Ludwigsburg. . . . . . . . . .. L e 79
Einbindung des Zentrenmanagements in die Zentrenentwicklung. . . . . ... ... o oo oo oo oL 81
Organigramm der Interessensgemeinschaft ,interesSAND . . . . . . . . .. ... ... 83
Rolle des Kernbereichsmanagements und der lokalen PartnerschaftinHessen. . . . . .. ... .......... 85
Mitmachflyer fir den Verflgungsfonds . . . . . . . ... 91

100 Aktive Stadt- und Ortsteilzentren — Flnf Jahre Praxis Zweiter Statusbericht



5.2 Fotoverzeichnis

Seite 3

Seite 37 (oben)

Seite 42

Seite 43 (oben und unten)
Seite 47 (alle)
Seite 50 (Mitte)
Seite 53 (unten)

Seite 55 (unten)

Seite 58

Seite 61 (oben)

Seite 61 (unten)

Seite 62 (oben)

Seite 63 (oben und Mitte)
Seite 63 (unten)

Seite 66 (unten)

Seite 67

Seite 70 (oben)

Seite 70 (Mitte)

Seite 70 (unten)

Seite 71

Seite 76

Seite 82 (Mitte und unten)
Seite 84 (oben)

Seite 87

Seite 91 (oben)

Seite 91 (unten)

Seite 92

Alle anderen Fotos:
Uwe Altrock sowie

Bundesregierung/Steins
Stadt Rendsburg

Dana Klauminzer, Architekturbiiro Obrusnik, Bamberg

Jahn, Mack & Partner

Stadt Neuwied
Stadtplanungsamt Aschaffenburg
Stadt Miinster

Bianca Matthes, BauBeCon Sanierungstrager GmbH

Pressestelle Stadt Hallstadt

Stadt Augsburg

Michael Kdhle

Stadt Wadern

Robert Hilligus, Stadt Bad Wildungen
Ute Kiihlewind, Stadt Bad Wildungen
Stadt Altétting, Baumgartner
City-Management Kempten
Bezirksamt Hamburg-Nord

steg Hamburg

Stadtfinder / Harald Blazy
Photostudio Lichtblick / Neuwied
Stadt Biiren

Magistralenmanagement Georg-Schwarz-Strale

Prof. Petra Rau / Stadt Grebenstein

BSM - Beratungsgesellschaft fir Stadterneuerung und Modernisierung mbH

Tanja Behnke, t-wie-text
Planungsgruppe MWM

Stadt Leipzig, Amt fiir Stadterneuerung und Wohnungsbauférderung

Plan und Praxis (Ulf Gerlach, Christoph Haller, Laura Hammler, Katharina Janke, Christian Kloss, Holger Pietschmann)

5.3 Tabellenverzeichnis

Tabelle 1: Programmkommunen und Férdergebiete nach Landern in den Jahren 2008 bis 2012

Tabelle 2: Vom Bund bereitgestellte Finanzhilfen im Zentrenprogramm in den Programmjahren 2008 bis 2013 . . . . ... ..

Verzeichnisse

101



5.4 Quellenverzeichnis

BBSR (Hrsg.): Indikatoren, Karten und Graphiken zur Raum- und Stadtentwicklung in Deutschland und in Europa (INKAR),
Bonn 2011

BMVBS (Hrsg.): Integrierte Stadtentwicklung als Erfolgsbedingung einer nachhaltigen Stadt, Berlin 2007

BMVBS (Hrsg.): Aktive Stadt- und Ortsteilzentren. Das Zentrenprogramm der Stadtebauférderung, Berlin 2009

BMVBS (Hrsg.): Aktive Stadt- und Ortsteilzentren - drei Jahre Praxis. Erster Statusbericht zum Zentrenprogramm der Stadtebau-
forderung, Berlin 2011

BMVBS (Hrsg.): Evaluierung der Stadtebauférderung. Leitfaden fiir Programmverantwortliche, Berlin / Bonn 2012a

BMVBS (Hrsg.): Verfiigungsfonds in der Stadtebauférderung, Berlin 2012b

BMVBS (Hrsg.): Integrierte stadtebauliche Entwicklungskonzepte in der Stadtebauférderung, Berlin 2013

Hessisches Ministerium fir Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung (Hrsg.): Aktive Kernbereiche in Hessen. Leitfaden zum
Férderprogramm vom 18. Mdrz 2009, Wiesbaden 2009

Kloss, Christian: Integriertes Handeln zur Starkung von stadtischen Zentren. Analyse integrierter Entwicklungskonzepte im
Stadtebauférderprogramm ,Aktive Stadt- und Ortsteilzentren®, Diplomarbeit, Berlin 2012 (bislang unveréffentlicht)

Ministerium fiir Bau, Landesentwicklung und Verkehr Thiiringen: Leitfaden zur Erarbeitung von integrierten Stadtentwicklungskon-
zepten (ISEK). Anlage 12 der Richtlinie zur Férderung stddtebaulicher MaRnahmen (ThStBauFR) vom 1. Januar 2008, Erfurt 2008

Ministerium fir Infrastruktur und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (Hrsg.): Arbeitshilfe zur Erstellung und Fortschrei-
bung von Integrierten Stadtentwicklungskonzepten (INSEK) im Land Brandenburg (Aktualisierung und Fortschreibung der
Arbeitshilfe von Dezember 2006), Potsdam 2012

Ministerium fiir Umwelt, Energie und Verkehr des Saarlandes (Hrsg.): Aktive Zentren, Leitfaden zum Stiadtebauférderungspro-
gramm, Saarbriicken 2010

Ministerium fiir Wirtschaft, Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.): Integrierte Hand-
lungskonzepte in der Stadtentwicklung. Leitfaden fiir Planerinnen und Planer, Disseldorf 2012

Oberste Baubehorde im Bayerischen Staatsministerium des Innern (Hrsg.): Leitlinie 6ffentlich-privater Projektfonds. Programm
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren, Miinchen 2010

Ritter, Ernst-Hasso: Strategieentwicklung heute. Zum integrativen Management konzeptioneller Politik (am Beispiel der Stadt-
entwicklungsplanung). In: pnd-online, Ausgabe 1/2007, S. 1-9. Online verfiigbar unter www.planung-neu-denken.de, Zugriff:
25.06.2013

Séchsisches Staatsministerium des Innern: Arbeitshilfe zur Erstellung und Fortschreibung Stadtebaulicher Entwicklungskonzep-
te (SEKo) vom 12.08.2005, Dresden 2005

Séchsisches Staatsministerium des Innern: Bund-Lander-Programme der Stadtebauférderung — Anwendungshinweise zum Ver-
figungsfonds (Stand: Mai 2013), Dresden 2013

Stadt Bernburg (Saale) / SALEG Sachsen-Anhaltinische Landesentwicklungsgesellschaft mbH (Hrsg.): Fokus Saale. Integriertes
Handlungskonzept, Bernburg (Saale) 2011

Stadt Biiren (Hrsg.): Integriertes Handlungskonzept Aktives Stadtzentrum ,Kernstadt Biiren®, Biiren 2009

Verwaltungsvereinbarung Stadtebauférderung 2013 tiber die Gewahrung von Finanzhilfen des Bundes an die Lander nach Artikel
104b des Grundgesetzes zur Férderung stadtebaulicher MaRnahmen (VV Stadtebauférderung 2013) vom 21.12.2012 / 21.03.2013

102 Aktive Stadt- und Ortsteilzentren — Flinf Jahre Praxis Zweiter Statusbericht



Internet (Stand jeweils November 2013):

www.aktive-kernbereiche-hessen.de
www.aktion-kms.de
www.aktivezentren.de
www.aktivezentrenberlin.de
www.augsburg.de
www.genial-zentral.de
www.hamburg.de/rise
www.innenstadt-nrw.de
www.lebenfindetinnenstadt.de
www.ludwigsburg.de
www.projekt-augsburg-city.de
www.turmstrasse.de
www.staedtebaufoerderung.info

www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/aktionsraeume_plus/index.shtml

www.stadtentwicklung-saar.de

Verzeichnisse

103



al

Bundesinstitut
filir Bau-, Stadt- unc
Raumforschung

i Bapigat e 4 Barpririnn
wrd

o

Impressum

Herausgeber

Bundesministerium fiir Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit (BMUB)
Referat SW 4 - Koordinierung Stadtebauférderung

KrausenstraRe 17-20

10117 Berlin

Bearbeitung

Bundestransferstelle Aktive Zentren
Plan und Praxis

ManteuffelstrafRe 111

10997 Berlin

Uwe Altrock
Christoph Haller
Laura Hammler
Christian Kloss
Katharina Janke
Holger Pietschmann

Bundesinstitut fiir Bau-, Stadt und Raumforschung (BBSR)
im Bundesamt fiir Bauwesen und Raumordnung (BBR)
Referat I2 - Stadtentwicklung

Deichmanns Aue 31-37

53179 Bonn

Mechthild Renner (Leitung)
Bernd Breuer

Gestaltung und Satz
Jakob Kohler, Plan und Praxis

Stand
Mairz 2014

Auflage
2.000 Exemplare

Druck
druckpunkt, Berlin






www.bmub.bund.de



	Aktive Stadt- und Ortsteilzentren- Fünf Jahre Praxis
	Grußwort
	Inhalt
	Kurzfassung
	Abstract
	1 Das Städtebauförderprogramm Aktive Stadt- und Ortsteilzentren
	1.1 Programmstrategie
	1.2 Programmausgestaltung in den Ländern
	1.3 Informations- und Erfahrungstransfer

	2 Programmkommunenund Fördergebiete
	2.1 Fördermittel
	2.2 Charakteristika der Programmkommunen und Fördergebiete

	3 Stand der Umsetzung des Zentrenprogramms
	3.1 Umsetzung der Ziele der Programmstrategie
	3.1.1 Funktionsvielfalt und Versorgungssicherheit
	3.1.2 Soziale Kohäsion
	3.1.3 Aufwertung des öffentlichen Raumes
	3.1.4 Stadtbaukultur
	3.1.5 Stadtverträgliche Mobilität
	3.1.6 Partnerschaftliche Zusammenarbeit

	3.2 Instrumente der Programmumsetzung
	3.2.1 Integrierte städtebauliche Entwicklungskonzepte
	3.2.2 Zentrenmanagement
	3.2.3 Verfügungsfonds


	4 Erfahrungen und Perspektiven der Programmumsetzung
	5 Verzeichnisse
	5.1 Abbildungsverzeichnis
	5.2 Fotoverzeichnis
	5.3 Tabellenverzeichnis
	5.4 Quellenverzeichnis

	Impressum

